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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 8 Minuten 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Ich 
e r ö f f n e die 542. S itzung des Bundesrates. 

Das Amtl iche Protokol l  der 54 1 .  Sitzung des 
Bundesrates vom 23. Mai 1 99 1  ist a ufgelegen,  un­
beanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

K r a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Ingeborg Bacher und Karl 
Schwab. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Gerstl, Ing. Ludescher, Schlögl 
und Wöl lert. 

Ich begrü ße sehr herzlich den im Hause er­
sch ienenen Herrn Bundesminister Dr. F ischler 
sowie den Herrn Landeshauptmann Dr. Partl .  
(Allgemeiner Beifall'> 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsidentin: Eingelangt sind zwei Schreiben 
des Bundeskanzleramtes betreffend Ministerver­
tretungen.  

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Johanna Schicker: 

"An die Präsidentin des Bundesrates 

Parlament, 1 0 1 7  Wien 

Der Herr Bundespräsident hat am 24. Mai 199 1  
folgende Entschl ießung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung Dr .  Erhard 
Busek in  der Zeit vom 1 .  bis 2. Jun i ,  4. b is 6. Juni ,  
1 3 . b is  1 4 . Juni  sowie 1 6. b is  1 8 . Jun i  1 99 1  die 
Bundesministerin für Umwelt. Jugend und Fami­
l ie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankl sowie für den 
9. bis 1 1 . Juni 199 1  den Bundesm in ister für wirt­
schaftliche Angelegen heiten Dr. Wolfgang Schüs­
sel mit  der Vertretung. 

Für den Bundeskanzler 

Dr.  Wiesmül ler" 

Das zweite Schreiben lautet wie folgt: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 1 .  Juni  
1 99 1  folgende Entschl ießung gefaßt: 

Auf Vorschlag des B undeskanzlers betraue ich 
für d ie Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois 
Mock innerhalb der Zeiträume vom 9. bis 
1 4. Juni beziehungsweise vom 17. bis 20. Juni  

199 1 den Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Werner Fasslabend mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäll ige Kenntn isnahme Mitte ilung zu machen .  

Für  den  B undeskanzler 

Dr. Wiesmüller" 

Präsidentin: Danke vielmals. 

Eingelangt ist weiters ein Beschluß des Natio­
nalrates vom 29. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundes­
gesetz, mit  dem das Ausfuhrförderungsge­
setz 198 1  geändert wird. 

Dieser Besch luß unterl iegt nach Art. 42 
Abs . 5 B-VG nicht dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates. 

Eine weitere geschäftsordnungsmäßige Be­
handlung des vorl iegenden Beschl usses durch den 
Bundesrat ist daher nicht vorgesehen. 

Einge langt sind jene Besch lüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe d iese Beschlüsse sowie d ie Berichte 
des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft über die Lage der österreich ischen Land­
wirtschaft 1 989 und den Waldbericht 1989 den in 
Betracht kommenden Ausschüssen zur Vorbera­
tung zugewiesen .  D ie Ausschüsse haben ihre Vor­
beratungen abgeschlossen und schriftliche Aus­
schußberichte erstattet. 

Im Hinbl ick darauf sowie mit Rücksicht auf ei­
nen mir  zugekommenen Vorschlag, von der 
24stündigen Auflagefrist Abstand zu nehmen, 
habe ich al le diese Vorlagen auf die Tagesord­
nung der heutigen S itzung gestel lt .  

Ich bitte jene M itglieder des Bundesrates, d ie 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
lagefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind, um ein Handzeichen. - Ich danke . Dies ist 
Stimmeneinhel ligkeit. 

Der Vorschlag ist mit der nach § 44 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung des B undesrates erforderl i­
chen Zweidrittelmehrheit angenommen. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist n icht der Fal l .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsidentin: Aufgrund e ines mir zugekomme­
nen Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte 
über die P unkte 1 und 2 der Tagesordnung unter 
einem abzuführen. 
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Präsidentin 

Die Punkte 1 und 2 sind Berichte des Bundes­
m in isters für Land- und Forstwirtschaft betref­
fend die Lage der österreichischen Landwirt­
schaft 1989 u nd den Waldbericht 1989. 

Erheben sich gegen die Zusammenzie hung der 
Debatte Einwände? - Dies ist nicht der Fall .  Wir 
werden daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt: Bericht des Bundesministers für Land­
und Forstwirtschaft über die Lage der österrei­
chischen Landwirtschaft 1989 (I11-99/BR sowie 
4060/BR der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Bundesministers für Land­
und Forstwirtschaft betreffend den Waldbe­
richt 1989 (III-100/BR sowie 4061/BR der Beila­
gen) 

Präsidentin: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung e in  und gelangen zu den Punkten 1 
und 2, über die die Debatte unter einem abge­
führt wird . 

Es sind d ies: 

Berichte des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft über die Lage der österreichi­
schen Landwirtschaft 1989 und den Waldbe­
richt 1989. 

Ich bitte u m  die Berichte über die Punkte I 
u nd 2. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Wöckinger übernommen. 

Berichterstatter Hans Wöckinger: Sehr geehrte 
Frau Präsident in !  Herr Minister !  Herr Landes­
hauptmann !  Verehrte Damen und Herren !  Ich 
bringe zunächst den Bericht des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtschaft über den Bericht des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 
über die Lage der österreichischen Landwirt­
schaft 1989. 

Der gegenständliche Bericht wurde dem Natio­
nalrat zeitgerecht am 1l. September 1990 zuge­
leitet und a m  9. November 1990 neuerlich in der 
XVIII .  Gesetzgebungsperiode eingebracht  und in 
der Folge a m  22. November 1990 dem Ausschuß 
für Land- und Forstwirtschaft zugewiesen. 

Dieser Bericht besteht aus folgenden Abschnit­
ten :  

d ie  Stel lu ng der Land-, Forst- und  Wasserwirt­
schaft in der österreichischen Volkswirtschaft, 

die Agrarstruktur und ihre Veränderungen, 

die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft im 
Jahr 1989, 

die Auswertungsergebnisse von Buchführungs­
unterlagen landwirtschaftlicher Betriebe, 

die Förderung der Land- , Forst- und Wasser­
wirtschaft, 

d ie soziale Lage in der Landwirtschaft, 

Empfehlungen für Förderungsschwerpunkte 
gemäß § 7 Abs. 5 des Landwirtschaftsgesetzes, 

bedeutende Bundesgesetze und Verordnungen 
für die Land- , Forst- und Wasserwirtschaft, 

Tabel lenanhang. 

In Industrieländern wie Österreich kommt der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung für die 
Landwirtschaft wesentliche Bedeutung zu, wei l  
die Verflechtung dieser mit anderen Wirtschafts­
bereichen immer stärker wird . Den über die Nah­
rungsmittelproduktion hinausgehenden Leistun­
gen der Landwirtschaft für d ie Gesellschaft wird 
ein zunehmend höherer Wert beigemessen; insbe­
sondere in den bergbäuerlichen Regionen sind d ie 
Pflege u nd Erhaltung der Kultur- und Erholungs­
landschaft für den Fremdenverkehr von entschei­
dender Bedeutu ng. Gerade auch in der Umwelt­
diskussion spielt die Landwirtschaft eine wichtige 
Rolle, wobei sie aber durch die Intensivierung der 
Bewirtschaftung und fortschreitenden Mechani­
sierung in steigendem Maße auch selbst mit Um­
weltfragen konfrontiert wird. Der  Grüne Bericht 
trägt den Beziehungen Landwirtschaft/Umwelt 
sowie zu den vor- und nachgelagerten Industrien 
(Gewerbe) verstärkt Rechnung. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat den gegenständlichen Bericht in seiner Sit­
zung vom 12. Juni 1991 in Verhandlung genom­
men u nd mit Stimmenmehrheit beschlossen,  dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben .  

Als E rgebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Bericht des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft über die Lage der österreichi­
schen Landwirtschaft 1989 wird zur Kenntnis ge­
nommen. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Ausschus­
ses für Land- und Forstwirtschaft über den Be­
r icht des Bundesministers für Land- und Forst­
wirtschaft betreffend den Waldbericht 1989. 

Der gegenständliche Bericht, der sich im  
wesentlichen mit Art und Ausmaß der Waldver­
wüstungen (insbesondere durch Wild) ,  die Gut­
achtertätigkeit der Forstbehörden und die Maß­
nahmen der Jagdbehörden im Jahre 1989 be­
schäftigt, ist in folgende Abschnitte gegl iedert: 
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Berichterstatter Hans Wöckinger 

forstliche Raumplanung, 

Holzmarkt und Ertragslage. 

Sicherung des forstlichen Vermehrungsgutes. 

forstliche Förderung, 

Erfassung des Waldzustandes und der externen 
Waldschädigungen, 

Schutzwaldsan ierung. 

Beeinträchtigung des Waldes durch Wild und 
Weidevieh, 

Waldverwüstungen nach § 16 Abs. 2 Forstge­
setz 1 975, 

flächenhafte Gefährdung durch jagdbare Tiere 
gemäß § 1 6  Abs. 5 Forstgesetz sowie 

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen. 
, 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat den gegenständlichen Bericht in sei ner Sit­
zung vom 12. Juni 199 1  in Verhandlung genom­
men und mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen E inspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n t r a g, der Bundesrat wol le beschl ie ßen: 

Der Bericht des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft betreffend den Waldbericht 1 989 
wird zur Kenntnis genommen. 

Präsidentin: Ich danke für die beiden Berichte. 

Wir gehen in die Debatte ein, d ie unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrätin 
Markowitsch.  Ich erte ile ihr d ieses. 

9.17 

Bundesrätin Helga Markowitsch (SPÖ. Nieder­
österreich) :  Sehr geehrte Frau Präsidentin !  Herr 
Minister! Herr Landeshauptmann! Meine Damen 
und Herren ! Wir diskutieren heute den Bericht 
über die Lage der österreichischen Landwirt­
schaft 1 989 gemäß § 9 des Landwirtschaftsgeset­
zes. Wenn ich auf den Kalender blicke, stelle ich 
fest, daß wir heute den 1 3. Juni 1 991 haben; ein­
einhalb Jahre sind seither vergangen.  

Die Zahlen für das Jahr 1990 l iegen ja ebenfalls 
schon vor. Würden wir den Bericht " Entwicklung 
der österreichischen Land- und Forstwirt­
schaft 1 990/91" von Dozent Dr. Matthias Schnei­
der vom Österreichischen Institut für Wirt­
schaftsforschung zur Hand nehmen, m üßten wir 
nicht über den "Schnee" von gestern, sondern 
könnten über die Zukunft d iskutieren.  

Der Grüne Bericht 1 989 zeigt die konsequente 
Aufwärtsentwick lung der Landwirtschaft in der 
abgelaufenen Legislaturperiode auf. Die Land­
wirtschaft hatte im Jahr 1986 Einko mmenssteige­
rungen in der Höhe von 11 Prozent, im Jahr 1987 
in der Höhe von 4 Prozent, im Jahre 1 988 in der 
Höhe von 9 Prozent und in diesem Bericht e ine 
in der Höhe von 6 Prozent zu verzeichnen. I nsge­
samt kann man sagen, daß die Landwirtschaft -
das betrifft beide Regierungsparteien - für 1 989 
positive Zahlen vorlegen kann.  

I n  Österreich ist der Beitrag der Land- und 
Forstwirtschaft zum Bruttoinlandsprod ukt mit 
3,2 Prozent ähnlich niedrig, wie das in anderen 
westlichen Industrieländern der Fal l  ist . 1989 be­
trug die Endproduktion der Landwirtschaft 
62,2 Mill iarden Schil l ing und war damit um 
2,2 Prozent höher als 1 988. 

Dies ist vor a l lem auf die guten Ergebn isse in 
der forstlichen Produktion - 14,7 Mi l Iarden 
Schi l l ing,  plus 19 Prozent - sowie in der tieri­
schen Produktion zurückzuführen.  

Im  pflanzlichen Bereich hatten wir gegen über 
1988 sch lechtere Ergebnisse. Ich möchte vor allen 
Dingen darauf hinweisen ,  daß wir 1 990 im forstli­
chen Bereich diese Steigerung nicht erreichen 
werden ,  da die Windwürfe zu einem totalen 
Pre isverfal l  auf dem Holzsektor führten. 

Der landwirtschaftliche Außenhandel war 1989 
eher ausgeglichen. Der Export stieg wertmäßig 
um 1 7  Prozent auf 16,7 Milliarden Schil ling, der 
Import verzeichnete e ine Zunahme um 9,2 Pro­
zent auf 3 1 ,8 Mill iarden Schilling. Der Import­
überhang ist also weiterhin sehr gro ß.  

In  diesem Zusammenhang muß vor allen Din­
gen darauf hingewiesen werden, daß der ein- und 
ausfuhrseitige Anteil mit der EG jeweils zwei 
Drittel beträgt. Gerade diese starke Verknüpfung 
zeigt uns die Problematik der Landwirtschaft be­
züglich EWR, GATT und EG. 

Österreichs Land- und Forstwirtschaft kann 
sich von i nternationalen Entwicklungen nicht ab­
kapseln.  Wir m üssen heute schon die Weichen für 
eine Landwirtschaft im EG-Raum stel len.  Der 
�u ßenhandel mit osteuropäischen Ländern ist in  
Osterreich im Vergleich zu den anderen westl i­
chen I ndustriestaaten wesentlich stärker ausge­
prägt. 

D ie Einkommensentwicklung 1989 war in sie­
ben von acht Produktionsgebieten positiv. Das 
landwirtschaftliche Einkommen je Familienar­
beitskraft - einschließlich öffentliche Zuschüsse 
- betrug 1 989 1 39 603 S; das ist, wie schon er­
wähnt, eine Steigerung von 6 Prozent gegenüber 
1 988. 
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Helga Markowitsch 

Besonders erfreul ich ist, daß die produktions­
mäßig benachteil igten bergbäuerlichen Regionen 
prozentmäßig überdurchschnitt l ich abschnittten .  
D ie Ertragslage im  Bergbauerngebiet erfuhr 1 989 
beim landwirtschaftlichen E inkommen inklusive 
öffentl iche Zuschüsse je Famil ienarbeitskraft eine 
Steigerung um 1 4  Prozent auf 1 23 780 S .  

Die Einkommensdifferenz ist aber dennoch 
sehr  groß. Besonders möch te ich aber als Nieder­
österreicherin hervorheben,  sehr geehrter Herr 
M in ister, daß für d ie Grenzlandförderung mehr 
getan werden muß.  Die Grenzlandförderung ist 
geprägt durch eine Aufbauphase in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre und einen nominell 
konstant  bleibenden Umfang bei der Berechnung 
der Entwicklung auf Basis realer Preise : 1 976 ist 
gleich 1 00. 

Dies bedeutet, daß die 1 989 zur Verfügung ge­
stel lten I nvestionszuschüsse nur mehr einem Um­
fang von 77 Prozent der Förderungsmittel des 
Jahres 1976 entsprechen. 

Die gleiche, real rLickläufige Entwicklung ist 
auch bei den AlK-Mitteln  - den Agrarinvesti­
tionskrediten - im Wege des Grenzland-Sonder­
program mes festzustellen. 

Nun aber wieder zurück zum Grünen Be­
richt 1 989. In den Spezialbetrieben fiel 1 989 d ie 
Einkommensentwicklung sehr u ntersch iedlich 
aus. Wein- und obstbauintensive Betriebe schnit­
ten gegenüber  1 988 schlecht ab, mi lch- und rin­
derproduzierende Betriebe dagegen aber relativ 
gut. 

Als N iederösterreicherin - ich bin im Bezirk 
Mödling beheimatet - interessiert mich  natürlich 
besonders die Entwicklung auf dem Weinsektor. 
U nd hier können wir uns auch bereits mit den 
Ziffern 1 990 beschäftigen. Der Weinlagerbestand 
erhöhte sich von 1 989 auf 1 990 um 
450 796 Hektoliter. Der Gesamtlagerbestand be­
trägt 5 1 1 4 648 Hektoliter .  Das entspricht einem 
In landskonsum von 22,8 Monaten, a lso von fast 
zwei Jahren. 

Es muß auch festgestel l t  werden ,  daß der Pro­
Kopf-Weinkonsum 1 989/90 von 35,02 Liter auf 
35,01 L iter zurückgegangen ist. Ebenso sind die 
Faßweinpreiseiweiß  vom Jänner 1 990 von 7,06 S 
auf 6,2 1 S i m  Dezember 1 990 zurückgegangen,  
und der Preisverfal l  ist auch im heurigen Jahr 
weitergegangen. 

Herr Bundesmin ister !  Es ist höchste Zeit, im  
Interesse der vielen fle ißigen Weinbäuerinnen 
und Weinbauern die strukturel len Wein markt­
überschüsse in den Griff zu bekommen. 

Besonderes Augenmerk ist auch auf die Ent­
wicklung auf dem Getreidesektor zu richten. Pro­
duktion und Absatz von Getreide ist für den Bau-

ern mit totaler Sicherheit versehen. Dies führte 
auch Mitte der siebziger Jahre zu einer jährlich 
steigenden Überproduktion. Waren die Exporter­
Iöse anfangs noch einigermaßen befriedigend. so 
stit:gen die Kosten für d ie Exporte durch weltwei­
te Uberkapazitäten, durch einen rückläufigen Ge­
treidehandel und durch den KursverfalL des Dol­
lars gewaltig an.  

Die seit ein iger Zeit bestehenden Grund proble­
me bezüglich Getreideanbau bestehen unvermin­
dert fort, ja verschärfen sich sogar. Der von 
Österreich eingesch lagene Weg der Flächenkon­
tingente ist GATT-konform und ermöglicht 
Österreichs Getreidebauern ein hohes Preisni­
veau. Dies kann aber auch für Österreichs Getrei­
debauern Gefahren br ingen, sobald Österreich 
Mitglied der EG ist. 

Derzeit l iegt Österreichs Getreidepreisniveau 
um bis zu 40 Prozent über dem in der EG. Die 
Lösung auf diesem Sektor kann nur durch Grün­
brache und Extensivierung gefunden werden. Da­
mit können gleichzeitig auch U mwelt- und Über­
schußprobleme beseitigt werden. 

In der Milchproduktion blieben im Vergleich 
zur Vorperiode die Ziffern konstant: 3,35 Mil­
l ionen Tonnen .  Die österreichische Milchwirt­
schaft stand jedoch 1 989 im Zeichen heftiger po­
l itischer Auseinandersetzungen,  die schl ießlich in 
einen parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
mündeten. 

Der Grüne Bericht 1 989 zeigt, daß sich unsere 
Landwirtschaft in einer positiven Entwicklung 
befindet, und ich weise besonders darauf hin,  daß 
gerade mit dem bevorstehenden Eintritt Öster­
reichs in die EG unsere Landwirtschaft vor gro­
ßen Herausforderungen  steht. Ich möchte in die­
sem Zusammenhang mit den Worten von Bun­
deskanzler Dr. Vranitzky - Zitat aus der 
Regierungserklärung 1 990 - schließen, der sag­
te: 

"U m diesen Herausforderungen gewachsen zu 
sein, muß die Wettbewerbsfähigkeit der österrei­
chischen Land- und Forstwirtschaft gestärkt wer­
den . Dazu bedarf es nicht nur großer Anstren­
gungen jedes e inzelnen, sondern auch der Hilfe 
der Öffentlichkeit. Diese Hilfe soll im Rahmen 
e ines neuen Förderungskonzeptes geleistet wer­
den,  das eine Ausweitung der Direktzuschüsse an 
die Bauern, produktionsumlenkende Maßnah­
men zur Reduzierung der Überschüsse und die 
Forcierung ökologischer Produktionsweisen vor­
sieht. " IBeifali bei SPÖ und ÖVP.) 9.28 

Präsidentin: Als nächster zum Wort gemeldet 
hat sich Herr B undesrat lng. Penz. Ich erteile ihm 
dieses. 
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9.28 
Bundesrat lng. Johann Penz (ÖVP, Nieder-

österreich) :  Sehr geeh rte Frau Präsidentin!  Herr 
Bundesminister !  Herr Landeshauptmann !  Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Ausblick 
auf das neue Jahrtausend.  bezogen auf die Wün­
sche insbesondere j unger Menschen, läßt d urch 
Umfragen und Analysen folgende Prioritäten er­
kennen: Sicherheit am Arbeitsplatz, ein entspre­
chendes Klima am Arbeitsp latz, weniger Streß,  
soziale Sicherheit und Ausgewogenheit in  einem 
politisch eigenständ igen Land , höhere Ausgaben 
für Bildung, Gesundheit und Freizeit, aber auch 
gesunde Nahrungsmittel aus bäuerlicher P roduk­
tion und eine saubere Umwelt, ein intakter Le­
bensraum. 

Diese Visionen junger Leute haben Gott sei 
Dank verantwortliche Agrarpol itiker - Josef 
Riegler, Franz Fisch ler, Rudolf Schwarzböck -
nicht nur erkannt, sondern seit ein igen  Jahren 
auch vorgegeben und umzusetzen versucht, denn 
in der Agrarpol itik darf es keinesfalls so se in,  daß 
die Zukunft nur die Verlängerung der Gegenwart 
bedeuten kan n.  

Dem großen Natu rforscher Pascal schreibt man 
den Ausspruch zu, Vergangen heit und Gegenwart 
wären unsere Mittel ,  die Zukunft aber unser 
Zweck. Die Zukunft so l lte aber, vor allem in der 
Politik, nicht als Ausrede für all jene dienen, die 
in der Gegenwart nichts tun wollen. 

Wie sieht die internationale Situation im Agrar­
bereich aus? - Auf fast allen Agrarmärkten 
wuchsen die Überschüsse in den siebziger und 
achtziger Jahren so rasch an, daß die Aufwendun­
gen für ihre Verwertung enorm zugenommen ha­
ben. Von den etwa 660 Mill iarden Schil l ing EG­
Ausgaben 1989 entfielen zwei Drittel auf den 
Agrarbereich.  Der überwiegende Teil der EG­
Ausgaben wird für E xporterstattungen und für 
Lagerhaltungen benötigt. 

Die Landwirtschaft befindet sich europaweit in 
�.iner schweren Krise, gekennzeichnet durch 
Uberschußproduktion,  durch gedrückte Agrar­
preise und der natü rlich damit verbundenen Fol­
ge ungenügender Einkommen für die Bauern. 

Immer mehr bäuerl iche Famil ienbetriebe, ins­
besondere in den Berg- und Randgebieten ,  gera­
ten in existenzielle Bedrängnis. Es geht näml ich 
u m  mehr a ls  eine normale strukturelle Anpas­
sung. Bedroht ist der Bauernstand europäischer 
Prägung in seiner Vielfalt, in  seinem Brauchtu m, 
in seiner landschaftsprägenden und auch in  seiner 
gesellschaftsgestaltenden Kraft . 

Was sind aber die Ursachen für diese Agrarkri­
sen? Erstens: eine über Jahre hinweg hohe P ro­
duktivitätszunahme in der Landwirtschaft, her­
vorgerufen durch eine bessere Ausbildung, durch 

den technischen Fortschritt - bei nur schwach 
ste igender Nachfrage nach Agrarprodukten. 

Zweitens: eine hauptsächlich auf Produktions­
wachstum ausgerichtete Agrarpolitik in den wich­
tigen europäischen Erzeugerländern. 

Drittens: eine fehlende Koordination der 
Agrar- und Handelspolitiker zwischen den Indu­
striestaaten. 

Viertens: eine Agrarpolitik, d ie den Weltmarkt 
oft als Venti l zur Sanierung der eigenen Agrar­
märkte benutzt und deshalb Erzeugnisse zu Prei­
sen auf den Markt gebracht hat, die mit den Pro­
duktionskosten überhaupt n icht im Einklang ste­
hen. Wir werden auch durch die Öffnung des 
Ostens in dieser Frage mittelfristig - vielleicht 
sogar langfristig - neue Probleme haben.  

Fünftens: eine Gestaltung der Agrarpolitik und 
der Agrarpreispol itik, die zu einer Mehrproduk­
tion führen mußte, wei l  die Bauern nur durch 
Mehrproduktion höhere Einkommen erwirt­
schaften konnten. 

Die Konflikte über die Auswirkungen der 
Agrarproduktion auf die Umwelt treten aber zu 
Beginn der neunziger Jahre immer stärker zuta­
ge. Der Ruf nach einer U mkehr und die Forde­
rung, die Agrarpolitik neu zu gestalten ,  sind nicht 
mehr zu überhören,  nicht zu letzt auch im Rah­
men der GATT-Verhandlungen. Professor Popp 
aus der Schweiz hat es wie folgt formuliert - ich 
darf ihn zitieren - :  

" In der ökonomischen Theorie und weitgehend 
auch in der Wirtschaftspolitik der Industrieländer 
galt es bisher als selbstverständlich, ja als unaus­
weichlich, da ß sich die Gesel lschaft mit ihren 
Strukturen dem technischen Fortschritt und des­
sen Auswirkungen anpassen muß. Bis zu einem 
gewissen Grad wird dies sicher auch in  Zuku nft 
so sein .  Immer deutlicher sehen wir aber die 
Grenzen des Anpassungsprozesses. Und wir ste­
hen heute vor der Notwendigkeit, daß die tech­
n isch-wirtschaft l iche Entwicklung den gesell­
schaftspolitischen Zielen untergeordnet und an­
ge paßt werden muß, insbesondere in den ökologi­
schen Erfordernissen und dem Wunsch nach 
Erhaltung gewisser Strukturen und Lebensfor­
men." - Soweit Professor Popp. 

Dies wird nicht nur in  der europäischen Land­
wirtschaft - die seit jeher nicht nur die Nah­
rungsmiuelproduktion, sondern eine ganz beson­
dere Lebensform beinhaltet - immer deutlicher, 
denn d iese Umkehr in der Wertordnung setzt ein 
Umdenken voraus, das vielen - nicht nur Öko­
nomen - äußerst schwer fällt .  

Auch in Österreich kämpfen wir mit ähnl ichen 
P roblemen wie d ie EG, aber Gott sein Dank n icht 
in  jener Dimension und i n  jenem Ausmaß. Aber 
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auch in Österreich hat d ie Gesellschaft d ie Bau­
ern jahrzehntelang nur als Nahrungsmittelprodu­
zenten betrachtet und ihre Bedeutung lediglich 
an ihrem Beitrag zum B ruttonationalprodukt ge­
messen. Alle anderen wichtigen Funktionen der 
Land- und Forstwirtschaft - d ie Umweltfunk­
tion, d ie Funktion der Landschaftsgestaltung -
wurden weder ins Kalkü l  gezogen noch in ent­
sprechender Weise zu bewerten versucht. 

Auch in Österreich hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten ein rasanter Strukturwandel vollzo­
gen. Der bäuerliche Bevölkerungsanteil ist in die­
sem Zeitraum von über 30 Prozent auf nunmehr 
6,5 Prozent zurückgegangen. Durch Rationalisie­
rung, Spezialisierung, Mechanisierung und durc h 
gewaltige Ertragssteigerungen erzielten die Bau­
ern einen enormen Produktivitätsfortschritt. der 
beispielsweise grö ßer ist als jener im Industriebe­
reich. Diesen Produktivitätsfortschritt haben die 
Bauern in Form einer kostengünstigen Nahrungs­
mittelversorgung an d ie Bevölkerung weitergege­
ben, und dadurch haben sie auch einen wesentli­
chen Anteil zur Hebung des Lebensstandards in 
Österreich beigetragen .  

Das läßt sich auch statistisch beweisen,  denn 
nur mehr 20 Prozent des gesamten Erwerbsein­
kommens werden heute in Österreich für Nah­
ru ngsmittel ausgegeben. Die sogenannten vol ks­
wirtschaftlich gerechtfertigten Preise sind freilich 
nicht kostendeckend. Die Preis-Kosten-Schere 
öffnete sich immer weiter, und das bäuerl iche 
Einkommen b l ieb weit h inter dem der übrigen 
Berufsgruppen zurück. Meine Vorrednerin, der 
ich sehr herzlich zu ihrer Darstel lung gratulieren 
darf, hat gesagt, daß wir ein um 6.5 Prozent hö­
heres Einkommen im Jahr 1 989 gehabt haben, es 
wurde aber nicht gesagt, daß trotz dieser E inkom­
menssteigerung die Bauern heute nur die Hälfte 
dessen verdienen, was ein I ndustriebeschäftigter 
verdient. 

Solange aber das Überschußproblem nicht ge­
löst ist und die Märkte unter Druck stehen, wer­
den viele bäuerliche Betriebe, vor allem in den 
benachteil igten Regionen Österreichs - aus der 
Nahrungsmittelproduktion allein kann nämlich 
kein ausreichendes Einkommen mehr erwirt­
schaftet werden - abwandern m üssen. Je stärker 
aber die Bauern wirtschaftlich in Zugzwang kom­
men, umso mehr sind sie gezwungen, al les aus 
ihrem Betrieb herauszuholen, was zu ökologisch 
nachteiligen Effekten  führen muß.  

B is  heute zahlt d ie  Gesellschaft über  den Pro­
duzentenpreis woh l  d ie Lebensmittel, nicht aber 
für die Erhaltung der Erholungslandschaft, für 
die Regeneration von Luft und Wasser, für die 
Erhaltung der Lebensräume von Pflanzen und 
Tieren, für e ine flächendeckende Besiedlung, für 
die Bewirtschaftung der Bergregionen und der 
benachteiligten Gebiete und für den Schutz der 

Täler. N ichtsdestotrotz steigen aber die Anforde­
rungen und die Ansprüche an die Landwirtschaft , 
und dennoch ist es in Österreich bis dato gelun­
gen, die klein- und mittelbäuerliche Struktur zu 
erhalten .  Rund 80 Prozent der  Betriebe in  Öster­
reich weisen nämlich eine Betriebsgröße unter  
20 Hektar auf, wobei d ie  durchschnittliche Be­
triebsgröße 12 ,7  Hektar beträgt - im Gegensatz 
zu Frankreich mit rund 30 Hektar, oder Gro ß­
britannien mit 70 Hektar Betriebsgröße. Damit 
blieb d ie österreich ische Landwirtschaft deutlich 
h inter der Entwicklung anderer, vor al lem west­
europäischer Industriestaaten zurück .  

Welche Lösungsmöglichkeiten gibt es nun für  
die österreichische Bauernsc haft und für die 
österreichische Landwirtschaft? - Zunächst ei n­
mal :  e ine Liberalisierung, verbunden mit Preis­
senkungen .  Diese Position wird nämlich auch im 
Rahmen der GATT-Verhandlungen von führen­
den Agrarexportländern in  Übersee - von der 
CAIRNS-Gruppe -, insbesondere auch von den 
Amerikanern vertreten.  

Aber auch da und dort gibt es außerhalb mei­
ner pol itischen Partei in Österreich Stimmen, die 
diesen Standpunkt vertreten. Würde sich aber 
dieser schrankenlose Freihandel mit Agrarpro­
dukten tatsäch l ich durchsetzen, würde Europa 
mit Bil l igstprodukten aus Großbetrieben über­
schwemmt, noch dazu mit Produkten,  die ohne 
jede Rücksicht auf Gesichtspunkte bezüglich U m­
welt erzeugt wurden.  

Österreichs Bauern könnten in diesem giganti­
schen Preiskampf nicht bestehen. Die bäuerlichen 
Familienbetriebe - auch aufgrund der kleinen 
Struktur -, die ich genannt habe, könnten un­
möglich zu Weltmarktpreisen produzieren, wenn  
sie gleichzeitig auch hochwertige Nahrungsmittel 
unter den strengsten Umwelt- und Gesundheits­
auflagen produzieren und darüber hinaus auch 
noch die Kulturlandschaft pflegen und erhalten  
sollen. 

Die Folgen einer solchen totalen liberal isie­
rung wären eine verstärkte Abwanderung in d ie 
Städte, eine Entsiedlung vieler Berg- und Grenz­
gebiete, die Verödung gepflegter Erho lungsland­
schaften, auch zunehmende Arbeitslosigkeit. Be­
haupten könnten sich letztlich nur mehr intensiv 
wirtschaftende Groß- und Größtbetriebe in den 
besten P roduktionsgebieten .  

Die zweite Möglichkeit a l s  Lösungsvariante wä­
ren natür lich Preissenkungen plus D irektzahlun­
gen. Mit  dieser Strategie, d ie ja auch - das darf 
ich sagen ,  Frau Kollegin Markowitsch - einige 
F unktionäre in Ihrer Partei vertreten ,  würde ver­
sucht. auch die negativen Auswirkungen der 
Preissenkungen auf die bäuerlichen Einkommen 
in den n icht wettbewerbsfäh igen Regionen aufzu-
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fangen beziehungsweise den Einkommensverlust 
tei lwe ise auszugleichen. 

Diesen Weg haben auch die Schweizer zu ge­
hen versucht, und die Schweizer haben die Vor­
und Nachtei le d ieser Lösungsvariante in  einer Ex­
pertenkommission e ingehend untersucht und d is­
kutiert und sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
auch dieser Weg nicht sinnvoll ist, wenn man 
nämlich keine unsichere Angebotswirkung haben 
möchte, wenn man näm lich e ine kontinuierliche, 
permanente Versorgung mit Nahrungsmitte ln 
höchster Güte haben möchte, und außerdem 
würde auch der Umweltgedanke in keiner Weise 
berücksichtigt werden, und natürl ich würde das 
auch zu einer enormen Belastung der öffentli­
chen Hand führen,  wenn also diese E inkommens­
nachtei le aussch l ie ßl ich aus d iesen M itteln ausge­
gl ichen werden sollen. Man sollte offen zugeben,  
daß es auch e inen politischen Widerstand gibt, 
denn wer möc hte denn wirkl ich e in "Staatsbauer" 
werden, wer möchte denn letztl ich al leine vom 
Staat abhängig sein? 

Ich glaube daher, daß die dritte Lösungsvarian­
te, die Österreich vorgeschlagen und in der Zwi­
schenzeit auch betrieben hat, nämlich der ökoso­
ziale Weg, die Erhaltung des bäuerl ichen Fami­
l ien betriebes und seine für die Gesel lschaft wich­
tige Funktion, richtig ist. 

In Erkenntnis dieser Tatsache, daß 
Agrarpol itik nicht nur Wirtschaftspol itik sein 
darf, sondern Tei l  einer umfassenden und langfri­
stig konzipierten Sozial- und Gesel lschaftspol itik 
ist, geht es näml ich um den Ausgleich von Okolo­
gie und der sozialen Komponente. Ökosoziale 
Agrarpolitik heißt: weg von der exportorientier­
ten Mengenproduktion, die wirtschaftlich sehr 
teuer ist, h in zu e iner Produktion für den I nlands­
markt, Ersatz auch der Importe und e ine weitaus 
stärkere Orientierung an den Umweltkriterien 
und auch an der Qualität der Nahrungsm itte l .  
Wir setzen dabei auf wirtschaftl iche Anreize, auf 
den freiwill igen U mstieg anstatt auf Zwangsmaß­
nahmen .  

Voraussetzung dafür aber ist, daß dem Bauern 
Rahmenbedingungen zugestanden werden, die es 
ihm ermöglichen, dem gewaltigen Marktdruck 
auch m it umweltschonenden Wirtschaftsweisen 
standzuhalten. Und da bin ich auch meiner Vor­
rednerin dankbar ,  die einige Alternativen aufge­
zeigt hat, n icht nur in der Getreideproduktion ,  
sondern auch in anderen Bereichen. Nur :  F rau 
Kollegin Markowitsch ,  ich darf S ie  b itten, das 
nicht al lein uns zu sagen, sondern insbesondere 
auch dem Herrn Bundesminister für F inanzen 
näherzubringen .  Vielleicht könnten Sie ihm auch 
eine Abl ichtung Ihrer Rede schicken. Er  wäre Ih­
nen wah rscheinl ich  unend lich dankbar für  d iese 
Darste l lung aus bäuerl icher Sicht, denn all die 
Bemühungen,  die Bundesmin ister Dr.  F ischler i n  

den vergangenen Monaten gesetzt hat, scheitern 
- so hat man den Eindruck - am Widerstand 
des Finanzministers. Und deshalb wäre Ihre Dar­
stel lung umso wichtiger. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
glaube, Sie haben mit Ihrem Bekenntnis, das 
Bundeskanzler Dr. Vranitzky zur Bauernschaft in  
Österreich abgegeben hat, auch bestätigt, daß wir 
uns zu einer flächendeckenden Bewirtschaftung 
bekennen, daß wir uns zum bäuerlichen Fami­
l ienbetrieb bekennen, wei l  eben d ie Bauern in 
Österreich Stärken haben, d ie unersetzbar sind. 
Sie erhalten nicht nur d ie Lebensgrundlagen, sie 
schützen auch den Lebensraum vor Naturkata­
strophen. 

Ich glaube, n iemand anderer als der Landes­
hauptmann von Tirol könnte ein beredtes Zeug­
n is dafür geben, welch wichtige Funktion die 
Bauern gerade in Extremgebieten haben: Sie pfle­
gen die Kultur- und Erholungslandschaft, sie 
schaffen die Basis für den Fremdenverkehr, der ja 
schl ießlich und endlich Österreich 148 Mill iarden 
Schi l ling an Devisen e inbringt. 

D ie Bauern erbringen auch Leistungen im So­
zialbereich. Speziell sind es Leistungen der Bäue­
rinnen bei der Kindererziehung, bei der Kranken­
pflege und auch bei der Altenbetreuung. Umso 
wichtiger ist es, Frau Kollegin Paischer, für die 
Bäuerinnen auch eine e igene Pension zustande­
zubringen. Ich danke Ihnen sehr herzl ich n icht 
nur für diese moral ische Unterstützung, sondern 
auch dafür, daß Sie bereit sind, d iesen Weg für 
d ie Bauern auch mitzugeben. D ie Forderung 
nach  Abgeltung d ieser Leistungen bedeutet aber 
keineswegs - da möchte ich nicht mißverstanden 
werden - eine Absage an eine offensive Preis­
und Absatzpolitik. Und sie bedeutet auch keine 
Absage an die Marktordnung, die für die Bauern 
ein unverzichtbarer Bestandtei l  ist. Direktzahlun­
gen sollen die Preispolitik n icht ersetzen, sie sol­
len aber als wesentliche zusätzliche Einkommens­
komponente ergänzt werden.  

M it unserem eigenständigen Weg der ökosozia­
len Agrarpolitik stel len  wir uns keineswegs gegen 
die europäische Landwirtschaft. Im Gegenteil :  
Auch die Diskussionen um die Weiterentwick­
lung der europäischen Landwirtschaft zeigen, daß 
diese ein klares Bekenntnis zum bäuerlichen Fa­
mi lienbetrieb abgegeben hat und daß der österrei­
chische Weg zunehmend in Europa - das ist kei ­
ne  Anmaßung, sondern e ine nüchterne Feststel­
lung - auch in der europäischen Landwirtschaft 
e ine große Rol le spielt. So wird nämlich im neuen 
Grundsatzpapier der EG-Kommission mehr oder 
wen iger von e iner ökosoz ialen Agrarpol itik ge­
sprochen .  

Meine sehr  geehrten Damen und Herren!  In 
der Öffentlichkeit - n icht bei dem einen oder 
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anderen Bundesminister - stehen die Zeichen 
günstig für die Bauern. Laut einer  repräsentati­
ven U mfrage des Meinungsforschungsinstitutes 
Brunnmayer ist die Mehrheit der Österreicher 
der Meinung, daß die Bauern in Österreich jene 
Berufsgruppe ist, die i m  Verhältnis zu ihrer Lei­
stung am wenigsten verdient. Über 50 Prozent 
der Befragten haben die Meinung vertreten, daß 
die Bauern für ihre Leistungen mehr bekommen 
müßten. Es ist daher dringend erforderl ich, daß 
wir den Bauern die Möglichkeit, daß sie auf ihren 
Höfen b leiben, auch einräumen. 

Dringend erforderlich ist deshalb auch e ine 
Entlastung der Bauern von den Infrastrukturko­
sten. Ich nenne nur den Wegebau, die Wegeerhal­
tung, die Schneeräumung oder ähnliches. Für uns 
in der Stadt ist es eine Selbstverständl ichkeit, daß 
der Gehsteig bis zur Haustür asphaltiert ist und 
auch im Winter geräumt wird . Bauern müssen 
enorme Beträge aufwenden , 200 000 S bis 
300 000 S,  damit ihnen auch ein Zufahrtsweg er­
möglicht wird. 

Wichtig wäre aber auch eine Abgeltung der so­
zialen Dienste, d ie vor allem das heimische So­
zialsystem entlasten helfen. Sie gilt es in Hinkunft 
anzuerkennen, etwa i n  Form der Anrechnung 
von Zeiten der Kindererziehung oder der Pflege 
alter u nd kranker Angehöriger auf d ie Pension .  
Es  ist insbesondere in  den  bäuerlichen Famil ien  
noch e ine Selbstverständlichkeit, daß  alte und 
kranke Menschen im Fami l ienverband gepflegt 
werden.  

Die Agrarförderung hat s ich bereits verstärkt 
an den überwirtschaftlichen Leistungen der Bau­
ern zu orientieren begonnen. Allerdings müßten 
für e ine wirkl ich leistungsgerechte Abgeltung 
noch weit mehr Mitte l zur Verfügung gestel l t  
werden.  Genere l l  bekennt s ich nämlich die öster­
reichische Politik dazu, die Bewältigung neuer 
Anforderungen überal l  dort, wo dies notwendig 
ist, mit öffentl ichen Mitte ln  zu unterstützen. 

Das trifft für den Ausbau unseres Verkehrsnet­
zes für die Neue Bahn ebenso zu wie für die Wei­
terentwicklkung der öffentlichen Dienstle istun­
gen und für die Stärkung der Investitionskraft 
von Industrie und Gewerbe. 

Das bedeutet aber auch, daß wir die Landwirt­
schaft n icht vergessen dürfen. Wir haben in der 
Landwirtschaft, meine sehr geehrten Damen und 
Herren ,  viele Werte, die es zu erhalten gilt, nicht 
nur in  den Fam ilien, sondern darüber hinaus 
auch in der Gese llschaft. Deshalb stimmen wir 
diesem Bericht für 1 989 zu, der zeigt, daß der 
Weg, den d ie österreichischen Agrarpolitiker in 
Richtung Einkommenssteigerung und in Rich­
tung vermehrter Abgeltung überwirtschaftlicher 
Leistungen gehen, richtig und erfolgreich ist. 

Herr Bundesminister !  Ich wünsche Ihnen auch 
in Hinkunft viel Erfolg im I nteresse der Bauern. 
(Allgemeiner Beifall.) 9.51 

Präsidentin: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Gudenus. Ich erteile ihm d ie­
ses. 

9.51 _ 

Bundesrat Mag. John  Gudenus (FPO, Wien) :  
Sehr geehrte Frau Präsident in !  Sehr geehrter 
Herr Bundesminister !  Sehr geehrter Herr  Landes­
hauptmann! Eine besondere F reude ist es mir,  
hier den Herrn Landeshauptmann von Tirol be­
grüßen zu dürfen, wei l  er nämlich jetzt schon das 
dr itte Mal in unserer Mitte weilt und dem Bun­
desrat damit den richtigen Stel lenwert in  der 
österreichischen Innenpolit ik e inräumt. - Ja, da 
kann man ruhig applaudieren !  (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Das erste mal wei lte er hier am 6. Dezember 
1 988, das zweite Mal am 1 1 . Feber 1 990, und 
heute ist er wieder h ier. Ich betone das deshalb, 
wei l  es der Herr Landeshauptmann von Wien bis 
jetzt noch immer nicht der Mühe wert gefunden 
hat, h ierher zu uns zu kommen. Damit Sie ihn 
aber e inmal  hier bei uns sehen, habe ich e in  Bi ld 
mitgebracht. So schaut er aus! (Der Redner l1'eist 
eine Fotografie des Wiener Landeshaupcmannes 
Dr. Zilk vor. - Heiterkeit und Beifall bei der 
FPÖ.)  

Das ist ein durchaus "normales" Pressebild. 
Bitte sagen Sie ihm das, viel leicht könnte er  sich 
wirkl ich einmal selber herbegeben. ( Zwischenruf 
des Bundesrates Mag. B ö s c h.) Ja, das hoffe ich 
doch. In Rom hätte man gesagt: Ceterum censeo 
Zi lk  esse in senatum procedendum. (Bundesrat 
P o  m p e r: Wie heißt das zu deutsch?) Nun, in 
etwa: Wir würden uns freuen, wenn er hier wäre. 
Aber das ist sehr verbal lhornt wiedergegeben. 

Also bitte, sagen Sie, meine F reunde aus Wien, 
daß der Herr Landeshauptmann von Wien hier 
seh r  warm begrü ßt werden würde und daß er 
n icht fürchten mü ßte, hier nicht würdig begrüßt 
zu werden. 

So, jetzt zum Bericht. - Meine Damen und 
Herren !  Im Bundesrat er leben wir es jetzt schon 
ein weiteres Mal, daß wir einen Bericht i m  G run­
de genommen eine inhalb Jahre nach den aktuel­
len Ereignissen diskutieren. Es hat sich glückli­
cherweise ergeben, daß wir den Bericht nicht di­
rekt inhaltlich diskutieren, sondern die Tenden­
zen, die der Bericht ausdrückt. 

Das ist vol lkommen richtig, und ich finde es 
zweckmäßig so. Trotzdem sollten wir hier das Ri­
tual der Berichterstattung und der Berichte über­
denken, daß wir nicht immerzu in  e inem Nach­
laufverfahren etwas diskutieren,  zumal der neue 
Grüne Bericht, wie ich mir gestern habe sagen 

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 72

www.parlament.gv.at



B undesrat - 542. Sitzung - 13. Juni 1991 250 1 5  

Mag. John Gudenus 

lassen, eigentlich schon vorhanden sein könnte. 
(Zwischenruf des Bundesrates Pomper. ) 

Was uns am Grünen Bericht bedrückt, ist d ie 
Lage der Bäuerinnen. Die Lage der Bäuerinnen 
wird zuwenig gewürdigt. Es ist eine sozialpo liti­
sche Farce, die Bäuerinnen derart stiefmütterlich 
im Grünen Bericht - aber nicht nur in diesem, 
denn dieser ist ja nur ein Ausdruck der Wirklich­
keit - zu behandeln. (Bundesrat [ng. P e  n z: 
Dann haben Sie ihn nicht angeschaut! Da steht 
mehr drin. als Sie ahnen.') Aber sehr Verehrter! 
Das ändert ja die Lage der Bäuerinnen n icht! Sie 
können noch so viel schreiben über die Bäuerin­
nen . . . (Bundesrat Ing. P e  n z: Sie haben gesagt. 
sie werden im Grünen Bericht nicht gewürdigt!) Ja, 
aber im positiven Sinne. (Bundesrat lng. P e  n z: 
Sie wollen den Bericht 1990 diskutieren und haben 
den von 1989 noch nicht einmal angeschaut!) 

Sie mögen durchaus mit Ihren Äu ßerungen,  
daß der Bericht von 1 990 positiver ist a ls  der von 
1 989, recht haben. Ich kenne ihn noch nicht. Der 
Bericht von 1 989 verleitet m ich jedoch zu sagen: 
Die �age der Bäuerinnen ist für einen Sozia lstaat, 
wie Osterreich ihn darstellen möchte, keine posi­
tive Ausgangslage. 

Es ist auch für m ich  ein b ißehen bedenklich. 
immer wieder zu lesen ,  daß sich wohl  die Ein­
kom menslage der Bauern verbessert hat, anderer­
seits aber ein starkes Bauernsterben weiterhin 
gang und gäbe ist . Das ist doch ein Widerspruch!  
Wäre die Lage der Bauern wirklich so gut ,  wie die 
Grünen Berichte uns einreden wollen - ich gebe 
ja zu,  d ie Zahlen sprechen für sich,  die Lage ist 
einigermaßen besser geworden - ,  dann wäre ja 
al les in Ordnung, aber sie ist nicht so gut gewor­
den , daß die Bauern in der großen Mehrheit sa­
gen können: Es ist erquicklich ,  Bauer zu sein. 

Ich glaube auch, daß wir beim Grünen Bericht 
die Beurtei lung dessen, was die Landwirtschaft 
mac hen sollte, in dem Punkt besonders beachten 
sol len. wo auf die Biomasse eingegangen wird. 
Denn diese Biomasse, die d ie Landwirtschaft pro­
duziert. ist jene Energiequelle, die bis vor 
1 50 Jahren d ie Weltbevölkerung mit Energie ver­
sorgt hatte. Seit 150 Jahren betreibt die WeItbe­
völkerung, insbesondere in der gemäßigten KIi­
mazone, einen Raubbau fossiler Brennstoffe, der 
nur dadurch eingeschränkt werden kann.  daß 
Biomasse verwendet wird, weil die Biomasse jene 
ist, welche kein CO2 freisetzt, welches n icht ohne­
dies schon in  der Atmosphäre vorhanden gewesen 
wäre . 

Zurück zu den Einkommen der Bauern. Es be­
trägt nur zwei Drittel des Nettoeinkommens un­
selbständig Tätiger. Es sollte uns doch zu denken 
geben, daß man in Anbetracht  dessen nicht unbe­
dingt Propaganda machen kann  mit den Worten: 
BLeibt am Bauernhof! 

Es ist auch schon gesagt worden: Nicht einmal 
der Gehsteig geht bis dorthin.  Nicht nur, daß der 
Bauer kein  Einkommen hat, er muß  noch gewis­
sermaßen durch den Dreck waten ,  bis er zu sei­
nem Hof kommt, beziehungsweise er richtet den 
Gehsteig selbst her. (Bundesrat P o  nz p e r: Im 
Burgen/and führt zu jedem Bauernhof eine asphal­
tierte Straße!) Ich zeige Ihnen einige im Waldvier­
tel, wo das nicht der Fall ist, aber als Wiener sehe 
ich das weniger. (Weitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ. )  

So ist e s  wieder nicht. daß überall asphaltierte 
Straßen hinführen.  Es wäre ja wunderbar. Das ist 
aber nicht zu bezahlen. 

Andererseits gibt der Grüne Bericht die Ten­
denz wieder, daß wir eine Überversorgung von 
1 1 2 Prozent haben .  Das zeigt, daß die Förde­
rungsm ittel wohl  greifen, aber möglicherweise in 
den falschen Bereichen. Wir brauchen keine 
Überproduktion ,  denn diese Überproduktion ist 
nur mit Subventionen zu exportieren. 

Ich glaube daher. daß eine Umschichtung der 
Produktion notwendig ist. Auch das gibt der Grü­
ne Bericht wieder .  Wir sehen es ja bei inländi­
schen Fetten und Ölen, we lche 1986 zu 5 Prozent 
gedeckt wurden und jetzt zu 39 Prozent gedeckt 
werden können .  

Der Grüne Bericht - das wurde mir gestern 
auch im Ausschuß erläutert - ist ein Bericht be­
treffend eine besondere Art von Bauern. Ich wür­
de sie als "Elitebauern" bezeichnen. Ich habe kei­
nen Einwand gegen Eliten, und ich habe keinen 
Einwand gegen Elitebauern. Ich glaube, so etwas 
brauchen wir. Nur  sind die Zahlenangaben,  die 
Schlüsse , d ie man aus diesem Grünen Bericht zie­
hen kann ,  keine absoluten Werte. Sie geben 
Trends sehr gut wieder - ich wiederhole das, das 
wurde gestern im Ausschuß gesagt -, aber es 
�ind keine absoluten Werte. 

Es gibt viele Bauern, die nicht d ie Möglichkeit 
haben oder hatten ,  sich den Bildungsstand anzu­
eignen,  um etwa eine Buchhaltung zu führen. Es 
geht hier um freiwillig buchführende Bauern, und 
diese haben einen gewissen Bildungsstandard not­
wendig. D ieser Bildungsstandard muß  weiter an­
gestrebt werden ,  damit möglichst alle Bauern i n  
die Lage versetzt werden ,  die Buchführung so 
führen zu können, daß diese auch steuerlich ver­
wertbar ist. 

Die El itebauern sind für die gesamte bäuerliche 
Bevölkerung Österreichs n icht die Basis. Sie kön­
nen  nur  als Anhaltspunkt herhalten. Ein Prozent 
der Bauern sind Elitebauern, 99 Prozent der Bau­
ern sind d ies nicht. (Bundesrat [ng. P e  n z: Das ist 
eine sehr gewagte Schlußfolgerung.') Überlassen 
Sie mir  diese doch !  - Sonst gäbe es schon mehr 
Bauern, die buchführungspflichtig sind. (Weitere 
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Zwischenrufe bei der Ö VP. ) Ich betone: Der Grü­
ne Bericht gibt brauchbare Anhaltspunkte. 

Wir gehen auch auf den Waldbericht ein. Der 
Wald atmet wieder auf, konnte man dieser Tage 
in einer Schlagzeile lesen. Unserem Wald geht es 
wieder besser.  

Das mag zutreffen:  1 986 galten 37 Prozent des 
Waldes als geschädigt, 1990 waren es angeblich 
n ur 23 Prozent. Ein besonderes Problem be im 
Waldschaden ist die Jagd. Das interessante Phä­
nomen bei der Jagd ist jenes: mehr Jäger, mehr 
Wild. Ich glaube, da muß gesetzl ich e ingegriffen 
werden, daß man von der ursprünglichen Jagd , 
von der traditionellen Jagd, zur ökologischen 
Jagdbewirtschaftung übergeht, um die Wälder 
vom überbeständigen Wild freizumachen.  Eine 
halbe Mil l iarde Schi l l ing, so wird geschätzt, betra­
gen die Verbißschäden jährlich in Österreich. 

Immerhin 44 Prozent der Fläc he Österreichs 
bestehen aus Wald, das sind 3,6 Mi l lionen Hek­
tar. Die österreichischen Bundesforste selbst be­
wirtschaften 850 000 Hektar; davon s ind 370 000 
Hektar Wirtschaftswald und 1 30 000 Hektar 
Schutzwald. Die Verdienste der österreichischen 
Bundesforste um die Forstwirtschaft sind nicht in  
F rage zu stellen, insbesondere im Hinbl ick dar­
auf, daß sie 1 30 000 Hektar Schutzforste bewirt­
schaften müssen .  Wirklich keine leichte Aufgabe ! 
Trotzdem meinen wir Freihe itl ichen ,  daß e in 
Großteil der Österreichischen Bundesforste pri­
vatisiert werden sol lte . 

Der Baum - "Bruder Baum" , hat ihn Nenning 
genannt - verdient unsere besondere Beachtung. 
Der Herr Minister hat etwas gegen den "Bruder 
Baum" oder gegen den Dr. Nenning, weil ich 
meinte, einen Zwischenruf vernehmen zu kön­
nen. Der Baum leistet jährlich 36 000 S .  Ihm ge­
bührt unsere ganze Aufmerksamkeit. U nd es wird 
nicht nur m it marktwirtschaftl ichen Regeln  mög­
lich sein ,  d iesen Schutz des Waldes voranzutrei­
ben. 

Mir  als Wiener l iegt natürlich auch besonders 
am Herzen, den Wienerwald hervorzuheben. Der 
Schutz des Wienerwaldes wird ungefähr  eine hal­
be Mil l iarde Schill ing kosten. Innerhalb der Lan­
desgrenze Wiens ist er 54 km2 groß, i nsgesamt 
1 25 km2 • Eine große Anzahl von Grundbesitzern 
hat im Wienerwald Baurechte; Baurechte, die er­
freulicherweise noch nicht durch  ein Bauwerk ge­
ziert wurden .  Es wird eine große Menge Geld ko­
sten,  diese Baurechte d iesen Grundbesitzern ab­
zugelten. Aber ein Bau-Boom ist in den letzten 
Jahren besonders im Wienerwald erkenntlich ge­
wesen und hat noch nicht aufgehört. Da wäre 
rechtzeitig darauf einzuwirken,  daß d iese Baupar­
zellen, die vielfach zerstreut i m  Wienerwald l ie­
gen, möglichst bald mit einem Bauve rbot belegt 
werden.  

300 000 Bewohner bewohnen den Wienerwald. 
50 000 Bewohner haben dort ihren Zweitwoh n­
sitz. Schöffel, der Retter des Wienerwaids, er­
kannte schon vor hundert Jahren das Problem 
dieses Waldes. Damals gab es aber noch keine 
Mountain-Bike-Fahrer, damals gab es noch nicht 
viele Wanderer, damals gab es noch keine Schi­
wanderer .  All dies sind Einwirkungen auf den 
Wald, d ie schwer in den Griff zu bekommen sind. 
( Bundesrat lng. P e  n z: Der arme Schöffet.') Der 
arme Schöffel ,  meinen Sie. Ja, der wird immer 
wieder zitiert. 

1985 betrugen die Schäden im Wienerwald 
35 Prozent, 1 990 verringerte sich d ie Schadens­
quote auf 25 Prozent, und 1 99 1  war die Scha­
densquote nur noch 23 Prozent. In Wien selbst, 
im Land Wien,  wurden 30 000 Bäume, Buchen 
und Eichen, untersucht. Davon sind nur noch 
37 Prozent vi tal total gesund. 50 Prozent zeigen 
eine schwache Verlichtung und 13 Prozent e ine 
mittlere bis starke Verl ichtung. Der Wienerwald 
ist also weiterhin in Gefahr .  

Das Land Wien besitzt aber auch gro ße Forste 
im Bereich Hirschwang, Stixenstein und im Naß­
wald. Dort kommt das Wiener Hochquellwasser 
her. Und auch d iese Bereiche müssen wir beson­
ders beachten, denn Wien ohne Hochquellwasser 
ist ein Wien ohne Lebensqual ität. 

Die Gefährdung des Wienerwaldes ist durch  
Luftverunreinigung besonders gegeben. Das Land 
Wien hat große Anstrengungen unternommen, 
unter anderem durch Fernwärme die Luftverun­
reinigung hi ntanzuhalten; über die Fernwärme 
werden wir ja heute noch sprechen. 

Der Wienerwald ist bedroht durch  wilde Depo­
nien, durch biotische Faktoren, durch Eichenmi­
stelbefa l l ,  durch die Erholungsnutzung, die ich 
schon erwähnt habe, durch Zersiedelung und na­
türlich auch durch den Autoverkehr. Der Wiener 
Nebe l hat eine besondere Auswirkung, wei l  er  
"sauren" Regen verursacht. Aber das Land Wien 
hat schon 1 982 a ls  erstes B undesland ein L uft­
reinhaltegesetz erlassen; 1 986 folgte Niederöster­
reich. 

Dem Grünen Bericht und dem Waldbericht 
können wir F reiheitlichen keine Zustimmung ge­
ben, weil  weder die Lage der Bäuerinnen zufrie­
denste l lend ist noch die Abwanderung der Bauern 
gestoppt werden konnte. (BeifaLL bei der FPÖ. )  
10JJ6 

Präsidentin: Als nächster zu Wort gemeldet: 
Herr Bundesrat Dr. Simperl .  Ich ertei le ihm d ie­
ses. 

/ 0.06 •. 
Bundesrat Dr. Leopold Simperl (SPO, Wien) :  

Frau Präsidentin!  Herr  Bundesminister! Herr 
Landeshauptmann!  Geschätzte Damen und Her-
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ren !  Hohes Haus! Wenn  wir heute über den 
3 1 .  Grünen Bericht, dem aus dem Jahre 1 989, 
befi nden so l len,  also knappe drei Monate vor je­
nem Datum, zu welchem gemäß Landwirtschafts­
gesetz der Bericht für das Kalenderjahr 1 990 vor­
zulegen ist - auf dies wurde bereits mehrmals 
verwiesen - ,  dann hat sich im Bericht 1 989 mit 
großer Wahrscheinlichkeit schon viel Inhaltli­
ches, wie es so schön heißt. überlebt. Aus diesem 
Grund und in  Anbetracht des bereits Gesagten 
erlaube ich mir daher in al ler Kürze nur einige 
grundsätzliche Anmerkungen. 

Unbestritten ist für mich,  daß der vorl iegende 
Bericht e in  durchaus gelungenes statistisches 
Nachschlagewerk darste l lt .  Betrachtet man jedoch 
den Bereich der Datenermittlung, so ist unschwer 
festzusteHen ,  daß die 2 445 buchhaltungsführen­
den Betriebe - was nicht unbedingt buchhal­
tungspfl ichtig bedeuten muß ,  Herr Kollege Gu­
denus - ,  die die eigentl ichen Datenträger des Be­
richtes sind, nicht die tatsächliche Betriebsstruk­
tur unserer Landwirtschaft repräsentieren. 

Ohne Berücksichtigu ng der 25 Gartenbaube­
triebe zeigt al leine die Anzahl  der Vollerwerbs- in 
Relation zu den Nebenerwerbsbetrieben ein be­
trächtliches U ngleichgewicht. Das heißt: Wenn 
von unseren rund 280 000 Bauern zirka 60 Pro­
zent im Nebenerwerb wirtschaften - diese Grö­
ßenordnung ist wohl unbestritten - ,  für die Da­
tenerfassung als Grundlage des vorl iegenden Be­
richtes jedoch 95 Prozent Vollerwerbs- und nur 
5 Prozent Nebenerwerbsbetriebe herangezogen 
wurden, so ist das nicht nur  bedauerlich,  sondern 
birgt auch die akute Gefahr  einer Verzerrung, ja, 
man kann durchaus sagen :  die Gefahr einer 
schlagseitigen Darstel lung der Berichtsaussage in 
sich .  

Meine Damen und Herren !  Es ist  schade, daß 
diese Tatsache dem Werk  einen gewissen An­
strich der U nobjektivität gibt, da es damit wohl 
unter seinem Wert gesch lagen wird. 

Betrachtet man den Bericht 1 989 in seiner Ge­
samtheit, so zeigt er ein durchaus positives Bild 
unserer Landwirtschaft oder,  besser gesagt: das 
Bi ld einer positiven Entwicklung der Landwirt­
schaft. Natürl ich  gibt es dabei - darauf wurde 
bereits verwiesen - ,  so wie in jedem anderen 
Wirtschafts- beziehungsweise Branchenbereich, 
unterschiedliche Ergebnisse . Das heißt, daß keine 
gleichmäßige l ineare Entwicklung erkennbar ist, 
sondern daß einzelne Segmente der Branche, je 
nach der natürl ichen Beeinflussung, wie Klima­
beziehungsweise Wettersituationen oder/und 
Nachfragemechanismen des Marktes im Zusam­
menhang mit der speziel l  in  Österreich so breit 
gefächerten Agrarstruktur ein sehr  gutes, gutes, 
weniger gutes, ja bis hin zum sogar schlechten Er­
gebnis aufweisen .  

Was dabei jedoch besonders erfreulich ist , ist 
die Tatsache, daß jene bäuerliche Gruppierung, 
die bestimmt n icht zu den begünstigtesten gehört, 
nämlich die Bergbauernbetriebe, im Jahre 1 989 
mit einem Zuwachs von 1 4  Prozent über dem 
Durchschnitt gute Erträge aufweisen kann.  

Geschätzte Damen u nd Herren !  Es wäre zwar 
ver lockend, nunmehr auf die einzelnen Daten des 
Berichtes näher einzugehen - ich denke dabei 
zum Beispiel an Obst, Gemüse, Kartoffeln, 
Fleisch,  Milch, Getreide, Wein ,  um nur einige zu 
nennen -, diese kritisch zu hinterfragen ,  i ns Ver­
hältnis zur volkswirtschaftlichen Sinnhaftigkeit 
zu stel len beziehungsweise das Verhältnis des 
Förderungsaufwandes zu relativieren. Dies würde 
jedoc h nicht nur der eingangs angekündigten 
Kürze meiner Rede widersprechen, sondern mich 
unweigerlich in  eine al lumfassende Agrardiskus­
sion bringe n. 

Daher, geschätzte Damen und Herren, Hohes 
Haus, nur noch ein ige Anmerkungen:  Dabei sind 
für mich einige grundsätzliche Vergleiche uner­
läß lich , das hei ßt, Herr Kollege Penz, daß allei ne 
die Darstellung der monetär verfügbaren Ein­
kommen zur Beurteilung der Lage der österrei­
chischen Landwirtschaft nicht ausreicht. Es so ll 
angemerkt werden, daß zu den Vortei len eines 
über weite Tei le mehr oder minder gesch ützten 
Sektors noch die außerordentliche Sonderstellung 
der Landwirtschaft sowohl im steuerlichen als 
auch im sozialen Bereich kommt. Um diese Be­
hauptung nicht als Polemik im Raum stehen zu 
lassen, zwei Beispiele: 

Der erste Vergleich geht davon aus, daß die ge­
samte Einkommensteuerleistung der Land- und 
Forstwirtschaft im Jahre 1989 380 Mi llionen 
Schi l l ing betragen hat. Rein  rechnerisch ergibt 
dies eine durchschnittliche Einkommensteuerlei­
stung pro Selbständigem in der Land- und Forst­
wirtschaft von 1 92 1 S .  

I m  Vergleich dazu - und das sollte wirklich 
einmal klar zum Ausdruck kommen - erbrach­
ten die 2 862 000 unselbständig Erwerbstätigen in 
unserem Land die beachtliche Lohnsteuerleistung 
von i mmerhi n  92 Mil l iarden Schi l l ing, was pro 
Lohnsteuerpfl ichtigem eine Leistung von 
34 1 75 S ergibt. Diese Zahlen, nämlich die 
1 92 1 S zu den 34 1 45 S in  Relation gesetzt, spre­
chen wohl für sich und bedürfen daher keinerlei 
zusätzlichen Kommentars. 

Auch im sozialen Bereich sei nur ein Beispiel, 
das angekündigte zweite, genannt. Auch in  die­
sem Bereich ist es nicht selbstverständl ich,  daß 
d ie wohlverdienten Pensionen, die heute d ie älte­
re Generation von Bauern bekommt, vom Him­
mel gefallen sind beziehungsweise fal len. Dazu 
muß einfach der Relationshinweis gestattet sein ,  
nämlich was der oder die in den Gesamttopf ein-
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bezah lt  hatte oder hat und was er oder sie heute 
daraus in Anspr uch nehmen kann.  Wenn wir uns 
schon alleine aus dem Motto des sozialpolitischen 
Gedankengutes des Sozial ismus dazu auch beken­
nen, soll dennoch hier nochmals eier H inweis ge­
stattet sein, daß die B undeszuschüsse in einem 
sehr hohen Ausmaß auch in  diese Richtung ge­
hen. 

Somit erlaube ich mir für diesen Bereich e ine 
Art Zusammenfassung, indem ich d ie Totalausga­
ben des Staates für d ie Land- und Forstwirtschaft 
den Totaleinnahmen gegenüberste l le .  Den Aus­
gaben von 22,652 Mil l iarden Schil l ing stehen im 
Jahr 1 989 1 ,946 Mil l iarden gegenüber. Ohne nä­
her auf Detai ls e inzugehen, sowoh l  was die Aus­
gaben wie auch die Einnahmen anbelangt, glaube 
ich, braucht man auch diese Zahl nicht näher zu 
kommentieren. 

Herr Kol lege Penz! S ie werden mir wohl  recht­
geben , daß diese Zahlen auch unserem Finanzmi­
nister bekannt sind und nicht nur bekannt sind, 
sondern seine Dispos ition auch dokumentieren .  
(Bundesrat Ing. Pe n z:  Nur ist es ein Teil der gall­
zen Wahrheit! Sie haben auch nur einen Teil dar­
gestellt.' Sie müßten ja auch die Summe der Pen­
sionsbezieher und der Beitragszahler bedenken, 
dann würde das anders ausschauen.' Auch bei der 
Mehrwertsteuer! ) 

Ich bin gerne bereit, auch in  die Detaildiskus­
sion e inzugehen, nur habe ich mir  vorgenommen, 
den Rahmen dieser Ausführungen nicht zu spren­
gen ,  aber ich habe die Unterlagen sehr wohl bei 
mir, und ich habe schon gesagt: Das sol l  keine 
einseit ige Darstel lung noch ein Vorhalt sein, denn 
wir bekennen uns zu diesen Grundsätzen, aber es 
sol l  das auch wirklich einmal  ausgesprochen wer­
den. (Bundesrat Ing. P e  n z: Gerade von Ihnen als 
" Experten " in der Landwirtschaft . . . !) Das ist der 
Bereich der sozial- und steuerpolitischen Darstel­
lung als solches, und das muß man einfach in  die­
sem Kreis auch als ein Segment der Betrachtung 
des Bundesflusses sehen .  (Bundesrat Ing. P e  n z: 
Sehr unvollständig!) 

Geschätzte Damen u nd Herren !  Gestatten Sie 
mir noch e inige Sätze zum inhaltlichen Tei l  des 
Grünen Berichtes. Der vorl iegende Bericht für 
das Jahr 1 989 kann - und das wurde bereits 
mehr mals gesagt - trotz aller Mängel als wichti­
ger und wertvoller Behelf, sozusagen als ein 
Nachschlagwerk für unsere Landwirtschaft quali­
fiziert werden . Wenngleich er in  seiner Gesamt­
zusammenschau durchaus als gut zu bezeichnen 
ist, besteht dennoch kein Grund zur Euphorie, 
denn gemäß dem Motto "Auch Kleinvieh macht 
Mist" - diese Aussage paßt sogar inhaltlich zur 
Landwirtschaft - ,  gibt es einige negative Ansatz­
punkte, die es auzuräumen gilt. 

Ich stehe n icht an, auch das Positive besonders 
zu betonen . So ist hervorzuheben, daß e inige Pas­
sagen sehr gut placiert und übersichtl ich darge­
stel lt sind. A uch  dem Kapitel Umwelt  wird ent­
sprechend Rechnung getragen, wobei uns gerade 
d iese Problematik, wo llen wir von der Jugend be­
ziehungsweise von unserer Nachfolgegeneration 
ernst genom men werden, in Zukunft noch viel 
mehr zu beschäftigen haben wird. Aussagen, den 
Ernährungstrend betreffend , sind nicht nur i nter­
essant und durchaus lesenswert, sondern haben 
daher auch e inen gebührenden Stellenwert. Zum 
Inhaltlichen der vielen graphischen Darstel lungen 
über elie E in kommenssituation sei - dies wurde 
bereits erwähnt - die überdurchschnittlich gute 
Entwicklung der Landwirtschaft festgehalten. 

U nd so kom me ich bereits zum Sch luß meiner 
Ausführungen, indem ich auf zwei besondere 
Aspekte verweise: Da ist zum ersten d ie Tatsache 
eies zurzeit scheinbar unlösbaren Problems EWR, 
EG, GATT i m  jewei l igen Konnex zur Landwirt­
schaft. Auch hiezu sei angemerkt, daß es be­
stimmt kei n  Fehler gewesen wäre, wenn der vor­
liegende Bericht sich etwas mehr  damit beschäf­
tigt hätte. Das hei ßt, rein informativ ist es für 
unsere künftigen Beschlüsse nicht unerheb l ich ,  ja 
ich würde sogar meinen: von großer Wichtigkeit, 
Vergleichsmöglichkeiten zu besitzen beziehungs­
weise zu erhalten, Vergleichsmöglichkeiten mit 
land- und forstwirtschaftlichen Produktionsberei­
chen zum Beispiel aus Ländern der EG oder de­
nen unserer Nachbarstaaten, der E FTA oder 
Schweiz und/oder anderen mehr. 

Auch bei d iesem Thema wäre die Versuchung 
wieder sehr  g roß,  sich näher damit auseinander­
zusetzen, jedoch meiner Zeitvorgabe treu blei­
bend, darf ich mit fo lgendem H inweis schließen 
- und damit bin ich bereits beim angekündigten 
zweiten Aspekt - .  daß es eine gewaltige Aufgabe 
im gesamten Agrarbereich zu lösen g i lt. Es ist 
darauf Rücksicht zu nehmen, daß die Agrarförde­
rung künftig dahin gehend gelenkt wird, daß die 
extensive Bewirtschaftung der Böden, Aufrecht­
erhaltung der Fruchtbarkeit derselben, die Kreis­
laufwirtschaft weit mehr berücksichtigt wird, als 
das bisher der  Fall war. Auch wird die Form der 
Direktförderungen auszubauen sei n, es wird der 
Neben- und Zuerwerb zu berücksichtigen sein,  
sodaß schlußendlich n icht nur d ie Konsumenten 
mehr davon profit ieren, sondern daß auch der 
Bauer wesent l ich mehr davon hat. 

In  d iesem S inne nehmen wir den vorl iegenden 
3 1 .  Grünen Bericht zur Kenntnis. - Danke 
schön. (Beifall bei SPQ und Ö VP. ) 10.18 

Präsidentin: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr Bundesrat Eberhard. Ich e rtei le i hm dieses. 
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Bundesrat Ing. August Eberhard (ÖVP, Kärn­
ten): Sehr geehrte Frau Präsidentin !  Herr Bun­
desminister !  Herr Landeshauptmann! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren!  Hohes Haus ! Lei­
der ist Kol lege Gudenus nicht anwesend, der hier  
über d ie  Landwirtschaft eben einige Aussagen ge­
troffen hat, aber im Sinne des allgemeinen Inter­
esses darf ich auch in seiner Abwesenheit noch 
e in ige Dinge richtigstel len. (Bundesrätin P a  i -
s c  h e r: Die fehlen ja alle. nicht flur der Gudenus.' 
- Bundesrat K 0 n e C n y: Anruf aus Kärnten.' Be­
fehlsausgabe! ) 

Ich glaube, eines kann niemand wegdiskutie­
ren: Seitdem die Österreichische Volkspartei mit 
Regierungsverantwortung trägt, entwickelt s ich 
das Einkommen in der Landwirtschaft wiederum 
positiv. U nd ich glaube, man kann auch hinzufü­
g.en :  Überall dort in den Bundesländern, wo die 
Osterreich ische Volkspartei m it Hauptverantwor­
tung trägt, geschieht für die Landwirtschaft al lge­
mein mehr .  Das kann man ja vergleichsweise in 
den ei nzelnen Bundesländern immer wieder fest­
ste l len. Die FPÖ hätte ja in der Zeit der Regie­
rungsbetei l igung, zu Zeiten der kleinen Koalition ,  
sicher d ie  Möglichkeit gehabt, ihr  Engagement 
für die Landwirtschaft im besonderen unter Be­
weis zu ste l len. 

E ine kurze Bemerkung auch zu den Auführun­
gen des Kol legen Dr.  Simperl, was die Steuerlei­
stung der Landwirtschaft betrifft. Mögen diese 
ZahlendarsteIlungen wohl stimmen, so meine ich :  
Bei  entsprechendem Einkommen in  der  Land­
wirtschaft wird und würde sich dann auch die 
Steuerleistung entsprechend erhöhen. Aber wir 
wissen um d ie Einkommensentwick lung und um 
den Einkommenszustand in der Landwirtschaft, 
und deshalb ist auch d ie Steuerleistung n icht so , 
wie das im Bereich unselbständig Berufstätiger 
der  Fall ist . 

Ich möchte mich heute im besonderen mit dem 
Waldbericht befassen .  Österreich ist ein waldrei­
c hes Land,  rund 44 Prozent der Gesamtfläche 
Österreichs sind mit Wald bedeckt; dies ent­
�pricht e iner Waldfläche von 3 691 000 Hektar. 
Osterreich ist eines der waldreichsten Länder der 
Erde, und ich glaube, darauf können wir stolz 
sein ,  darüber können wir uns glückl ich  schätzen .  

Es ist heute schon darauf hingewiesen worden, 
daß der Wald besondere Schutzfunktionen hat, 
ebenso eine Erholu ngsfunktion, eine Wohlfahrts­
funktion et cetera. Der Wald stel lt einen sehr we­
sentlichen Lebensfaktor unseres Landes dar. 

Der Wald erfüllt aber auch eine sehr wichtige 
Aufgabe, was den gesamten Wasserhaushalt, was 
d ie Wasserspeicherung betrifft. Infolge Poren­
struktur nimmt der Waldboden N iederschlags-

mengen auf und gibt diese an die Quellen ab. Mit  
den Niedersch lägen dringen aber n icht nur reine 
Sickerwässer in d ie Böden ein,  sondern diese sind 
mit allen möglichen Schadstoffen - aus der Luft 
sowie dem Boden  - angereichert . 

Besonders humusreiche Waldböden filtern die­
se Schadstoffe aus und geben nur sauberes Was­
ser an unsere "Quellstuben" ab. Untersuchungen 
haben aber gezeigt, daß bereits nur geringfügig 
einplanierte Pistenflächen die Wasserspeicherung 
um die Hälfte reduzieren. 

Weiters schützt der Wald vor Elementargefah­
ren, vor Wildbächen, Lawinen, Muren und Hoch­
wasser, Bodenabtragung, Verkarstung und Ero­
sion . 

Nicht zu übersehen ist aber auch, daß der Wald 
die Windgeschwindigkeit bremst und auch den 
Lärm wesentl ich mindert. Ein dichter Jungwald 
kann den Lärmpegel um 0, 1 6  Dezibel pro Lauf­
meter reduzieren ;  ein Wald von 200 Meter "Tie­
fe" vermindert den Lärm u m  32 Dezibel. 

Darüber hinaus stellt der Wald aber auch e inen 
wesentlichen indirekten , aber auch direkten Wirt­
schaftsfaktor unseres Landes dar. So leistet zum 
Beispiel - Untersuchungen haben das bewiesen 
- ein Baum für unser Leben Sauerstoffproduk­
tion, Filterung der Luft, Klimaregulation, Was­
serspeicherung, Boden- und Lawinenschutz, Si­
cherung des Lebensraumes, Erholungsfunktion 
einen sehr wesentl ichen Beitrag. 

Der Endrohertrag der Forstwirtschaft im Jah­
re 1989 mit 1 3  822 000 Erntefestmetern kann 
mit 1 4, 7  Mill iarden Sch i l l ing beziffert werden. 
Österreichs Holzwirtschaft bietet aber auch 
250 000 Menschen einen sicheren Arbeitsplatz. 

Hohes Haus ! Der Zustand der österreichisehen 
Wälder ist von entscheidender Bedeutung für d ie 
Lebensbedingungen in unserem Lande. Mit ei­
nem Verlust der Schutzwirkung des Waldes geht 
die Bedrohung von Sied l ungsräumen, Verkehrs­
wegen und landwirtschaftl ichen Produktionsflä­
ehen durch Elementargefahren in weiten Teilen 
unseres Landes einher. 

Laut Waldentwicklungsplan wird für 71 Pro­
zent der Wälder Kärntens mit hoher und höchster 
Schutzfunktion ein Verbesserungsbedarf ausge­
wiesen, das heißt, daß d iese Wälder ihre optimale 
Schutzwirkung derzeit nicht erbringen können.  

Als Gründe für d ie Ver luste der Schutzwirkung 
möchte ich unter anderem die Wildschäden er­
wähnen;  sie verh indern vielfach eine rechtze itige 
und standortgemäße Verjü ngung des Waldes. So 
ist auf drei  Viertel der Waldfläche Österreichs 
ohne Schutzmaßnahmen gegen Verbiß eine den 
ökologischen Erfordernissen entsprechende Ver­
jüngung nicht möglich. Nur in  einem Viertel der 
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Waldgebiete ist ein ökologisches Gleichgewicht 
zwischen Wald und Wild gegeben, das heißt, daß 
dort d ie gewünschten Mischbaumarten i n  erfor­
derlichem Umfang und ohne Schutzmaßnahmen 
wachsen können. 

Auch durch die Wald-Weide-Nutzung, und 
zwar durch  Viehtritt, kommt es zu Wurzelschä­
den und zu e iner der Oberflächenabflu ß  fördern­
den Verdichtung des Waldbodens. - In  Kärnten 
wird zum Beispiel die Waldweide noch auf rund 
40 000 Hektar ausgeübt. 

Bewirtschaftungsmängel tragen auch zum Ver­
lust der Schutzwirkung bei .  Ungepflegte und zu 
d icht stehende Waldbestände führen zum Verlust 
der Bestandesstabi l ität und bedingen eine erhöhte 
Disposition gegenüber Windwurf- und Schnee­
bruchschäden. Überalterte Waldbestände behin­
dern ein rechtzeitiges Platzgreifen der Verjün­
gung. 

Eine besondere Gefahr für unsere Wälder stel­
len die Luftschadstoffe dar, die von Industrie, 
Verkehr, Hausbrand und durch andere Emitten­
ten an die Luft abgegeben werden. Das sind -
nur um einige Schadstoffe zu nennen - Staub, 
Schwefeldioxid, Chlor- und Fluorwasserstoffe, 
Stickoxide, Ozon, Kohlenmonoxide, Kohlenwas­
serstoffe. Schwermetalle und so weiter. 

Insgesamt wirken Tausende Schadstoffe auf d ie 
Pflanzen ein und schädigen diese. Die Bäume ver­
lieren d ie ä lteren Nadeln und vergreisen von in­
nen heraus, oder die Nadeln beziehungsweise d ie 
Blätter werden durch d ie Zerstörung des Chloro­
phylls gelb beziehungsweise braun. 

So weisen zum Beispiel - laut letzter Waldzu­
standserhebung 1 990 - in Kärnten 22  Prozent 
der über 60 Jahre alten Waldbestände Verl ich­
tungserscheinungen auf; davon 20 Prozent  leichte 
und 2 Prozent mittlere bis starke Schädigung. 
Insgesamt s ind bei uns in Kärnten 58 700 Hektar 
davon betroffen ,  das s ind rund 10,4 Prozent der 
Wald bestände Kärntens .  

E ine besondere Problematik gibt es im Bereich 
Schutzwald, wobei ich den Begriff "Schutzwald" 
nicht nur im Sinne des Schutzwaldes nach dem 
Forstgesetz verstehe, sondern eben als Wald mit 
besonderer Schutzfunktion. Immerhin sind von 
diesen Waldbeständen 25 Prozent der Fläche 
über 1 40 Jahre alt. Bei 25 Prozent der Fläche ist 
ein beginnender Zerfal l  festzustellen. So haben 
wir insgesamt bere its 450 000 Hektar Wald mit 
besonderer Schutzfunktion, der dringend sanie­
rungsbedürftig ist. Die Kosten für d iese Sanie­
rung - ein Problem, das wir gemeinsam bewälti­
gen müssen - werden auf etwa 800 Mi l l ionen b is 
zu 1 Mil l iarde Schil l ing geschätzt. (Vizepräsident 
Dr. 5 c h a m  b e c k übernimmt den Vorsitz. ) 

Ich b in unserem Bundesminister für  Land- und 
Forstwirtschaft Dr.  Fischler sehr dankbar dafür, 
daß bereits im heurigen B udgetvoranschlag eine 
Aufstockung d ieser Mittel im Rahmen des Kata­
strophenfonds möglich war. Der Erfo lg und die 
Nachhaltigkeit des Einsatzes der notwendigen 
Budgetmittel wird aber davon abhängen, inwie­
weit es gelingen wird, daß es  im gesamten Bereich 
der Luftreinhaltung zu e iner Reduzierung der 
Emission kommt, wobei auch ein Schwerpun kt i n  
der Verkehrspol it ik,  wie etwa i m  Transitverkehr 
und in der Energiepolit ik l iegen muß, und wobei 
es - neben dem Energiesparen - auch auf den 
U mstieg auf ökologisch verträgliche, erneuerbare 
Energieträger ankommen wird. 

Entscheidend für eine erfolgreiche Sanierung 
der Schutzwälder wird es unter anderem auch 
sein ,  i nwieweit es tatsächl ich gel ingen wird, e in 
gesundes Verhältnis zwischen Wildbestand und 
Waldfläche, sprich :  ökologischen Wi ldbestand, zu 
erreichen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wie 
eine Untersuchung in der Schweiz gezeigt hat, 
bietet jeder in die Schutzwaldverbesserung inve­
stierte Geldbetrag etwa den achtfachen Gegen­
wert an Sicherheit und Erholungsmögl ichkeiten .  

Es  l iegt nun  an uns, diese derzeit noch - die 
Betonung l iegt bei :  n o  c h - kostengünstigen 
Maßnahmen zur Erhaltung unserer Schutzwälder 
und damit die Sicherung u nseres Lebensraumes 
zügig in  Angriff zu nehmen. Mit unserem Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft Dr. 
Fischle r  sind wir aber auf dem besten Weg dort­
h in .  - Danke schön. (Beifall bei der Ö VP. ) 1 0.31 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Herr  Bundesrat Erhard 
Meier. Ich ertei le es ihm. 

lO.31 
Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steiermark) :  

Sehr  geehrter Herr  Präsident! Herr Minister ! 
Herr Landeshauptmann !  Verehrte Damen und 
Herren des Bundesrates! Wir  diskutie ren heute 
den Bericht über die Lage der österreichischen 
Landwirtschaft 1 989. Derzeit wird wohl schon 
der Bericht über das Jah r  1 990 ausgearbeitet oder 
fast fertiggestel lt  sein, sodaß d ieser Bericht zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt doch schon etwas anti­
quiert erscheint. 

Der Vergleich der Landwirtschaftsberichte i m  
Laufe der Jahre zeigt aber doch die E ntwicklung 
der österreich ischen Landwirtschaft auf. Die Er­
stel lung solcher Berichte ist dadurch  möglich ,  daß 
sich eine Reihe von Betrieben bereit erk lärt ha­
ben ,  Daten hiefür zur Verfügung zu stellen, und 
es sei daher an dieser Ste l le  den 2 200 Haupter­
werbsbetrieben und den über 200 Nebenerwerbs-
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betrieben dafür gedankt, d ie diese Arbeit auf sich 
genommen haben. 

Wie wir im Ausschuß gehört haben, werden die 
Aufzeichnu ngen vorwiegend von den Bäuerinnen 
durchgeführt. Freilich: Es erhebt sich d ie Frage, 
ob d ie genannten Betriebsformen im richtigen 
Verhältnis ausgewählt s ind und ob sich so die 
österreichische Landwirtschaft richtig in d iesem 
Bericht widerspiegelt. 

In der österreichischen Landwirtschaft findet 
ein laufender Strukturwandel statt, wobei die 
Zahl der Nebenerwerbslandwirte zunimmt und 
derzeit schon 65 Prozent ausmacht,  während die 
Haupterwerbsbetriebe rund ein Drittel betragen. 
Sicherlich tragen die Haupterwerbsbetriebe noch 
einen im Verhältnis viel grö ßeren Beitrag zur 
Produktion und zum volkswirtschaftlichen Nut­
zen bei, als man es aufgrund dieses Prozentsatzes 
vielleicht annehmen würde. 

Aufgrund der Entwicklung wird ersichtlich, 
daß d ie Land- und Forstwirtschaft neben ihrer 
Aufgabe im primären Sektor der Wirtschaft, 
nämlich der Erzeugung landwirtschaftlicher Pro­
dukte, durch die Möglichkeit und durch die Not­
wendigkeit des Nebenerwerbs auch mit anderen 
Sektoren der Wirtschaft immer mehr verflochten 
ist, und zwar in Produktion und Handel als se­
kundäre Bereiche, und auch mit dem tertiären 
Bereich, nämlich dem Dienstleistungssektor, so 
zum Beispiel dem Tourismus. 

Bei der Zahl der Berufstätigen in der Land­
und Forstwirtschaft - das sind 229 400 Hauptbe­
rufliche oder 6,7 Prozent - ist gegenüber dem 
Vorjahr ein Rückgang von 4, 1 Prozent festzustel­
len .  Das Einkommen in der Landwirtschaft, ein­
sch l ießlich Zuschüsse, hat sich um 6 Prozent er­
höht, wobei d ieser Prozentsatz natürlich eine 
Durchschn ittszahl ist, d ie sich verschieden auf die 
einzelnen Sparten auswirkt; in manchen Gebieten 
wird dieser Zuwachs von 6 Prozent nicht erreicht, 
in anderen aber überschritten. Diesbezüglich 
kommt es darauf an, in welchem Teil Österreichs 
der betroffene Landwirt lebt. welche Produkte er 
erzeugt. Diese Zunahme von 6 Prozent muß  da­
her von versch iedenen Seite n  betrachtet werden.  

Für Österreich ist bedeutsam,  daß der Gesamt­
selbstversorgungsgrad 1 1 2 Prozent beträgt. Man 
kann daher sagen, daß sich Österreich nicht nur 
selbst versorgen, sondern auch Reserven anlegen 
beziehungsweise landwirtschaftliche Produkte ex­
portieren kann - wenn wir Abnehmer finden, 
wenn  wir uns das durch Stützungen leisten kön­
nen. 

Die Exporte im Jahre 1 989 betrugen bei Ge­
treide rund 1 Mil lion Tonnen, bei Rindern 
282 000 Stück, beim Käse 35 000 Tonnen und 

bei den Milchprodukten insgesamt 1 1 0 000 Ton­
nen, beim Wein 32 700 Hektol iter. 

Wir wissen aber, da ß durch Überproduktion so 
manches Problem hervorgerufen wird, da im eu­
ropäischen Raum eben überal l mit Überproduk­
tion landwirtschaftl icher Produkte gekämpft 
wird. Österreich versorgt sich se lbst vol l  bei Ge­
treide: bei Weizen 1 68 Prozent, Roggen 1 3 1  Pro­
zent, Mais 1 1 4 Prozent, Mi lchprodukten,  bei 
Käse zum Beispiel 1 45 Prozent, und bei Rind­
fleisch 1 39 Prozent. Österreich liegt bezüglich 
Vollversorgung bei Geflügel, Obst- und Gem üse­
produktion im unteren Durchsch nitt. 

Als positiv ist hervorzuheben, daß d ie in ländi­
sche Versorgung mit pflanzlichen Ölen u nd Fet­
ten von 1988 mit 30 Prozent auf 1989 mit 39 Pro­
zent gestiegen ist. Ich glaube, daß gerade in d ieser 
Sparte noch weitere Steigerungen möglich sind, 
Steigerungen, d ie den Bauern Einkommensver­
besserungen br ingen und die auch von volkswirt­
schaftlicher Bedeutung sind. 

Immerhin weist d ie Endproduktion auf dem 
Sektor Landwirtschaft e ine Summe von 62,2 Mil­
liarden Schi l l ing auf - das bedeutet e in Plus von 
2,2 Prozent - und auf dem Sektor der Forstwirt­
schaft 14 , 7  M il l iarden Schil l ing; das ist ein Plus 
von 19 Prozent, wobei aber in der Forstwirtschaft 
besonders Naturereignisse, wie etwa starke Wind­
würfe, bei so lchen P rozentsätzen zu beachten 
sind. Solche Ergebnisse können nicht jährl ich er­
zielt werden; außerdem hängt der Erfolg stark 
vom jewei l igen Holzpreis ab. 

Zum Thema Mi lch  beziehungsweise M ilchpro­
dukteüberschuß gibt es ja von der Organisation 
her durch die G ründung der Austro-Milchexport­
abwicklungs-GesmbH mehrere Lösungsversuche 
in bezug auf Organisation. - Ich habe ja in der 
letzten Fragestunde Herrn Min ister Dipl. - Ing. Dr. 
Fischler über die weitere d iesbezügliche Entwick­
lung befragt. Die Antwort war: Die Entwicklung 
bisher ist als gut zu bezeichnen.  Die weitere Ent­
wicklung - diese wird ja in zukünfigen Landwirt­
schaftsberichten aufgezeigt werden - wird genau 
zu verfolgen sein .  

Da ich aus dem alpinen Bereich komme, möch­
te ich nun besonders auf die Lage der Bergbauern 
eingehen. Es handelt sich dabei vorwiegend um 
das Hochalpengebiet, das in Tirol ,  in  Vorarlberg, 
Salzburg, Kärnten, der Steiermark und auch in 
Ober- und N iederösterreich, im Voralpengebiet 
- ebenso zu erwähnen ist der n ichtalpine Bereich 
des Wald- und Mühlviertels - eine große Fläche 
einnimmt. Die Karte hochalpiner Produktionsge­
biete Österreichs ist auf Seite 76 d ieses Berichtes 
dargestellt; Zahlen darüber gibt es auf den Sei­
ten 1 02 bis 1 06 .  
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Von den Betrieben, d ie sich in den bezeichne­
ten Gebieten befinden ,  liegen etwa 50 Prozent in 
ungünstigen Lagen, d ie durch große Höhe, steile 
Hanglagen, Kl ima, Niederschläge, Verkehrslage 
und Bodengüte charakterisiert sind. 

Wenn man die landwirtschaftlichen Flächen in 
die Erschwerniszonen 1 b is  4 einreiht - die be­
sten Standorte l iegen in der Stufe 1 - , ergibt sich 
folgendes Bild: In Zone 1 und 2 befinden sich je­
weils 25 Prozent, in der Ersc hwerniszone 3 im­
merhin 40 Prozent und in der Erschwernis­
zone 4, mit extremen Standorten, befinden sich 
noch 1 0  Prozent der Betriebe. 

Wenn wir von der Bedeutung der Landwirt­
schaft sprechen, so muß die Landwirtschaft alle 
Teile umfassend betrachtet werden. Die Land­
wirtschaft d ient ja - ich glaube, hierin herrscht 
weitgehend E in igkeit - neben der Produktion 
notwendiger Güter auch der Erhaltung der Ar­
be itsplätze , der Erhaltung der Kulturlandschaft 
und damit auch im weitesten Sinne der Schönheit 
unseres Landes. 

Man spricht oft davon,  daß die Landwirte auch 
Landschaftspfleger sind und durch die Bewirt­
schaftung des Bodens Österreich jenes Aussehen 
geben, daß von uns Österreichern selbst, aber 
auch von al len Gästen gewünscht und besonders 
gelobt wird. Gerade in schwierigen Zonen alpiner 
Landwirtschaft ist es wichtig. daß es noch jeman­
den gibt, der F lächen mäht, bewirtschaftet und 
betreut, und zwar unter schwierigsten Vorausset­
zungen. 

Hätten wir in  diesen Gebieten keine Landwirte 
mehr, würde sich auch das Landschaftsbild we­
sentlich verändern . Deshalb glaube ich, daß es 
immer einen Ausgleich geben muß, der auch sol­
che Gebiete für e ine Bewirtschaftung attraktiv er­
scheinen läßt. 

Ich meine damit natürlich d ie Begbauernförde­
rung, die eben all jene Maßnahmen einschl ie ßen 
muß, die d ie  Bewirtschaftung der  Höfe ermögli­
chen, das sind sowohl Strukturverbesserungsmaß­
nahmen, entsprechende Erschließungen ,  wie 
auch inhaltl iche Maßnahmen, die d ie Bergbauern 
bei der Bewirtschaftung ihrer F lächen und beim 
Vertrieb ihrer Produkte unterstützen . 

Wenn wir in  Österreich so oft "Qualität" - ich 
glaube, es ist richtig - hervorheben,  so muß man 
feststel len, daß gerade die alpine Landwirtschaft 
mit Qualitätsprodukten,  aber auch mit P roduk­
ten ,  d ie nicht im großen U mfang erzeugt werden,  
in Form von Spezialisierung für unsere Gäste 
eine Attraktivität haben dürfte. 

Ich glaube auch, daß man alles tun muß,  um die 
Landwirte und immer mehr auch die Nebener­
werbslandwirte derart zu fördern, daß man es ih-

nen erleichtert und ermöglicht, ihre Landwirt­
schaften weiterzuführen. 

Ich kenne al lerd ings Fäl le ,  in  denen diese Hal­
tung seitens der Öffentlichkeit nicht immer ein­
genommen wird. Da gibt es zum Beispiel den 
Nebenerwerbslandwirt Johann G. ,  der als kleiner 
Landwirt im Gebiet der Österreichischen Bundes­
forste ein Weiderecht besitzt, und zwar ist d ieses 
alpine Weiderecht geteilt auf eine Niederalm und 
eine Hochalm.  Die N iederalm und die Hochalm 
sind aber etliche Kilometer voneinander entfernt, 
was für den Auf- , Zwischen- und Abtrieb etwa 
30 Kilometer Triebstrecke bedeutet. Hoch- lind 
Niederalm l iegen in entgegengesetzter Richtung 
des Anwesens. Es gibt nun in der Nähe der 
N iederalm eine Hochalm, die ein geringes Kon­
tingent - es handelt sich in diesem Fall ohnehin 
nur um 6 Rinder und 4 Schafe - durchaus auf­
nehmen könnte. Auch die anderen Landwirte 
hätten nichts dagegen ,  da im Laufe der letzten 
Zeit ohnehin weniger Vieh aufgetrieben wird, so­
daß d ie Kapazität auf der Alm vorhanden ist . 

Es hat daher der Landwirt die Österreichischen 
B undesforste gebeten,  eine Übertragung se ines 
Alm- und Weiderechtes vorzunehmen. - Als Er­
schwernis kommt noch dazu, daß sich Hoch- und 
Niederalm in zwei versch iedenen Forstverwaltun­
gen befinden, soda ß  sich jene Forstverwaltung 
wehrt, die ein neues, zusätzl iches Almrecht bei 
Wegfall des alten Almrechtes in der anderen 
Forstverwaltung h innehmen müßte . Die 
Österreichischen B undesforste haben verschie­
denste Argumente vorzubringen,  zum Beispiel 
d ie geringere Ertragsfähigkeit der Hochalm und 
so weiter. Aber dahinter steckt doch das Ziel -
das wird indirekt gar n icht bestritten - ,  die Wei­
derechte al lmählich zu verringern und womöglich 
abzulösen. Übrigens tragen solche Vorfälle auch 
dazu bei, daß sich d ie Landwirte gegen die Er­
richtung e ines Nationalparks Nördliche Kalkal­
pen wenden, wei l  sie i hre Rechte bedroht sehen.  

Ich frage mich,  wo da die Unterstützung der 
Bergbauern eigentlich liegt. Es ist auch sehr frag­
l ich,  ob sich nicht dieser kle ine Landwirt oder 
später seine Kinder entsch l ießen,  die Viehhaltung 
aufzugeben und nicht mehr in der Landwirtschaft 
tätig zu sein .  (Bundesrat Ing. P e  n z: Das müssen 
Sie dem Vorstandsdirektor der Bundesforsre sagen, 
der von Ihrer Partei ist.') Ich habe mich an die 
Österreichischen Bundesforste und an den Herrn 
Minister gewandt, und ich warte die Antworten 
ab. Man sollte es aber nicht u nter parteipoliti­
schen Aspekten sehen,  Herr Kol lege Penz. 

Wenn d iese Bauern aufhören,  dann baut Öster­
reich seinen Milchüberschuß ab, und die Almen 
werden frei von Weiderechten .  In d iesem Fall 
wäre das Almproblem gelöst, und es würden we­
n iger Tiere aufgetrieben, aber gleichzeitig würde 
dieser Landwirt - das scheint mir auch wichtig; 
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ich führe ihn hier wirkl ich nur als konkretes Bei­
spiel an, ich interveniere hier nicht - im Talbe­
reich nicht mehr Wiesen und Wegraine und 
Hanglagen mähen,  sondern das einfach stehenlas­
sen oder bestenfalls von einem anderen Landwirt, 
wenn es d iesen noch gibt, besorgen lassen, was 
aber in diesem Fall eher unwahrscheinlich ist. Ich 
richte daher an a lle Einrichtungen den Appell ,  
auch die kleinsten Maßnahmen, die jedoch in ih­
rer Summe Bedeutung erlangen , zu treffen, um 
die Bergbauern aus den von mir vorher angeführ­
ten Gründen zu fördern. 

Nun einige Bemerkungen zu den landwirt­
schaftlichen Einkommen. Aus den Verschieden­
heiten im Betrieb der Landwirtschaften heraus 
ergeben sich natürlich versc hiedene Einkommen. 
Wir haben es in d iesem Bericht überall mit 
Durchschnittswerten zu tun. Bei den Durch­
schnittswerten der Einkommen muß man fest­
stellen, daß es Einkommen gibt, d ie unter diesen 
Durchschnittswerten l iegen, wobei man sich oft 
wirklich fragen muß,  wie man mit diesen Ein­
kommen auskommen kann, ohne zusätzliche 
Ei nnahmen zu gewinnen. Daher gibt es ja den 
Trend in Richtung Nebenerwerb. 

Die Tabel le auf Seite 96 des Berichtes weist die 
Einkommen je Famil ienarbeitskraft aus, die ei­
nen Durchschnittsbetrag von 1 33 600 S ausma­
chen. Gl iedert man diesen Durchschnittsbetrag 
auf, so ergibt sich - ich habe hier nur drei Spar­
ten stellvertretend ausgewählt - im niederöster­
reichischen Flach- und Hügelland ein Betrag in 
der Höhe von 1 7 1 000 S, im Alpenvorland ein 
Betrag in  der Höhe von 157 000 S und im Hoch­
alpengebiet ein Betrag in der Höhe von nur 
1 03 500 S. Selbst mit öffentlichen Zuschüssen 
bleibt dieses Einkommen mit rund 1 1 8 000 S weit 
unter dem Durchschnitt. 

Auf Seite 1 04 entnehmen wir der Tabel le über 
d ie Betriebseinkommen je Arbeitskraft ähn liche 
Daten. Im n iederösterreichischen F lach- und Hü­
gelland gibt es ein Durchschnittseinkommen in 
der Höhe von 20 1 000 S, im Alpenvorland in der 
Höhe von 1 84 000 S und im Hochalpengebiet in 
der Höhe von 1 1 8 000 S .  

Dies führt dann - auf der Tabelle Seite 108 -
zum Gesamteinkommen je Betrieb, dessen 
Durchschnittszahlen wiederum der Reihe nach 
lauten: n iederösterreichischen Flach- und Hügel­
land 394 000 S, Alpenvorland 383 000 S und 
Hochalpengebiet 3 1 9  000 S .  Wie immer man 
auch statistische Zahlen interpretieren mag und 
wie sehr auch die Struktur der Daten noch über­
prüft werden mag: Die schwächere Stel lung der 
Landwirtschaft im Hochalpengebiet geht daraus 
wohl eindeutig hervor. 

Ein anderer Index mag der Rohertrag je Hektar 
RLN - das ist d ie "reduzierte landwirtschaftliche 

Nutzfläche" - se in, denn letztl ich ist d ieser Teil  
der Fläche für den Betrieb ausschlaggebend . D ie­
ser Rohertrag ist mit 33 600 S woh l  um 7 Prozent 
gestiegen, doch ist auch der Aufwand für die Be­
arbeitung dieser Nutzflächen um 4 P rozent ge­
stiegen. Man muß  auch h ier  vom Erfo lg den h ie­
für notwendige n  Aufwand abziehen. 

Der Gesamtrohertrag setzt sich zu zwei Drit­
teln aus dem Milchanteil mit 3 1  Prozent, dem 
Rinderantei l mit 22 Prozent und dem Waldantei l  
mit 15 Prozent zusammen,  wobei die Ertragsstei­
gerung durch den Wald mit plus 20 Prozent her­
vorzuheben ist, was aber wiederum bedeutet, daß 
jene Landwirte, d ie nicht mit der Waldnutzung 
befaßt sind, i n  ihrem Bereich diese Steigerungen 
nicht haben. 

Bei der Rinderhaltung ergab sich ein Plus von 
10 Prozent, und bei der Mi lch ein P lus von rund 
5 Prozent. Diese Prozentsätze m üssen natürlich 
auch relativ betrachtet werden, wei l  wir ja wissen ,  
daß Prozentsätze von einer niedrigeren Basis aus 
leichter e ine Erhöhung erfahren können. 

Ich habe vorher von der Notwendigkeit des Ne­
benerwerbes und vom Sektor der Dienstleistung 
in der Landwirtschaft gesprochen.  H ier ist für 
weite Tei le Österreichs in erster Linie der Touris­
mus besonders zu erwähnen, wobei 80 Prozent 
der Gesamtnächtigungen im Berggebiet zu ver­
zeichnen sind. Die Aktionen und Werbernaßnah­
men für den "Urlaub am Bauernhof" haben sich 
bestens bewährt. Die Bestrebungen vieler Men­
schen, vor allem aus der Stadt, die Natur zu erle­
ben und in diese zurückzukehren, unterstützen 
d ie Möglichkeit der Landwirtschaft, sic h auch im 
Tourismus zu betätigen. So wirkt sich der Touris­
mus positiv aus, ist aber, in absoluten Einkom­
menszahlen gesehen, durchaus noch bescheiden .  

So ergibt sich in Betrieben - das s ind wieder­
um statistische Durchschnittszahlen - ,  die fünf 
bis neun Betten anbieten können, e in Gewinn in 
der Höhe von 30 800 S, und zwar bei 5 1  Nächti­
gungen .  Das ist ebenfalls sehr gering. Auch in den 
Betrieben ,  d ie 1 0  und mehr Betten haben, ist bei 
einer Auslastung von 74 Nächtigungen ein Ge­
winn in der Höhe von 71  200 S zu verzeichnen. 
Es ist d ieser jeweil ige Betrag sicherlich ein guter 
Zusatzgewinn zum Ertrag aus der Landwirt­
schaft, aber man darf nicht vergessen ,  daß darin 
auch eine gewaltige Arbeitsleistung steckt, die ge­
rade auf diesem Sektor vor allem auf die F rau,  
also auf d ie Bäuerin,  entfällt .  

Da es sich bei diesen Zuerwerbsbetrieben 
hauptsächlich u m  Betriebe mit Mi lchproduktion 
handelt ,  erlaubt d iese Form der Wirtschaft für d ie 
F rau nahezu keinen Feiertag, denn  wir wissen,  
daß das ständigen Einsatz erfordert. Genauso ist 
es beim Tourismus. Gerade Zeiten der Ernte oder 
Feiertage sind für Touristen als Url aubszeit be-
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sonders geeignet, was sich dann aber auf die Tä­
tigkeit der Bäuerin nicht gerade positiv auswirkt. 

Die Forderung nach einem E inkommen für die 
Bäuerinnen ist daher genauso zu unterstützen wie 
für alle anderen Frauen. die in einem Betrieb 
oder zu Hause eine Arbeitsleistung erbringen.  
Dies so llte s ich natürl ich auch i n  Form einer Pen­
sion auswirken. 

Al lerdings glaube ich, daß es dazu wesentliche 
Systemänderungen geben mü ßte .  Auf d ie Dauer 
wird eben jeder Berufszweig seinen Beitrag zu 
den Sozial leistungen - in welcher Form auch im­
mer - erbringen müssen, und es kann da nicht 
unterschiedliche Grundlagen geben.  Ich glaube 
daher, daß die Entwicklung, aber auch die Gestal­
tung unserer Gesetze dahin führen muß,  jene 
Grundlagen zu schaffen, sodaß  auch die bäuerli­
chen Betriebe jene Vorsorge treffen können -
und auch entsprechend verdienen können, das 
möchte ich anfügen - ,  d ie sie anderen Arbeit­
nehmern und Arbeitnehmerinnen oder Selbstän­
digen gleichstellt. Natürlich gibt es auch zu die­
sem Thema verschiedene Betrachtungsweisen. 

Sosehr ich mich für die Landwirtschaft als un­
mittelbarer Nachbar und damit auch als ein mit 
der Landwirtschaft Vertrauter e insetze und so gut 
ich d ie schlechten Lebensbedingungen vieler 
Landwirte kenne - ich darf da wiederum die 
Bergbauern hervorstreichen - ,  sogut weiß  ich 
auch, daß es sehr wohl Landwirte gibt, und auch 
im Bereich der alpenländischen Landwirtschaft, 
deren Einkommen über dem Durchschnitt des 
Einkommens von Arbeitern und Angestellten 
und Selbständigen l iegen - das ist auch gut so - ,  
d ie aber aufgrund niedriger Einheitswerte doch 
zu jenen gezählt werden müssen ,  die man beson­
ders fördern sol lte . Innerhalb der Landwirtschaft 
gibt es große Untersch iede, auf d ie man auch im­
mer wieder hinweisen muß, denn ich glaube, daß 
die Landwirte vor al lem in jenen Betrieben, die 
die entsprechende Größe aufweisen und  d ie e ine 
entsprechende Bewirtschaftung zulassen,  mehr 
dazu beitragen können, mit U nterstützung unse­
rer gesamten Gesellschaft die sozialen Leistungen 
in der Landwirtschaft insgesamt, vor allem aber 
für die in der Landwirtschaft Arbeitenden zu ver­
bessern. 

Die RLN ist ja gerade im alpinen Bereich sehr 
gering und ergibt bei jenen Betrieben, von denen 
ich spreche, einen Durchschnitt von 1 8,7 Hektar, 
1 1  Kühen und 2,2 beschäftigten Personen, also 
im Prinzip das Ehepaar, die Famil ie .  Sie ersehen 
al lein schon aus dieser Größenordnung, die wahr­
lich nicht mit den von der Europäischen Gemein­
schaft geforderten oder empfohlenen Durch­
sch nittsgrößen für d ie Landwirtschaft verglichen 
werden kann,  wie kleinstrukturiert u nsere Land­
wirtschaft in vielen Bereichen ist. 

Die Einkommenszuwächse durch  den Frem­
denverkehr werden aber auch für die Landwirte 
immer schwieriger, weil der Gast einen immer 
höheren Qualitätsanspruch stellt .  Auch wen n  er 
sich im ländlichen Raum aufhält, wenn  er auf ei­
nem Bauernhof wohnt, verlangt er selbstver­
ständl ich  die gleiche sanitäre Ausstattung und ge­
nauso gutes Service wie in einem Hote l .  Die sani­
täre Ausstattu ng ist zweifellos notwendig, aber 
das Service bedeutet wiederum Dienstleistung 
und Arbeitskraft der in der Landwirtschaft täti­
gen Familien. 

Ich kann zum Thema "Landwirtschaft und 
Tourismus" auch ein konkretes Beispiel anfüh­
ren: Es gibt einen Nebenerwerbsbetrieb in  der 
Größenordnung von 7 bis 8 Hektar mit acht Kü­
hen in  der Zone 2 - 3 ,  in dem zwei Personen ar­
beiten,  also das Ehepaar. Der Nebenerwerbsland­
wirt ist Betriebssch losser und vermietet acht Bet­
ten an Touristen .  Die Landwirtschaft bringt d ie­
sem Nebenerwerbslandwirt einen jährlichen 
Abgang von etwa 80 000 S ein, und wenn er einen 
Traktor anschaffen muß,  kann er dies einzig und 
allein durch das Einkommen aus dem Nebener­
werb u nd der Vermietung der acht Betten. Den­
noch will dieser Nebenerwerbslandwirt - früher 
war dies ein Haupterwerbsbetrieb - nicht von 
der Landwirtschaft weichen.  Er verbindet sei nen 
Beruf mit der Arbeit in der Landwirtschaft. Er 
hat nun ein Kleinkraftwerk errichtet, das sich 
durch d ie Investition von etwa 800 000 S fü r ihn 
gar nicht rechnet, aber die eigene Energiegewin­
nung sol l  es sei nen Kindern erleichtern, die Land­
wirtschaft ebenfal ls weiterzuführen. - Zu diesem 
Beispiel möchte ich wirkl ich sagen :  Hut ab vor 
solchen Landwirten !  

Da  heute hier auch der Waldbericht 1989 zur 
Diskussion steht, möchte ich doch auch ein ige 
Sätze zum Zustand unseres Waldes sagen. 

Es ist zweifellos nicht zu leugnen, daß der 
österreichische Wald - und auch der stei rische 
Wald, Steiermark gehört ja zu den waldreichsten 
Bundesländern - von den Auswirkungen der 
Umweltverschmutzung betroffen ist. Es braucht 
nicht extra betont zu werden, daß der Wald für 
uns alle eine wichtige Lebensgrundlage bildet; ich 
brauche auf seine Schutzfunktion, auf seine Sau­
erstoffunktion, seine Wirtschaftsfunktion , seine 
Erholungsfunktion und se ine biologische F unk­
t ion wohl nicht näher einzugehen. Es muß daher 
Aufgabe von uns allen - von der Gesetzgebu ng 
und von der Regierung - sein, jene Schäden, d ie 
an unseren Wäldern entstehen und entstanden 
sind, zu reduzieren. 

In  der öffentlichen Meinung gibt es bezüglich 
der Schäden natürlich verschiedene Ansichten .  
Während einige von der "größten Katastrophe" 
sprechen, gibt es jetzt teilwe ise auch schon d ie 
Gegenmeinung, daß sich der Zustand so rasch 
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bessert, daß von Gefährd ung des Waldes keine 
Rede mehr sein  kann. Ich glaube, daß die Kata­
strophe - Gott sei Danke. möchte ich sagen !  -
noch nicht eingetreten ist, daß sie auch nicht ein­
treten wird, wenn regional , vor allem aber auch 
überregional gegen die Umweltverschmutzung 
mit zielführenden Maßnahmen angekämpft wird. 
Ich glaube aber andererseits, daß wir uns auf­
grund sicherlich schon eingetretener Erfo lge 
nicht auf ein Ruhekissen legen dürfen, sondern 
weiterhin erfolgversprechende Maßnahmen tref­
fen müssen, denn Natur und Ökologie sind in län­
geren Prozessen zu sehen. Das heißt, daß Auswir­
kungen negativer Art zuerst einmal verkraftet 
werden und sich nicht voll auswirken, daß aber 
im Laufe der Zeit Schäden entstehen können, die 
nur sehr  langsam wieder rückgängig gemacht 
werden können, fal ls sie nicht überhaupt unbe­
hebbar sind. 

Positiv in diesem Zusammenhang ist auch der 
kürzlich stattgefundene Wienerwald-Tag zu er­
wähnen, der entscheidend von Bundesrat und 
Bürgermeister Karl Schlögl in seiner Gemeinde 
gestaltet wurde und der weitere vorbeugende 
Ma ßnahmen zum Inhalt hatte. Der Herr Minister 
war dort auch anwesend und hat zu diesem The­
ma gesprochen. 

Der Waldbericht 1989 weist zuerst eine Erfas­
sung des Waldzustandes und der Waldschädigun­
gen aus, wobei die österreichische Forstinventur 
und das forstliche Bioindikatornetz, die WaIdzu­
standsinventur und das Wildschadenbeobach­
tungssystem einmal die Schäden und Entwicklun­
gen festhalten sollen. Dazu gehören weiterhin die 
Kronenzustandserfassung, die Waldbodenzu­
standsinventur und die Feststellung über notwen­
dige Sanierung der österreichischen Schutzwäl­
der. 

Besonders aktuell ist das Thema über die aufge­
tretenen Wildverbiß- und Schälschäden . Gerade 
dies ist ein Thema, das in letzter Zeit zwischen 
Land- und Forstwirtschaft und auch der Jäger­
schaft da und dort zu Kontroversen geführt hat. 
Trotz verschiedener Betrachtungsweisen sind sich 
doch alle Betroffenen darin einig, daß die ent­
sprechenden Maßnahmen getroffen werden müs­
sen, um einen Überbestand des Wildes zu vermei­
den, was durch Aufstel lung von exakten Ab­
schußplänen und auch deren mögl ichst 100pro­
zentige Verwirkl ichung geschehen könnte. Bei 
den Abschußplänen ist es ja manchmal so, daß sie 
deswegen nicht eingehalten werden, weil  der 
Jagdpächter aus Deutsch land oder woher auch 
immer erst im Dezember Zeit hat und es ihm ein­
fach nicht mehr möglich ist, alle Abschüsse aus­
zuführen. 

Tatsache ist jedenfal ls, daß sowohl  von der Um­
welt als auch vom Wi ldbestand her Maßnahmen 
zur Verbesserung des Waldes gesetzt werden 

müssen. Die im Waldbericht 1 989 angeführten 
Maßnahmen von forstl icher und jagdlicher Seite 
mögen wirklich genau verfolgt werden! Ideen, 
den Wald für Wanderer und Bergsteiger nur von 
8 bis 1 6  Uhr zu öffnen,  damit d ie Jagd nicht ge­
stört wird und exklusiv bleiben kann ,  gehören 
zum unrealistischen Tei l  der Vorsch läge. 

Zusammenfassend möchte ich noch einige 
Worte zu den Ausführungen meiner Vorredner 
sagen.  

Herr Bundesrat Ing. Penz sprach vom Staats­
bauerntum: Wer spricht davon? Wer wünscht es? 
- Wir nicht, kann ich darauf nur antworten !  
Herr Minister Fischler  möge de r  Regierung von 
den Ausführungen der Bundesräte hier berichten, 
denn es ist ja nicht so , daß einzelne Minister die 
gesamte Politik allein machen .  Man kann nicht 
sagen:  Wenn Geld feh lt ,  ist das die Schuld des 
F inanzministers! Das kann man nicht allein auf 
den SPÖ-Finanzminister abwälzen. Herr Kollege 
Eberhard hat gesagt, daß er für die Aufstockung 
der Budgetmittel Herrn Minister Fisch ler dankt. 
Das ist schön und wird auch unterstützt. aber 
man mü ßte auch den F inanzminister erwähnen. 
- Also bitte: Finden wir einen gemeinsamen 
Nenner, wir wollen ja  alle miteinander das Positi­
ve ! 

Ich möchte auch noch erwähnen, daß auch die 
Gemeinden die Landwirte sehr  unterstützen -
das mag von Gemeinde zu Gemeinde und von 
Gebiet zu Gebiet versch ieden sein - ,  zum Bei­
spiel beim Wegebau und auch bei der Schneeräu­
mung. In unserer Gemeinde - ich komme aus 
Bad Aussee - muß kein Bauer für die Schnee­
räumung etwas bezah len ,  auch dann nicht, wenn 
er mehrere Kilometer vom öffentlichen Straßen­
netz entfernt ist - fragen Sie den ÖVP-Bauern­
und Gemeinderat F ranz Frosch,  vulgo Sea, in 
Bad Aussee-Weißenbach .  

Herrn Bundesrat Gudenus möchte ich folgen­
des sagen:  Sagen Sie allen Bauern, daß sie Buch 
führen müssen, sagen Sie den Bauern, daß nur 
. ,El itebauern" Buch führen können und die ande­
ren dazu nicht in der Lage sind. So dumm sind die 
Bauern wirklich nicht, wie Sie sie hier einschät­
zen. Ich glaube, für viele Bauern ist es eine Er­
leichterung, nicht Buch führen zu müssen. 

Zusammenfassend sei zum Landwirtschaftsbe­
richt 1 989 noch folgendes bemerkt: Ich würde 
vorschlagen, daß erstens auch Vergleiche und 
Vergleichszahlen zu anderen Ländern - soweit 
d ies möglich ist - in d ie Berichte aufgenommen 
werden .  Aber vielleicht ist d ies ab 1 992 aufgrund 
der Umstellung auch E G-konforme Normen oh­
nehin vorgesehen. Dadurch würden die Übersicht 
verbessert und ein Vergleich des Ist-Zustandes 
über den österreich ischen Rahmen hinaus mög­
l ich gemacht werden .  Ich meine, der Ist-Zustand 
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der österreichischen Landwirtschaft läßt sic h 
durchaus vergleichen und weist viele positive 
Merkmale auf. 

Zweitens: Es ist unbedingt notwendig - ich 
g}aube, auch darüber herrscht �.inhelligkeit - ,  
Uberschüsse abzubauen und die Uberproduktion 
zu vermindern. Dadurch könnten auch die Ver­
wertungskosten eingedämmt werden .  Derzeit 
müssen für die Überschu ßverwertung 2,5 Mi l­
liarden - davon 350 Mi l l ionen von den Bauern 
- für Milch, 1 ,6 Mi l liarden für F leisch und 
3,5 Mil l iarden für Getreide aufgewendet werden .  

Daraus ergibt sich d rittens, daß i n  Zukunft 
mehr  Direktzah lungen an die betroffenen bäuer­
lichen Familien erfolgen sollen,  denn nur da­
durch können jene Unterschiede, d ie in der öster­
reichischen Landwirtschaft zweifellos noch beste­
hen, bestmöglich ausgegl ichen werden .  

Viertens: Die  Landwirtschaft ist in alle Belange 
des Umweltschutzes besonders miteinzubeziehen, 
denn weniger Belastung,  d ie auch im ländlichen 
Raum ihre Auswirkungen hat, bedeutet mehr 
Qualität für unser aller Leben.  Es können da­
durch die Gefahren der Verunreinigung des 
Grundwassers und des Trinkwassers und dadurch 
der Lebensmittel und d ie daraus entstehenden 
Folgen vermieden werden. 

Fünftens: Ich wünsche mir,  daß auch die klei­
neren Bauern und jene bäuerl ichen Betriebe, die 
es schwieriger haben, beachtet, entsprechend ver­
treten und gefördert werden. - 1 989 verdiente 
das oberste Zehntel das 1 1 ,3fache des unteren 
Zehntels. 

Sechstens: Es muß die Forderung nach mehr 
Qualität statt Quantität erhoben werden, damit 
die Produkte der Landwirtschaft entsprechende 
Pre ise erzielen können .  Bodenständige gesunde 
Produkte gehören gefördert! Die Kiwi, so vita­
minreich sie ist und so bel iebt sie auch sein mag, 
gehört nicht unbedingt zu den einheimischen 
Produkten, und ein gesunder steirischer Apfel 
oder anderes heimisches Obst ist eine wertvolle 
Ergänzung unseres Vitaminhaushaltes. 

Siebentens: Die Liberalisierung des Verkaufs 
von Produkten ab Hof ist zu fördern. Ich glaube, 
daß d ie Liberalisierung des Ab-Hof-Verkaufs -
zum Beispiel bei Milch - ein wichtiger Schritt in  
diese Richtung ist. Man erspart s ich  die Trans­
portkosten ,  es muß aber die Qualität gewährlei­
stet sein ,  und das ist zweifellos der Fall. 

Achtens: Oft sind weniger Reglementierungen 
nützlicher a l s  ständig gesetzte Richtlinien. Denn  
mehr  Freiheit fördert zweifellos auch Ideen, und 
qual itative Verbesserungen helfen der Landwirt­
schaft. 

So glaube ich abschließend sagen zu dürfen, 
daß sich die österreic hische Landwirtschaft oft in 
schwierigen Situationen befindet, daß in kaum ei­
nem Produ ktionsgebiet eine positive Vermögens­
rente erwirtschaftet werden kann,  daß durch den 
Rohertrag 1 989 nur die 50 bis 1 00 Hektar großen 
Ackerwirtschaften des niederösterreichischen 
Flach- und Hügellandes die Produktionskosten 
decken konnten, daß es aber sehr viele posit ive 
E ntwicklungen gibt, daß die österreichische 
Landwirtschaft von vielen fleißigen Menschen be­
trieben wird, daß es dieser Landwirtschaft mög­
l ich sein sol l ,  durch  Investitionen die Arbeit zu 
erleichtern , ein höheres Einkommen zu erzielen 
und damit auch die landwirtschaftlichen Betriebe 
in größtmöglicher Zahl zu erhalten , wobei selbst­
verständlich auch h ier auf kommende Entwick­
lungen - d ie Diskussionen über EWR und EG 
zeigen dies - Rücksicht genom men werden so ll. 

Ich wünsche daher, daß die zukünftigen Land­
wirtschaftsberichte - der Grüne Bericht 1 990 
weist ja angeblich schon bedeutend bessere Ein­
kommensverhältnisse aus - eine stete Verbesse­
rung in der Entwicklung der österreichischen 
Landwirtschaft aufzeigen werden. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. ) I l .V5 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Frau Bundesrat Grete Pircheg­
ger. Ich ertei le es ihr.  

1 1 .05 
Bundesrätin Grete Pirchegger (ÖVP, Steier­

mark): Herr Präsident! Herr Bundesminister !  
Herr Landeshauptmann! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir behandeln heute den Bericht über 
d ie Lage der österreichischen Landwirtschaft, den 
Grünen Bericht. Die Erstellung des Grünen Be­
richtes wurde im Jahre 1 960 vom damaligen 
Landwirtschaftsminister Dip l . - Ing. Hartmann in­
iti iert. 

Mit diesem Bericht, der sehr umfangreich ist, 
l iegt ein hervorragendes Nachschlagwerk vor, 
eine 243 Seiten lange Fundgrube. Den Beamten, 
d ie damit sicher seh r  viel Arbeit hatten,  gebührt 
ein herzliches Dankeschön. 

Rund 2 400 Betriebe - davon 220 Nebener­
werbsbauern - machen freiwillig eine Buchfüh­
rung. In vielen Fällen sind es die Bäuerinnen , die 
die Aufzeichnungen machen. Es ist viel Arbeit, 
u nd den Bäuerinnen gebührt dafür ein herzliches 
Danke. 

Ich selbst habe über 25 Jahre lang die Buchfüh­
rung für den Grünen Bericht gemacht und kann 
sagen: Der Grüne Bericht ist n icht nur ein Nach­
schlagwerk, ein Bericht über d ie Lage der öster­
reichischen Landwirtschaft, sondern die Auf­
zeichnungen sind auch für den bäuerlichen Be­
tr ieb wichtig. Die Aufzeichnungen ergeben eine 

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 72

www.parlament.gv.at



Bundesrat -:- 542.  S itzung - l 3 .  Juni 1 99 1  25027 

Grete Pirchegger 

Übersicht über den Betrieb. Ich würde sagen, es 
sollen noch mehr Bauern Aufzeichn ungen ma­
chen. Ein Sprichwort heißt: Wer sch reibt, der 
bleibt! 

Die Landwirtschaft hat e inen gigantischen 
Strukturwandel hinter sich, und den noch ist es 
uns Bauern gelungen, für das österreichische 
Volk die Grundlebensmittel in hoher Qualität 
und in  großem Ausmaß sicherzustel len .  Im Jah­
re 1 950 hat eine Arbeitskraft in der Landwirt­
schaft vier Österreicher ernährt; heute ernährt 
eine Arbeitskraft in der Landwirtschaft 3 1  Perso­
nen. 750 000 Beschäftigte sind aus der Landwirt­
schaft abgewandert. 

Bäuerinnen be liefern viele Bauernmärkte in 
Österreich mit qualitativ hochwertigen Lebens­
mitteln. Die Direktvermarktung bringt den bäu­
erlichen Familien ein Zusatzeinkommen. Ich 
weiß, es ist für die Bäuerin oft sehr arbe itsinten­
siv, einen Markt zu beschicken. Aber es sollte 
eine Selbstverständlichkeit sein ,  daß ihr der Bau­
er bei dieser Arbeit hilft .  

Herr Landwirtschaftsminister Fischler hat im 
Budget Mittel für das Marketing zur Verfügung 
gestel lt. D ie bäuerl ichen Famil ien sol len d iese 
Möglichkeit nützen, sich weiterbilden,  das Kurs­
angebot der Landwirtschaftskammer nützen .  

Der Konsument ist dankbar für diese Märkte , 
für dieses Angebot an hochwertigen Lebensmit­
teln. Der Konsument hat Sehnsucht nach natur­
nahen Lebensmitteln. Es kommt bei d iesen Bau­
ernmärkten aber auch zu zwischenmenschlichen 
Beziehungen und zu mehr  Verständnis für die 
Bauern. Und ich würde sagen ,  es hebt auch das 
Selbstbewußtsein der Bauern .  

Ich möchte kurz d ie  ökologische Aufgabe der 
Landwirtschaft streifen. Die Kultur- und Land­
schaftspflege durch uns Bauern hat eine ungeheu­
re Bedeutung im Hinblick auf den Fremdenver­
kehr. Österreich hat al lein im letzten Jahr 
1 40 Mil l iarden Schil l ing an Einnahmen aus dem 
Fremdenverkehr erzielt. Wir haben eine wunder­
schöne Landschaft, vor allem gepflegte Wiesen 
und Felder und blumengeschmückte Häuser, an 
denen sich der Urlauber erfreuen kann. H iezu lei­
stet auch die Bäuerin Großartiges. 

Die Bauern sind d ie echten Grünen und nicht 
d iejenigen, d ie sich das Grünmäntelchen umhän­
gen und dabei Gesellschaftspolitik machen. (Bei­
fall bei Ö VP und SPÖ. Bundesrätin 
P a  i s e h e  r: Sehr richtig.') Und deshalb werden 
verantwortungsvol le Politiker al les unternehmen ,  
u m d ie Landwirtschaft in Österreich zu  erhalten 
und zu fördern. 

Eine Bemerkung zur Direktzahlung. Herr Bun­
desminister Fischler, wir s ind sehr dankbar dafür ,  

daß die Direktzahlungen ausgebaut wurden. Ein 
wichtiger Punkt  wäre, daß d ie öffentliche Hand 
die Wegeerhaltung übernehmen würde. Die Di­
rektzahlungen sind oft zu gering, um d ie Wegeer­
haltung abzudecken. Mancher Bauer kommt in 
finanzielle Schwierigkeiten ,  wei l  die Kosten der 
Wegeerhaltung zu hoch sind. Herr Bundesmini­
ster! Ich bitte d ich hier um deine besondere Un­
terstützung. 

Dem Herrn Kollegen Meier möchte ich sagen: 
Die Bewohner deiner Gemeinde werden dir sehr 
dankbar se in, daß die Gemeinde die Schneeräu­
mung übernom men hat. (Bundesrat P o  m p e r: 
Er �i'ar lange Bürgermeister.' - Bundesrat Dr. h.c. 
M a u  t n e  r M a r k h o f: Er zahlt es ja nicht sel­
ber.' ) Aber, bitte, gib diese Empfehlung auch an 
deine Kollegen,  den sozialistischen Bürgermei­
stern, weiter. Denn wir käm pfen in  unserem Be­
zirk sehr darum ,  daß die Gemeinde, die öffentli­
che Hand die Schneeräum ung übernimmt. Ich 
würde dich wirkl ich darum bitten. (Bundesrätin 
P a  i s c  h e r: Das ist bei llns Selbstverständlich­
keit!) 

Nun komme ich zu den Bäuerinnen, zu den 
Frauen im ländl ichen Raum. Leider wird noch 
immer unterschätzt, welch wichtige Rolle d ie 
Frauen im ländl ichen Raum spielen.  Der Struk­
turwandel im ländlichen Raum wäre ohne Mithil­
fe der Bäuerin n icht zu bewältigen gewesen, denn 
eine effiziente Bewirtschaftung der Betriebe kann 
nur partnerschaftl ich erfolgen. Die Bäuerin ist es, 
die Einkommenskombinationen durch ihre tat­
kräftige Mithi lfe erst ermöglicht. Die bäuerliche 
Fami lie hat noch Mut zu mehreren Kindern , und 
auch der alte u nd pflegebedürftige Mensch hat 
seinen festen P latz und wird nicht staatlichen 
Pflegeei nrichtungen überantwortet. 

Im sozialen Bere ich leistet d ie Bäuerin Großar­
tiges. Daher sol lten jene Maßnahmen, die den 
Bäuerinnen das Leben erleichtern,  rasch aufge­
griffen werden. Soziale Errungenschaften, die in 
den Bereichen der Arbeitswelt selbstverständlich 
sind, s ind für d ie bäuerliche Fam il ie eher selten. 
Laut einer U mfrage haben drei Viertel der Zahl 
aller Bäuerinnen noch n ie Urlaub gemacht. D ies 
wirkt sic h  natürl ich auf die Gesundheit der Bäue­
rin aus, wie es ja auch im Grünen Bericht zu lesen 
ist. Wir brauchen daher gerade im  sozialpoliti­
schen Bereich dringend eine Besserste l lung. 

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung gelang 
mit der Einführung der Teil zeitbeihi lfe, worüber 
wir froh und dankbar s ind .  Maschinenringe und 
Betriebshelfer und - helfer innen können die Ar­
beit der Bäuerinnen erleichtern. Das Betriebshel­
fernetz muß aber ausgebaut werden. 

Man muß für die Bäuer in  auch d ie Möglichkeit 
schaffen, eine e igene Pension zu erhalten. (Bun­
desrätin P a  i s e h e  r: Sehr richtig!) Ich bin d ies-

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 72

www.parlament.gv.at



25028 B undesrat - 542 .  S itzung - 1 3 .  J u n i  1 99 1  

Grete Pirchegger 

bezüglich der Kollegin Paischer seh r  dankbar ,  
daß sie d iesen Antrag auch enorm unterstützt und 
mit uns gemeinsam kämpft. 14  Jahre lang ist das 
Karenzgeld h ier  im Hause gefordert worden. Ich 
hoffe, daß es nicht so lange dauert, b is  wir Bäue­
rinnen eine eigene Pension bekommen .  Ich lade 
alle Fraktionen ein, sich gemeinsam für die Anl ie­
gen der Bäuerinnen einzusetzen .  

Eine Umfrage hat  ergeben,  daß über  75 Pro­
zent der Bäuerinnen, wenn sie neuerdings einen 
Beruf wählen könnten, wieder Bäuer in  werde n  
würden. U n d  ich kann n u r  sagen, Bäuerin und 
Bauer sein ,  ist e in schöner Beruf, denn kein Beruf 
ist so mit der Natur und mit der Schöpfung ver­
bunden .  Darum bitte ich wirkl ich alle um Unter­
stützung, daß d ieser Berufsstand erhalten werden 
kann. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Wenn uns 
junge Menschen die Frage stel len: Wie wird es in  
der  Landwirtschaft in  den nächsten Jahren se in? 
Habe ich die Möglichkeit, mir  als Hofübernehmer 
eine Existenz zu schaffen?, so wird unsere Ant­
wort darauf lauten m üssen, daß der j unge Mensch 
zunächst d ie fachl ichen Voraussetzungen durch 
entsprechende Bildung und Ausbildung erhalten 
muß.  Eine gute Berufsausbildung ist der Schlüs­
sel zum Erfolg. Daher wurde bei uns in  der Stei­
ermark bereits in den Landwirtschaftsschulen 
eine zweiberufl iche Ausb ildung geschaffen. 

Im Mürztal gibt es schon se it 1 0  Jahren d ie 
Schule Hafendorf mit den zwei Berufsabschlüs­
sen Land- u nd Forstwirt und Maschinenschlosser 
beziehungsweise Betriebsschlosser. Anfangs wur­
den d ie Schü ler im Böhler-Werk zum zum 
Schlosser ausgebildet. Jetzt wurde gemeinsam m it 
den Schülern eine e igene Werkstätte gebaut, und 
gemeinsam mit der Arbeitsmarktverwaltung und 
mit der Handelskammer werden der Lehrab­
schlußkurs und die Lehrabschlußprüfung durch­
geführt. Unser Herr Direktor Prof. Weinhandl  
war schon immer e in  Vordenker für d ie Land­
wirtschaft. Herr Direktor Weinhandl macht auch 
Absolvententrain ing sowie Aus- und Weiterbi l ­
dung von Betriebsführern in  den Bereichen 
F leischverarbeitung und Direktvermaktung. Es 
gibt eine gute Zusam menarbeit zwischen Schule 
und Bauer. 

Eine Schule kann für 40 Berufsjahre nur vorar­
beiten, vorbereiten,  anregen, viel le icht für  
1 0  Jahre vorsorgen.  Danach kommt es  immer 
mehr auf die Erfahrung, die Weiterbi ldung, den 
Mut, das Selbstbewußtsein  und die Phantasie an.  
Die Schule fördert die Phantasie, die schöpferi­
sche Fähigkeit der Schüler und der Erwachsenen. 
Jeder Hof ist lebensfähig a ls Lebensraum für die 
Familie. Überlebensfähig werden die Bauern und 
ihre Famil ienmitglieder durch eine m utige, zu­
kunftsorientierte Aus- und Weiterbi ldung. Wir  

brauchen im ländlichen Raum Menschen mit  Ide­
en, m it Mut und mit E igen initiative. 

Durch die derzeitige internationale agrarische 
Diskussion sind auch d ie Bauern oft verunsichert. 
Es sol lte daher die Bereitschaft aller Berufsgrup­
pen da sein,  den bäuerl ichen Famil ienbetrieb in 
seiner Vielfalt, in seinem Brauchtum,  in seiner 
landschaftsprägenden Gestalt zu erhalten. 

Herr Minister !  Ich darf dir  herzl ich danke sa­
gen für die abgesch lossene Mi1chmarktordnung, 
durch d ie es viele Erleichterungen für uns Bauern 
gibt. Ich danke dir auch für deine Bemühungen 
um d ie Bauernschaft, i nsbesondere um die Bäue­
rinnen. Durch die ökosoziale Agrarpolitik wird 
den jungen Bauern wieder Mut und Hoffnung für 
die Zukunft gemacht. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  
1 1 .18 

Vizepräsident Dr. Herbert Scharnbeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Franz Pomper. 
Ich erteile es ihm. 

1 1 . /8 
Bundesrat Franz Pornper (SPÖ, Burgenland): 

Sehr geeh rter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Herr Landeshauptmann ! Hoher Bundesrat! 
Zu dem Bericht des Bundesministers für Land­
und Forstwirtschaft über die Lager eier österrei­
chischen Landwirtschaft im Jahre 1 989 möchte 
ich zu zwei Themen Stel lung nehmen. 

Meine Vorredner haben sich insbesondere mit 
der Landwirtschaft auseinandergesetzt. Ich möch­
te mich als Burgenländer zunächst mit dem The­
ma Weinbau befassen. 

Wei l  der Wein nicht als Lebensmittel gi lt ,  kann 
er n icht in i rgendeine Marktordnung aufgenom­
men werden. Daher flossen auch nicht die öffent­
lichen Gelder, daher gibt es auch Spannungen. 
Wie kann man einem Traubenproduzenten erklä­
ren , daß eier Preis unter seine Produktionskosten 
fällt, während sein Nachbar, der Getreide produ­
ziert , eine Abnahmegarantie und - für ihn sehr 
wichtig - auch eine Preisgarantie hat. Statt den 
Weg in die bereits absehbare Zukunft zu be­
schreiten und das Agrarsystem schr ittweise zu 
lockern und allen Bauern wieder Entwicklungs­
und Entfaltungsmöglichkeiten zu geben, so ll nun 
auch d ie Weinproduktion reglementiert, kontin­
gentiert und beschränkt werden. Dafür werden 
auch d ie Weinbauern vom Steuertopf, sprich vom 
Wohlwollen der Politiker und anderer Interessen­
vertreter, abhängig. 

Mir ist schon bewußt, daß eine Abnahmegaran­
tie zu einem sicheren Preis von sehr,  sehr vielen, 
aber besonders von älteren Weinbauern begrüßt 
wird. Aber wie schaut es bei  den j ungen Weinbau­
ern aus? Werden sie einen vollkontingentierten 
landwirtschaftlichen Betrieb ohne Entwicklungs­
chancen übernehmen wollen? 
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Meine Damen und Herren !  Auf Seite 1 07 im 
Grünen Bericht finden wir die landwirtschaftli­
chen Jahreseinkommen je Fami l ienarbeitskraft 
für Weinbauspezialbetriebe. In den letzten zehn 
Jahren schwankten die Jahrese inkommen zum 
Beispiel im Burgenland zwischen 25 667 S im 
Jahre 1 984 und dem Höchstwert von 1 69 107 S 
im Jahre 1 982. Wir kennen d ie Ursache - ich 
habe von dieser Stelle aus 1 988 dazu gesprochen 
- :  Es war dies der berüchtigte Weinskandal,  aber 
auch die Natur spielt dabe i eine große Rolle. 

Bei einem Weingipfel legte Landwirtschaftsmi­
nister Dr. Franz Fisc hler Vertretern der Wein­
bau länder, den Sozialpartnern und Beamten des 
Finanzministeriums einen Entwurf zur Novel lie­
rung des Weingesetzes vor. Die nun wieder auf 
den Tafelwein ausgedehnte Mengenbeschränkung 
wird von seiten des Burgenlandes begrü ßt. Die 
Vollzugsgewalt  der Weinkontrolle den Ländern 
zu übertragen,  stößt jedoch auf Ablehnung. Ich 
bin der Meinung, daß e in  Abgehen von der Bun­
deskontrolle ein Rückschritt ist, den sich Öster­
reich nicht leisten kann. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Ich 
möchte auch einige Worte zum vorliegenden 
Waldbericht geben. Im Burgenland gibt es 
1 1 9 23 1 Hektar Wald, das sind 30, 1 0  Prozent der 
Gesamtfläche des Burgen landes von 
396 539 Hektar. Davon gibt es 95 020 Hektar 
Hochwald. das sind 79,70 Prozent, 2 1  302 Hektar 
Niederwald, das entspricht 1 7, 1 8  Prozent, 
566 Hektar Auwald, das sind 0,50 Prozent, 
2 343 Hektar Wohlfahrtswald mit 2 Prozent. 

Es wird so viel vom Problem des Waldsterbens 
gesprochen, daher haben sich gerade im Burgen­
land Wissenschafter massiv zu Wort gemeldet 
und verlangt, daß das Problem in seiner ganzen 
Vielfalt gründlich und verantwortungsbewußt be­
handelt wird. 

Als ersten Meilenstein konnte man die Einfüh­
rung des Waldschadenbeobachtungssystems be­
zeichnen. Der Wald wird gleichsam vertikal und 
horizontal auf seinen Zustand hin durchleuchtet. 
Als Nachtei l  muß allerd ings vermerkt werden, 
daß das Waldschadenbeobachtungssystem infolge 
der relativ großen Maschenweite des Kontrol lnet­
zes nur ein Österreichergebnis l iefert. Das Bur­
gen land hat jedoch bedauerlicherweise nur 1 5  
Punkte zugewiesen bekiommen und ist daher 
nicht in der Lage, ein Landesergebnis zu erstellen. 

Gerade d ie Waldschadensforschung hat im 
Burgenland seit jeher einen hohen Stellenwert. 
Bedingt durch  d ie geographische Lage und seine 
Geländeausformung sind kleinräumige und spezi­
fische Untersuchungen im Burgenland notwen­
dig. Bedingt durch den überwiegenden M isch­
wald,  d ie relativ geringe I ndustrial isierung, den 
schwachen Verkehr und e ine steigende Verwen-

dung von Holz als Energieträger ist eine gewisse 
Entspannung im Hinblick auf Waldschädigung 
d urch Luftschadstoffe e ingetreten. 

Diese Situation sol l  jedoch nicht über die Tatsa­
che hinwegtäuschen,  daß die Belastung der Um­
welt durch  Schadstoffe aller Art nach wie vor ge­
geben ist und al les Menschenmögliche getan wer­
den muß, um diese Belastungen zu verringern.  
Vorrangiges Ziel  dabei ist  das Zurückdrängen 
fossiler Energieträger, die Verringerung der 
CO2-Emissionen und der vermehrte Ausbau hei­
m ischer. umweltfreundl icher, erneuerbarer Ener­
gieträger. Damit kann ein wesentl icher Beitrag 
zur  Verbesserung unseres Waldes geleistet wer­
den. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 1 1 .::'6 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Gottfried Jaud. 
Ich erteile es ihm.  

1 1 .::'6 .. 
Bu ndesrat Gottfried Jaud (GVP, Tirol) :  Sehr 

verehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Landeshauptmann !  Sehr geehrter Herr Minister !  
Hoher Bundesrat! Ich möchte zum Waldbericht 
Stel lung nehmen. Der schlechte Zustand des Wie­
nerwaldes wundert mich nicht. Ich beobachte die­
se dramatische Situation seit ungefähr  zehn Jah­
ren bei meinen Bahnfahrten von Tirol nach  
Wien. 

Zum Unterrschied von meinem Vorredner Gu­
denus habe ich einer Aussendung des Fernsehens 
in letzter Zeit andere Prozentsätze über die Wald­
schäden des Wienerwaldes entnommen. Dem­
nac h würde der Wienerwald eine 72prozentige 
Kronenverlichtung aufweisen und wären nur 
mehr 8 Prozent gesunder Baumbestand vorhan­
den.  

Wenn dieser Wald im Laufe der Zeit absterben 
würde, würden sich daraus sicherl ich schwerwie­
gende ökologische Folgen ergeben. Aber die Be­
wohner dieser Gebiete hätten keine d i rekte Be­
drohung aus dieser S ituation zu befürchten. 

Ganz anders in den Wohngebieten der Alpen. 
Ein großer Teil d ieser Wohngebiete ist nur des­
halb besiedelbar, wei l  sie durch Schutzwälder ge­
sichert werden .  Ich möchte mich deshalb in mei­
ner Rede ganz besonders der Schutzwalderhal­
tung zuwenden. 

D ie Bedeutung des Waldes wurde in  Österreich 
schon von unseren Vorfahren sehr früh erkannt, 
deshalb hat unser Land auch ganz ausgezeichnete 
Forsteinrichtungen.  Der gesellschaftliche Fort­
schritt hat aber, wie in vielen anderen Bereichen, 
auch in der Forstwirtschaft, völ lig neue Situatio­
nen bewirkt. H insichtlich des Problems der Wald­
schäden, hervorgerufen durch Luftverschmut­
zung, Wild, Viehweide, Übernutzung d urch Men­
schen bei ihrer Fre izeitgestaltung und so weiter, 
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wurde schon und wird noch viel geforscht wer­
den .  (Bundesrätin C r e p a  z: GolfpLätze!) Die 
Golfplätze werden kaum Waldschäden hervorru­
fen ,  bitte sehr .  S ie werden tei lweise sogar . . .  Na 
ja, wollen wir es einmal dahingestellt sein lassen !  

Ich  bin auch davon überzeugt, daß  wir d iese 
Prob leme früher oder später lösen werden kön­
nen .  Nur, Hoher Bu ndesrat, wenn  wir darauf war­
ten ,  bis alle Gründe für das Waldsterben erforscht 
und d ie Schu ldfrage geklärt sind, dann könnte es 
für das eine oder andere Seitental der Alpen zu 
spät sein .  Wir  müssen deshalb jetzt und rasch 
handeln !  

Z u m  Unterschied von einem meiner Vorredner 
bin ich nicht der Meinung, daß durch al lein ige 
Immissionsverminderung der Wald in Zukunft 
geschützt werden kann. 

Im Bericht des Bundesmi nisters über Maßnah­
men gegen das Waldsterben steht: "Die rasch 
fortschreitende Zustandsversch lechterung der 
Schutzwälder in den Einzugsgebieten von Wild­
bächen und Lawinen bedingt deren verstärkte 
ökosystemare Überwachung und die Zuwendung 
zur flächenhaften Sanierung." 

In  d iesem Bericht heißt es weiter: "E in  Drittel 
der österreich ischen Gesamtwaldfläche ist 
Schutzwald, und davon sind drei  Viertel san ie­
ru ngsbedürftig." Für d ie Hälfte aber,  zi rka 
480 000 Hektar, das wären also fast 
5 000 Quadratkilometer, ist laut Bericht die so­
fortige Inangriffnahme der Sanierung erforder­
lich .  Ich möchte besonders unterstreichen: die so­
fortige Inangriffnahme der Sanierung. 

Der erforderliche Sanierungsaufwand wird, wie 
mei n  Kollege Eberhard bereits erwähnte, 0,8 bis 
1 Mi l l iarde Schil ling pro Jahr, geschätzt auf unge­
fäh r  50 Jahre , betragen .  

E i n  techn ischer Schutz käme nach Aussagen 
von Fachleuten bis zu hundertmal teurer als d ie 
Aufforstung von Sch utzwaldflächen. Derzeit wer­
den für d iese San ierung aber nur  250 Mil lionen 
Schi l ling aufgewendet. Werden d iese Mittel nicht 
wesentlich erhöht, ist absehbar, daß früher oder 
später d iese hundertmal so teu ren technischen 
Schutzmaßnahmen unausbleiblich sind. 

E i n  weiterer Grund für d ie sofortige Sanierung 
und Inangriffnahme der Schutzwaldsanierung: 
Die Vegetation in den Alpen ist nicht nur sehr  
sensibel, sondern d ie  Pflanzen und Bäume wach­
sen dort auch vie l ,  v ie l  langsamer als  in  k l imatisch 
günstigeren Gebieten. Wenn wir heute in dieser 
Gegend einen Baumsamen in die Erde bringen, 
so kann der daraus wachsende Baum in  frühe­
sten s  50 Jah ren eine Schutzfun ktion für dieses 
Gebiet übernehmen. 

Bei den B udgetverhandlungen Verständnis da­
für zu erhalten, heute 1 Mil l iarde Schil l ing zu in­
vestieren und erst in  50 Jahren Erfolg zu haben ,  
lieber Herr Bundesminister, ist sicherlich e ine 
��hr, sehr schwierige Aufgabe, für die sehr viel 
Uberredungskunst notwendig sein wird. 

Der Schutzwald aber schützt den Lebensraum 
und das Leben der Menschen, die dort wohnen, 
vor Lawinen, Muren und Hochwasser .  Bei  der Er­
haltung des Schutzwaldes geht es nicht um d ie 
�rhaltung des Wohlfahrtsstaates, sondern um das 
Uberleben u nd um d ie langfristige Sanierung von 
Lebensräumen im alpinen Siedlungsbereich. Das 
ist ja auch der tiefere Grund dafür, daß d ie Tiro­
ler im Hinblick auf den rasch zunehmenden 
Transitverkehr so sensibel reagieren. Deshalb ist 
unserem Landeshauptmann ja auch keine Mühe 
zu gro ß, für dieses Problem überall Verständn is 
zu erreichen versuchen. 

Tirol war bisher bezüglich der Reduktion von 
Schwefeldioxid sehr erfolgreich. Die 
SOz-Belastung konnte um drei Viertel verringert 
werden. 1 990 konnte erstmals e in  leichter Rück­
gang der Stickoxidbelastung verzeichnet werden. 
Ursachen dafür sind der steigende Antei l  von Ka­
talysator-PKWs, d ie Einführung des Nachtfahr­
verbotes auf unserer Autobahn  und Tempo 80. 

Die Stickoxidentlastung und damit auch die 
Ozonentlastung haben in Tirol ganz besonderen 
Stel lenwert. Hauptverursacher ist der Straßenver­
kehr. Deshalb sind bei uns Walderhaltungspolitik 
und Verkehrspolitik untrennbar mite inander ver­
bunden. 

Natürlich ist mir  auch bekannt, daß v iele Fak­
toren, die auf den Waldzustand Einfluß  haben, 
verbessert werden müssen.  Wir können aber ,  so­
lange wir noch nicht in der EG sind, d ie Schad­
stoffemissionen aus I tal ien,  aus der Bundesrepu­
bl ik Deutsch land oder aus anderen Ländern nicht 
beeinflussen und auch nicht die Emissionen aus 
dem Straßenverkehr  von heute auf morgen plötz­
lich sehr, seh r  stark vermindern. 

Wir sind aber der Bevölkerung gegenüber ver­
pflichtet, das zu tun, was wir jetzt tun können. 
Und ich möchte dazu aus meiner Sicht vier Punk­
te anführen. 

Erstens: Die Anlage von genügend Forstgärten 
zu Sicherung des geeigneten Vermehrungsgutes 
in den passenden Kl imazonen sowie die Aufzucht 
von genügend Forstpflanzen zur Aufforstung der 
Schutzwälder und der Hochlagen. 

Zweitens: Eine sofortige Reduzierung der Zahl 
des Schalenwi ldes auf eine Wilddichte, d ie einer­
seits Natu rverjüngung ermöglicht und anderer­
seits d ie ausgesetzten Jungbäume nicht zum 
Wildfutter werden läßt. 
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Drittens: Es müssen die Schutzwälder, die 
durch das Freizeitvergnügen der Menschen be­
droht sind, vor einer Übernutzung geschützt wer­
den. 

Viertens: Alle d iese Schutzwaldflächen, für die 
die Voraussetzungen geschaffen sind, daß langfri­
stig ein Aufkommen des Schutzwaldes gewährlei­
stet ist, sind, so schnel l  es geht, m it geeignetem 
Pflanzgut zu bepflanzen. 

Für die beiden Maßnahmen, die Geld kosten -
die Anlage von Forstgärten und die Aufforstung 
der Schutzwaldflächen -, sind ausreichende Fi­
nanzmittel zur Verfügung zu stellen. 

Ein Beispiel: Eine Fläche von 5 000 km2, also 
eine Fläche von 50 km mal 1 00 km, muß im stei­
len ,  gebirgigen Gelände i n  e iner Höhenlage von 
zirka 1 000 bis 2 000 Meter bepflanzt werden.  
Dafür steht aber nur eine sehr,  sehr  kurze Zeit 
zur Verfügung, nämlich das späte Frühjahr. An­
dere Zeiten sind dazu nicht geeignet, und deshalb 
sind diese Maßnahmen ein Wettlauf mit der Zeit, 
ein Wettlauf. den wir nicht verspielen dürfen ,  
sehr verehrte Damen und Herren!  

Ich weiß aus eigener Erfahrung aus meiner 
Heimatgemeinde, daß es nicht leicht sein  wird. 
eine ökologisch vertretbare Wilddichte zu errei­
chen .  In  diesem Bericht wird von Waldverwü­
stungen gesprochen, insbesondere durch Wild. 

Im Waldbericht wird nur von "wäre" gespro­
chen,  Herr Minister :  Im Schutzwald "wäre" die 
Herstel lung eines ökologischen Gleichgewichtes 
dringend erforderl ich. Wegen der nur aufwendig 
und schwer durchführbaren Wildschutzmaßnah­
men sind in d iesem Bereich in  der Regel die wirk­
same Verminderung des Wildbestandes und d ie 
Trennung von Wald und Weide Voraussetzung 
und oftmals die e inzig erforderliche Maßnahmen 
zur Sanierung überalterter ,  zusammenbrechender 
Wälder. 

Der Bericht des Ministers zeigt sehr  deutlich 
die Gefahren und die notwendigen Maßnahmen 
auf. Aber: Für die Verwirkl ichung dieser Maß­
nahmen sind , wie ich meine und schon gesagt 
habe , mehr Geld und damit auch mehr Dynamik 
notwendig. Unserer Forstbehörde, unseren Forst­
leuten vertraue ich voll und ganz. Diese Fachleu­
te können unseren Wald erhalten .  Der Staat muß  
aber einen größeren Tei l  de r  Einnahmen, als das 
bisher der Fal l war, aus dem Verkehr und ande­
ren Dingen, die den Wald schädigen, zur Wieder­
gutmachung dieser Schäden aufwenden. 

Der Herr Finanzminister ist aufgerufen,  die e r­
forderlichen Mittel zur Verfügung zu stel len, da­
mit die dring�nde Sch utzwaldsanierung im Inter­
esse aller Osterreicher mit mehr  Effizienz 
angegangen werden kann.  Wir al le tragen dazu 

bei - der eine mehr, der andere weniger - ,  daß 
die Bäume geschädigt werden. Wir sind deshalb 
auch alle dazu verpfl ichtet, zur Wiedergutma­
chung unseren Beitrag zu leisten .  - Ich bedanke 
mich  für Ihre Aufmerksamkeit. (BeifaLL bei der 
Ö VP. ) 1 1 .38 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Frau Bundesrätin Irene 
Crepaz. Ich erteile es ihr. 

1 1 .38 
Bundesrätin I rene Crepaz (SPÖ, Tirol) :  Herr 

Präsident! Herr Bundesminister !  Herr Landes­
hauptmann! Auch ich nehme heute Stel lung zum 
3 1 .  Grünen Bericht, und eigentlich habe auch ich 
mich  gewundert, warum wir erst Mitte 199 1  den 
Bericht 1 989 über d ie Lage der österreich ischen 
Landwirtschaft diskutieren ,  vor al lem im Hin­
blick darauf, daß ich gehört habe, daß die Erstel­
lung dieses Berichtes fast 30 Mil l ionen Schil ling 
kosten soll .  S ind die Kosten tatsächl ich so hoch, 
Herr Bundesminister? Aber vielleicht kann mir 
auch Kol legin Pirchegger, die gesagt hat, sie hätte 
früher Buchhaltung hiefür geführt, Ausku nft 
über d ie tatsächl ichen Kosten dieses Berichts ge­
ben. 

Ich bin also nicht erstaunt darüber, daß die so­
genannte §-7-Kommission ebenfa l ls die Sinnhaf­
tigkeit d ieses Grünen Berichtes anzweifelt. Ge­
mä ß § 7 des Landwirtschaftsgesetzes ste llt be­
kanntlich diese Kommission a l ljährlich den 
Grünen Bericht zusammen. 

Trotzdem hat mich dieses alte und kostbare 
Stück, der Bericht 1 989, interessiert, und ich habe 
mir natürlich als Tirolerin die Einkommen der 
Tiroler Bauern angeschaut. 

Tabel le 96 zeigt auf, daß das landwirtschaftli­
che Einkommen in Schil l ing je Famil ienarbeits­
kraft im Produktionsgebiet Hochalpen, zu dem 
ganz Tirol gehört, das geringste in ganz Öster­
reich ist, und das obwohl Tirol im Jahre 1 989 ge­
gen über dem Vorjahr e in  20prozentiger Einkom­
menszuwachs zu verzeichnen war. 

Wenn ich also die im Grünen Bericht ausgewie­
senen 103 509 S Jahreseinkommen - zum Ver­
gleich mit unselbständ ig Erwerbstätigen - durch 
14 d ividiere, dann komme ich auf knapp 7 400 S 
im Monat. - Das ist aber e in  Durchschnittswert. 
Das he ißt: Auf jeden, der mehr Einkommen hat, 
kommt einer, der weniger Einkommen hat. 

In diesem Zusammenhang kann ich mir den 
Hinweis nicht ersparen,  daß der gegenwärtige 
Herr Landwirtschaftsminister auch e in  Tiroler ist 
und daß er vorher Direktor der Tiroler Landwirt­
schaftskammer war. Ich habe mich daher erkun­
digt, wie viele Tiroler Bauern durch ihre schwere 
und wichtige Arbeit nur e in  so geringes Einkom­
men erwirtschaften können. 
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Es handelt sich bei d iesen Ziffern um Haupter­
werbsbetriebe beziehungsweise um Vol lerwerbs­
bauern, wie sie übl icherweise bezeichnet werden, 
das heißt, um jene, die ihr Einkommen aus­
sch l ießl ich  oder überwiegend aus ihrer land- und 
forstwirtschaftlichen Tätigkeit beziehen. Die 
neueste Zahl, d ie ich auftreiben konnte, stam mt 
aus der bäuerl ichen Sozialversicherungsanstalt. 
Bei  ihr waren am 3 1 .  März 1 99 1  5 1 39 Betriebs­
führer in Tirol k rankenversichert. Diese Zahl war 
um 2,2 Prozent in e inem Jahr gesunken. ( Vize­
präsident 5 l r II l z e n  b e r g e r übernimmt den 
Vorsitz. ) 

Was aber für mich viel schwerer wiegt, ist die 
Tatsache, daß es nur mehr 987 Betriebe gibt, wo 
eine Tochter oder e in  Sohn ebenfal ls bei der bäu­
erl ichen Sozialversicherungsanstalt k rankenversi­
chert sind. Diese 987 Töchter und Söhne sind 
möglicherweise in  der Lage , den Betrieb im Voll­
e rwerb weiterzuführen.  Gerade ihre Zahl ist aber 
gegenüber dem Vorjahr um 8 Prozent gesunken. 

D iese Zahlen - zusammengefaßt - bedeuten: 
Gegenwärtig gibt es in Tirol noch rund 5 000 
Vollerwerbsbauern,  aber es gibt nur  zu 90 Pro­
zent  einen potentiel len Hofübernehmer. Gerade 
die Zahl der Hofübernehmer ist in einem Jahr um 
8 Prozent weniger geworden.  Ich kann diese Ent­
wicklung nur als " Bauernsterben" bezeichnen . 

Aus aktuellem Anlaß m u ß  ich darauf hinwei­
sen ,  daß d ieses Bauernsterben passiert, noch be­
vor wir einen EWR-Vertrag abgeschlossen haben,  
noch bevor wir  EG-Mitglied s ind .  Aber auch die 
sogenannte Uruguay-Runde im Rahmen des 
GATT ist noch nicht abgeschlossen .  Diese inter­
nationalen Entwick lungen können also nicht die 
Ursache hiefür sein .  

I ch  möchte nicht bestreiten ,  daß  EG, EWR und 
GATT folgensc hwere Auswirkungen auf d ie 
österreichische Landwirtschaft haben werden .  Ich 
muß aber aufgrund der von mir genannten Zah­
len darauf h inweisen ,  daß die Agrarpolitik meines 
Landsmannes Minister FischleI' - vom Stand­
p unkt der Bauern - offenbar nicht erfolgreich 
ist .  Dem Ausverkauf von Tirol muß schnel lstens 
E inhalt geboten werden,  denn  schon heute sind 
zwei Drittel der Zweitwohnsitze in  e inigen Bezir­
ken in  ausländ ischer Hand .  Man sol l  n icht i mmer 
nur der EG oder dem EWR d ie Schuld geben .  

Liebe Kolleginnen und Kollegen !  Auch wenn 
wir im Bundesrat n icht für das Bundesbudget zu­
ständig sind, denke ich natürl ich zuerst an die öf­
fentlichen Mittel ,  vor al lem deshalb, weil ich im­
mer d ie Klagen vom ÖV P-Bauernbund im Ohr 
habe, daß der Finanzminister an a l len Übeln der 
Bauern schuld ist. (Bundesrat Ing. P e  n z:  Das ist 
ja auch ein Faktum! Der Herr Minister Dr. Fischler 
ist ja erst seit 1 989 Landwirtschaftsminister, und 
wir haben den Bericht 1989 . . .  n Aber seit 1 989 

sind die Landwirtschaftsminister in eurer  Hand. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Sie können doch nicht sa­
gen, daß er dafür verantwortlich ist!) Aber Sie 
werden dann sicher Ste l lung dazu nehmen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen !  Wir wissen 
alle, daß durch das Budget 199 1  und 1 992 jeweils 
1 ,5 Mil liarden Schi ll ing der Landwirtschaft zu­
sätzlich zur Verfügung stehen. Sie werde n  also 
nicht sehr effizient - das ist nachrechenbar -
für die Bauern e ingesetzt. (Bundesrat Ing. P e  n z: 
Das ist Unsinn, Frau Kollegin.') 

In der letzten Zeit häufen  sich die Publ ikatio­
nen aus dem Landwirtschaftsmin ister ium, und 
auch des öfteren erscheinen ganzseitige Annon­
cen mit dem Bildnis des Herrn Landwirtschafts­
ministers in Tages-, Wochen- und Bezirkszeitun­
gen - ich meine, er ist e in  fescher Bursch.  ( Bun­
desrat Ing. P e  n z: In diesem Punkt sind .vir einer 
Meinung!) Der Grüne Bericht ist aber nicht der 
einzige Posten, der Mil l ionenkosten verursacht. 

Andererseits bekennen sich in Österreich alle 
zur flächendeckenden Landwi rtschaft, und wenn 
ich mich in  meiner Heimat - aber auch im übri­
gen Österreich - umsehe, so muß ich sagen .  wir 
haben eine gepflegte Kulturlandschaft. Das Ge­
sicht unserer Heimat ist e in  freundliches, d ie flä­
chendeckende Landwirtschaft funktioniert noch. 
Wer auch immer in länd lichen Regionen wohnt 
oder sich umschaut, wird feststel len,  daß die soge­
nannte Nebenerwerbs-Landwirtschaft d iese Ar­
beit leistet. Die Zahl dieser Betriebe nimmt tat­
sächlich ständig zu, und sie werden auch in Zu­
kunft mehr werden. Es ist das Verd ienst der SPÖ­
Reg.ierung und der se inerzeitigen 
SPO-Landwirtschaftsminister, daß diese Neben­
erwerbs-Landwirtschaft a ls dauernde Bewirt­
schaftungsform anerkannt wurde. (Beifall bei der 
SPÖ.) Gegen den Widerstand konservativer 
Agrarpolitiker, die auf das berüc htigte Wachsen 
oder Weichen gesetzt haben - und viele von ih­
nen setzen noch immer darauf. 

Es ist daher unbedingt nottwendig, daß d ie  Ne­
benerwerbs-Landwirtschaft in der landwirtschaft­
l ichen Förderung nicht d iskriminiert wird . ( Bun­
desrat Ing. P e  n z: Sagen Sie das auch dem Finanz­
minister!) Ja, natürl ich. 

Alle Förderungen, die sich auf d ie Produktion 
oder eine Produkt beziehen, m üssen auch den 
Nebenerwerbsbauern zugute kommen.  Deshalb 
ist es notwendig, daß das sogenannte fiktive Ein­
kommen bei diesen Förderungen und Subventio­
nen abgeschafft wird. Fast ausschl ießl ich wird 
aber in der Nebenerwerbs-Landwirtschaft die 
Bäuerin zur Betriebsführerin, die auch d ie Arbeit 
auf dem Bauernhof leistet, denn in der Regel ist 
es der Mann,  der einen außerlandwirtschaft l ichen 
Arbeitsplatz einnimmt, damit die Familie das not­
wendige Einkommen hat, das immer wen iger al-
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lei n  in der Landwirtschaft erarbeitet werden 
kann. 

Allerdings werden die Bäuerinnen von der bäu­
erlichen Sozialversicherung stiefmütterlich be­
handelt. Die Herren Bauern überlasse n  ihren 
Frauen gerne den Haushalt und auch noch die 
Betriebsarbeit, aber in  vielen Fällen sind sie zu 
den entsprec henden Konsequenzen - zum Bei­
spiel i n  der Sozialversicherung - nicht bereit. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Das ist unerhört, was Sie 
sagen.' Das ist unerhört.') Ja, das stimmt aber. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Da kennen Sie die Bauern­
Sozialversiclzerungs-Gesetzgebllng nicht.') Ja, viel­
leicht zu wen ig, aber das stimmt. (Bundesrat lng. 
P e  n z: Sagen Sie das einmal dem Minister He­
soun.') Ja, werden wir machen.  (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Das ist gut.' Der wird auch dankbar dafür 
sein.'! 

Auch bei der Debatte über den Grünen Bericht 
möchte ich auf diese Tatsache hinweisen .  Offen­
sichtlich muß da der Gesetzgeber den Herren 
Bauern noch etwas nachhelfen. 

Wie jede Österreicherin und jeder Österreicher 
bin ich natürlich auch Konsument. Wenn ich 
über die Grenzen meines Landes in die nahe Bun­
desrepublik Deutschland schaue, dann muß ich 
feststellen, daß dort Mi lch und Butter, auch Brot, 
aber vor al lem Meh l  wesentlich bil l iger sind als 
bei u ns.  (Bundesrat Ing. P e ll z: Haltbarmilch.') 
Dabei habe ich mir sagen lassen ,  daß zum Bei­
spiel der Preis bei der M i lch mit dem der B undes­
republik Deutschland vergleichbar ist. 

Von der OECD in Paris soll es "phantast isc he" 
Zahlen geben ,  wonach d ie österreichischen Kon­
sumenten um rund 25 Mil l iarden Schil l ing zuvie l 
für ihre Lebensmittel bezahlen m üssen.  Ich kann 
mir das, ehrlich gesagt, nicht vorstellen , aber der 
Herr Landwirtschaftsminister se lbst hat u ns zum 
Grünen Bericht den gelben Umschlag in Zahlen 
gesch ickt. Darin finde ich zum Beispiel e ine Gra­
phik,  wo�.ach d ie Le istungen für die Landwirt­
schaft in Osterreich 44 Prozent des Produktions­
wertes im Jahr 1 989 ausmachten .  Im Grünen Be­
richt finde ich in der Tabelle 3 als landwirtschaft­
lichen Produktionswert fü r 1 989 62,2 Mi l l iarden 
Schi l l ing; 44 P rozent davon sind 27 M il l iarden 
Schi l l ing. 

Dann habe ich eine der von mir  bere its zitier­
ten zahlreichen Broschüren des Landwirtschafts­
ministeriums durchgesehen - die blaue - ,  die 
die E rtrags- und Vermögens lage der österreichi­
schen Landwirtschaft aufzeigt. Dananch ist be­
reits im Jahr 1 986 das landwirtschaftliche Ein­
kommen um 30 Prozent des Produktionswertes 
gesunken, das sind a lso weniger als 1 9  Mi l l iarden 
Schi l l ing. 

Wenn ich also den heute d iskutierten Grünen 
Bericht 1 989, die dazu vom Minister übermittelte 
Agrarpolitik in Zahlen und eine dritte Broschüre 
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft miteinander in Beziehung setze, so kommt 
folgendes heraus: Sämtliche österreich ische Bäue­
rinnen und Bauern haben 1989 ein landwirt­
schaftl iches Einkommen in der Höhe von 19 Mi l ­
liarden Sc hil l ing erarbeitet. Aber der Herr Land­
wirtschaftsminister rechnet ihnen vor, daß Öster­
reich 27 M il l iarden für sie ausgibt. Dafür gibt es 
nur eine einzige Erklärung: Wir haben ein fal­
sches Agrarsystem. Und auf jeden Fall ist es nicht 
dazu gee ignet, Herausforderungen, die auf unsere 
Bäuerinnen und Bauern zukommen, erfolgreich 
zu bestehen .  

Noch ist d ie Kulturlandschaft Österreichs 
durch die Arbeit unserer Bäuerinnen und Bauern 
in Ordnung, aber wir brauchen rasch neue Impul­
se in der Landwirtschaftspolitik, damit Österreich 
lieb�ns- und lebenswert bleibt. (Beifall bei der 
SPO. ) 1 I .50 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Pramendorfer. Ich er­
teile ihm das Wort. 

1 l .50 

Bundesrat Hermann Pramendorfer (ÖVP, 
Oberösterreich) : Verehrter Herr Präsident! Ge­
schätzter Herr Bundesminister !  Verehrter Herr 
Landeshauptmann !  Meine sehr geehrten Damen 
und Herren !  Nach den Ausführungen meiner 
Vorrednerin ist es wohl an der Zeit, d ie Dinge 
wieder etwas ins Lot zu rücken.  Ich möchte mich 
nur auf e inige wen ige Tatsachen geschränken. 
Der Herr Bundesminister wird das sicherlich de­
tai l l iert tun. 

Ich frage das Plenum: Lernen wir denn gar 
nichts aus der Geschichte? Denn wenn wi r die 
30 Jahre Grünen Plan zurückverfolgen und uns 
d ie Entstehungsgeschichte des Grünen P lanes vor 
Augen halten, so sehen wir: Es war das Ziel, daß 
man die Einkommenunterschiede in der Land­
wirtschaft erkennbar macht, daß man die Ein­
kommensunterschiede zwischen einem Se lbstän­
digen in der Landwirtschaft und  einem n ichtselb­
ständigen Industriearbeiter der Öffentlichkeit er­
klärbar und erkennbar macht. 

Erinnern wir uns zurück  an die Ent­
stehungsgeschichte: Es gab damals unter 
Landwirtschaftsminister Dipl . - Ing. Hartmann ein 
hartes Ringen - seinen Worten getreu:  ein hartes 
Ringen - um das Zustandekommen des Grünen 
Berichtes, ja des Landwirtschaftsgesetzes über­
haupt. 

Für meine Kollegin Grete P irchegger und mich 
ist es heute e ine Wonne, s ich in dem Lob über 
den Grünen Plan und insbesondere im Lob für 
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diejenigen zu sonnen, welche die Betriebsdaten 
für den Grünen Plan liefern. Grete Pirchegger 
hat es gesagt: 25 Jahre lang hat sie freiwil l ig 
Buchführung hiefü r gemacht� ich mache sie seit 
15 Jahren .  U nd wei l  es an dieser Stel le genau 
paßt, zu fragen.  was es denn kostet, meine ge­
schätzten Damen und Herren:  Das sieht so aus, 
als würden wir, welche wir die Daten liefern,  ei­
nen Lohn dafür abkassieren. Ich getraue mir, es 
zu sagen :  1 000 S pro Jahr Anerkennungsprämie 
bekommen wir dafür. Ich beklage m ich nicht dar­
über, daß es etwa zuwen ig wäre, sondern sage das 
nur, um d ie D inge ins rechte Lot zu rücken . 

U nd zur Auswahl , weil  einmal von "Elitebetrie­
ben" gesprochen wird und ein anderes Mal von 
einer gewissen Qualifikation dieser Betriebe: Ich 
darf Ihnen verraten, meine sehr geehrten Damen 
und Herren :  Das Bundesministerium hat in den 
Ländern sogenannte Statistiker sitzen,  und diese 
werden ersucht, gee ignete Betriebe zur Buchfüh­
rung auszusuchen, also das obere Drittel aus der 
Sicht e ines guten Betriebsführers außer Betracht 
zu lassen oder gar den El itebetrieb außer Be­
tracht zu lassen und das untere Drittel wegzulas­
sen ,  sonst wäre ja der Durchsch nitt verfe hlt .  Es 
gibt die genaue Vorgabe. daß immer best immte 
Betriebsformen - abgestimmt: e inmal Acker­
wirtschaften,  einmal Ackergrünlandwirtschaften 
- aus den versch iedenen  Regionen zahlenmäßig 
gleich vertreten sind in dieser Gruppe .  

Als ich ausgesucht wurde, wurde ich gefragt, ob 
ich dazu bereit bin,  man suche einen Grünlandbe­
trieb in  d ieser und dieser Höhenlage . Und wissen 
Sie, was das entscheidende Kriterium ist? - Die 
Verläßlichkeit! Denn keine Statistik sagt tatsäch­
l ich etwas aus, wenn Zahlen verfälscht oder zu 
einem Zeitpunkt gel iefert werden,  zu dem sie 
nicht mehr brauchbar sind . Also gilt absolute 
Verläßlichkeit! Und für mich war es von enor­
mem Interesse, daran teilzunehmen, weil ich da­
von überzeugt war, daß man nur aufgrund von 
Unterlagen ,  die einem selber zur Verfügung ste­
hen, die für einen selber glaubhaft sind - und das 
ist das Wesentl iche - ,  ein Gesamtbild erstel len  
kann, wie es  tatsäch l ich um d ie österreichische 
Landwirtschaft bestel lt  ist . 

Das E inkommen in  der Landwirtschaft wird 
immer von zwei Faktoren bestimmt: einmal vom 
Witterungsver lauf, von den Witterungsverhältnis­
sen .  Denn das Sprichwort: Der Bauer hat seine 
"Werkstatt" unter freiem Himmel, gilt noch im­
mer. Und es muß gar keine Katastrophe geben�  
schon al le in d urch den Witterungsverlauf wird 
das Einkommen für eine Region ganz beachtlich 
beeinflußt. Der zweite Aspekt ist die Agrarpoli­
t ik,  die vom Bund und von den Ländern gemacht 
wird. In unserer Zeit, in der durch Marktordnung 
und durch Bestimmungen fast al les geregelt ist 
und zumindest die Hauptprodukte der Landwirt-

schaft der Marktordnung unterworfen sind, ist 
klar, daß die Agrarpolitik auch Einfl u ß  auf das 
Einkommen ausübt. Getreide, Vieh und erfreul i ­
cherweise in sinkendem Ausmaße Milch:  Ein Tei l  
d ieser Produkte muß  exportiert werden ,  und  da  
hängen wi r  sehr weitgehend von den  Weltmarkt­
preisen ab. 

Für 1 989 weist der Grüne Bericht große regio­
nale und strukturel le Abstufungen aus. Das ist e in 
Naturgesetz, meine sehr geehrten Damen und 
Herren;  von niemandem gewollt, ist aber da. 

Der Wert des Grünen Berichts wird auch daran 
gemessen ,  daß man die Aussage machen kann,  
daß es e iner Gruppe von Bauern besser geht und 
einer anderen schlechter, daß überhaupt Zahlen 
zur Verfügung stehen, auf die man aufbauen, auf 
die man vertrauen kann. Man kann n icht generel l  
sagen, den Bauern geht es gut, und ebenso un­
glaubwürdig ist es, wenn man sagen würde, al len 
Bauern geht es schlecht. Es wurde heute schon 
das Familieneinkommen je Familienarbeitskraft 
angeschnitten die Zahlen stim men 
1 33 000 S,  real um 3 Prozent gegenüber dem 
Jahr 1 988 gestiegen .  

In  diesem Einkommen, meine sehr  geehrten 
Damen und Herren,  sind aber der Lohnanspruch, 
der Einsatz des Eigenkapitals und die unterneh­
merische Tätigkeit enthalten.  U nd alles soll damit 
abgegolten werden - gar nicht zu reden von ei­
nem Stundensatz. Das ist der Jahresbetrag in Ge­
genüberstel lung zu einem unselbständigen Indu­
striearbeiter. Da feh lt es schon um Häuser! Und 
wenn wir noch den Stundensatz, die Stundenan­
zahl veranschlagen würden, dann fehlte es umso 
mehr um Häuser! 

Wenn ich Sie nicht langwei le - ich hoffe, daß 
ich das nicht tue - ,  erzähle ich Ihnen folgendes 
Beispie l :  Vor einigen Jahren hatte ich e ine Dele­
gation aus Hannover zu führen ,  bestehend aus 
zi rka 40 bis 45 Leuten .  Diese setze sich zu einem 
Drittel aus Hörern der Technischen U niversität 
Han nover zusammen, ein weiteres Drittel waren 
Wasserbauer, also im Wasserbau Tätige, und das 
dritte Drittel waren Umweltschützer .  S ie hatten 
in der Nähe von Passau genächtigt und sind dann 
im Laufe des Vormittags in meine engere Heimat 
gekommen, um sich dort ein Rückhaltebecken 
anzuschauen. Und dabei stel lte mir eine der Tei l­
nehmerinnen folgende Frage: U ns ist  heute auf­
gefallen, als wir von Passau hierherfuhren, daß 
h ier die Landschaft so gepflegt ist. Was ist der 
Grund dafür? Haben es denn d ie Bauern so not­
wendig, daß jedes Fleckchen bewirtschaftet wird? 
- Ich kam bei meiner Antwort ganz schön in  
Verlegenheit .  Ja, sagte ich ,  d ie Struktur ist we­
sentlich k le iner, als Sie es aus dem Raum Hanno­
ver gewoh nt sind. Aber der Hauptgrund ist die 
Ordnungsliebe unserer oberösterreichischen Bau-

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 72

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 542. S itzung - 1 3 .  Juni  1 99 1  25035 

Hermann Pramendorfer 

ern. Und das darf ich für ganz Österreich sagen. 
Da war sie baff! Begreiflich. 

Ob es ganz ehrlich war, weiß ich n icht, aber 
eines können wir Bauern für uns immer noch in 
Anspruch nehmen: Wir arbeiten viel um der Ord­
nung willen umsonst. Das geht bis zur Pflege der 
Kultur landschaft in größerem Ausmaß. genauso 
wie wir unsere Blumen an den Fenstern pflegen. 
Es gibt keine Abgeltung dieser Leistungen, das ist 
a lles in diesem 1 3 3  000 S Einkommen je Fami­
l ienarbeitskraft enthalten. 

Klarerweise - das wu rde heute des öfteren zi­
tiert, und ich kann dem auch in vielen Passagen 
zustimmen - gibt es gewaltige Unterschiede zwi­
schen den Betriebstypen und den Betriebsgrößen. 
Das schwankt zwischen 1 65 Prozent und 
388 Prozent. Das ist ein nicht übersehbares und 
besorgniserregendes Ausmaß. Und d ie regionalen 
Unterschiede innerhalb der gleichen Betriebsgrö­
ßen u nd der gleichen Betriebstypen l iegen bei 
65 Prozent. 

Oft wird die Frage gestellt : Kann man denn da­
von leben? Auch heute wurde d iese Frage gestel lt. 
Für m ich,  meine sehr  Geehrten, eine eher einfa­
che, aber nicht befried igende Antwort: Leben 
kann man, ja, aber mir als Agrarpoliti ker bere itet 
es schon Sorge, daß sich das bäuerliche Element 
ob des Feh lens gewisser Gelder mehr  und mehr 
aus unserer dörflichen Kultur zurückziehen muß .  
Das erfüllt mich mit Sorge , denn es kann doch 
nicht der Lebenszweck eines Bauern  sein, auch 
noch den Sonntag im Arbeitsgewand verbringen 
zu müssen, wenn  er schon die ganze Woche gear­
beitet hat. 

Einen nicht unwesentlichen Einfluß  auf das 
bäuerliche Einkommen im Jahr 1 989 hatte der 
Holzmarkt, deshalb auch diese Aufwärtsentwick­
lung, in bescheidenem Maße zwar, aber immer­
hin.  

Hier darf ich Ihnen ganz kurz die Bewaldungs­
dichte der österreich ischen Bundesländer in Pro­
zenten angeben.  Gesamtösterreichisch haben wir 
e ine Bewaldungsdichte von 46 Prozent. Kärnten 
und Steiermark: 60 Prozent, Salzburg: 50 Pro­
zent, Niederösterreich und Tirol :  etwa 40 Pro­
zent, Vorarlberg und das Burgenland: 35 bezie­
hungsweise 3 1  Prozent. 

Die gute Holzmarktlage im Berichtsjahr 1 989 
generell in ganz Österreich ,  in  ganz Europa wuß­
ten die bäuerlichen Waldbesitzer entsprechend zu 
nützen,  und sie haben den E inschlag um zirka 
1 8  Prozent erhöht. Es herrschte e in Verkäufer­
markt, der es uns möglich machte, d iese Marktsi­
tuation zu nützen.  Und immer dann ,  wenn eine 
prosperierende Wirtschaft zu verze ichnen ist, 
dann ist auch eine damit einhergehende Auf­
wärtsentwicklung auf dem Holzmarkt festzustel-

len, denn Holz ist für vie le, viele Bereiche der 
Rohstoff Nummer 1 .  

Dieser dankenswerten Aufwärtsentwicklung 
hat d ie Sturmkatastrophe in den Februar- und 
Märztagen 1 990 ein jähes Ende gesetzt. Darüber 
wird es sicherl ich Aufsch lüsse im Grünen Be­
richt 1 990 geben. In Oberösterreich waren wir 
davon besonders betroffen, weil der doppelte Jah­
reseinschlag in der Höhe von 2,4 Mil l ionen Fest­
meter an Schadholz angefallen ist. Österre ich weit 
waren es 4,8 Mil l ionen Festmeter mit knapp der 
Hälfte des Normaleinschlages. In der Bundesre­
publik Deutsch land fiel der eineinhalbfache  Jah­
reseinschlag an. 

Einige Worte zur Verschuldung: Der Grüne 
Bericht weist, Gott sei Dank,  keine Aufwärtsent­
wicklung der Verschuldung aus. Es ist keine be­
sondere Bewegung im Berichtsjahr 1 989 festzu­
stellen . 20 1 00 S je Hektar landwirtschaftlicher 
Nutzfläche beträgt die Verschuldung der österrei­
chischen Landwirtschaft. Das wäre an sich nicht 
tragisch ,  nur wird es für den einzelnen natürlich 
besorgniserregend und tragisch, wenn seine Ver­
sc huld ung etwa auf das Dreifache des genannten 
Betrages, auf 50 000 S oder 60 000 S pro Hektar, 
angestiegen ist. Dann greifen fast keine Maßnah­
men mehr, diesen Betrieb noch zu sanieren .  au­
ßer der einen, und das ist die bitterste Maßnah­
me, nämlich die Veräußerung der Substanz. Es 
müssen Gründe abgestoßen werden. Das geht nur 
dort mit einigem Erfolg, wo Baugründe verkauft 
werden können, wo das aber nicht der Fall ist -
und in den meisten Fällen ist das nicht möglich 
-, wird es problematisch. 

Ein i nteressanter Aspekt ist aus dem Grünen 
Bericht herauszulesen ,  daß nämlich das südöstli­
che Flach- und Hügelland unseres Bundesgeb ie­
tes einen leichten Anstieg der Verschuldu ng zu 
verzeichnen hat .  

Heute auch schon angeklungen: Der Grüne Be­
richt 1 989 l iegt zu spät vor,  es mü ßte schon der 
Bericht 1990 da sein,  vor allem auch im Hinbl ick 
auf e ine Vorausschau auf die EG und den EWR. 
Ich darf Ihnen sagen: In unserem Berufsstand 
herrscht gewisse Sorge und Angst ob des EG-Bei­
trittes . Nur eines ist für mich auch klar, und das 
müssen wir unseren Berufskollegen auch immer 
wieder sagen :  Was wird sein, wenn wir der EG 
nicht beitreten können,  wenn wi r  außer halb blei­
ben? Meine seh r  Geehrten !  Heute wurde auch  
schon von Strukturwandel gesprochen. Meine fe­
ste Überzeugung ist , daß sich dieser Strukturwan­
del mit oder ohne EG auch weiterhin fortsetzen 
wird. Und in meinen Augen ist es etwas übertrie­
ben und falsch dargestellt, wenn man hier vom 
"Bauernsterben" spricht. 

Ich kenne genug Nebenerwerbslandwirte, und 
es ist letztlich von zweitrangiger Bedeutung, auf 
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welche Art das Geld in die Betriebe einfl ießt. 
Wichtig ist, daß eine flächendeckende Landwirt­
schaft erhalten b leibt und daß die Landschaft ge­
pflegt wird. Das ist mit Zuerwerb und mit Neben­
erwerb möglich. Es werden allerd ings auch Di­
rektzuschüsse a ls Abgeltung für d iese Leistungen 
erfolgen müssen ,  denn es kann österreichweit 
doch n icht gehen, daß man, wie etwa im Ötztal, 
um die Landschaft offenzuhalte n, ita l ienische Ar­
beiter holt, die die Wiesen mähen . Das kann nicht 
das Ziel sein  und ist auch nicht finanzierbar für 
d ie bre iten F lächen des gesamten B undesgebietes. 
Und Erholungsraum brauchen wir überall .  

Wir haben Angst vor dem Sch lagwort "Wach­
sen und Weichen" . In der EG gibt es keine vorge­
gebenen Besitzgrößen, sondern dort gibt es, lei­
der Gottes, aus geschichtlichen Gründen gewach­
sene Strukturen, denken wir an England, an 
Frankreich ,  auch an Deutschland. Und ich ver­
g.leiche das manchmal mit der Situation bei uns in 
Osterreich. In den besseren Gebieten gibt es grö­
ßere Besitzungen,  in den sch lechteren Gebieten 
haben wir kleinere Strukturen. Aber, bitte, sagen 
wir doch nicht, das hätte irgendeine Ideologie 
oder i rgendeine Partei verschuldet ! 

Ein H inweis, damit wir aus der Geschichte ler­
nen: Manshold war nicht einer. der meiner Gesin­
nungsgemeinschaft angehört hat; er hat gemeint: 
Holt s ie herunter von den Bergen, die Lebensmit­
te l werden wir im Tal erzeugen !  - So ähnlich war 
seine D iktion. Ihm ist, wie auf dem Rei ßbrett vor­
gezeichnet, folgendes vorgeschwebt: je eine Be­
sitzgröße von 48 Hektar neben der anderen. Das 
sind doch Tatsachen. Das ist längst überholt, und 
wir können mit Genugtuung feststel len, daß der 
ökosoziale Weg Osterreichs, von Riegler einge­
führt, von F ischler weitergeführt, heute auch in 
der EG ein Umdenken bezüglich der Größen her­
vorgerufen hat, wei l  man erkannt hat, daß es so 
nicht weitergeht. 

Darauf ein wenig hoffend, meine ich auch,  daß 
d ie österreichische Landwirtschaft in  der EG ihre 
Berechtigung haben wird. Klarerweise wird es n ie 
ohne U nterstützung durch  nationale Mittel ge­
hen. Das wird immer so sein,  ob wir in der EG 
sind oder n icht. Wenn  uns die flächendeckende 
Landwirtschaft etwas wert ist, dann werden d ie 
Gesellschaft, die Öffentl ichkeit, der Staat, wie im­
mer wir es nennen, Mittel aufwenden müssen 
wenn sie uns etwas wert ist. Wenn nicht, dan� 
gehen wir eben den Weg und holen wir sie von 
den Bergen herunter und lassen diese Landstriche 
veröden ! 

Aber  Direktzahlungen allein können die Preis­
politik nicht ersetzen, das wird n icht möglich 
sein .  Den n  jeder, ganz gleich ,  in welcher Region 
er Bauer ist, fühlt sich als Unternehmer und 
möchte n icht von Handaufhalten und von Almo­
sen leben. Zuschüsse oder Abgeltungen, gut und 

schön, aber diese sind n icht  entscheidend für eine 
Preispolitik. 

Es wird heute auch der Waldbericht diskutiert. 
Ich habe vorgehabt, m ic h  dazu noch einmal zu 
Wort zu melden. Da ich n icht auf der Rednerl iste 
stehe, möchte ich das gleich jetzt einfließen las­
sen .  

Meine sehr geehrten Damen und  Herren !  Wir 
hätten Mittel in  der Hand ,  d ie Landwirtschaft aus 
ihrer gedrängten Mehrproduktion - Kollege 
Penz hat das auch richtig gesagt - zu bringen. 
Wir wurden ständig in die Mehrproduktion hin­
eingedrängt und - getrieben, um Einkommens­
verluste abzufangen.  U nd wir hätten Mittel in der 
Hand, wenn wir auf F lächen, auf denen heute 
noch landwirtschaftl iche Güter produziert wer­
den, Energie p roduzieren dürften .  Ganz so ein­
fach geht das aber nicht, das sehen wir heute. Das 
ist nicht unsere Schuld, sondern hier  ist notwen­
dig, daß Kostenwahrheit auf den Tisch kommt. 
Wir beuten die fossilen Brennstoffe in einem gi­
gantischen Tempo aus und machen  damit unse­
ren erneuerbaren Energieträgern größte Konkur­
renz. 

Das Energiewirtschaftsgesetz - heute in e inem 
späteren Tagesordnungspunkt noch zu behandeln 
- sieht eine massive, spürbare, lobenswerte Er­
höhung der Mittel für Fernwärme vor. Es ist 
nicht einzusehen, warum wir im Konkurrenz­
kampf mit den fossi len E nergieträgern und den 
erneuerbaren Energieträgern schlechter gestel lt 
sind als die fossilen Energieträger .  Wir in Ober­
österreich bemühen uns mit einer entsprechen­
den Gruppe ganz besonders, den flächendecken­
den Ausbau des Ferngasnetzes im Innviertel zu 
verhindern, wei l  wir meinen, daß es, wenn einmal  
die Leitungen dort l iegen ,  für uns im zunehmen­
den Maße schwieriger wird, d iesem Energieträger 
mit Bioenergie Konkurrenz zu machen. Auch da 
bräuchten wir mehr Kostenwahrheit, mehr Be­
reitschaft, d ie Dinge zu verändern. 

Wir reden zwar alle von der Verminderung der 
Emissionen, aber wenn es darum geht, dann wird 
der Rechenstift angesetzt. Und sagen wir, bitte, 
nicht: Der oder der ist schu ld .  Das ist unser kom­
merziel les Denken seit Jahrzehnten. Das ist uns 
angeboren, das werden wir  nicht so schnel l  able­
gen können. Heute war davon die Rede, daß es 
erwünscht wäre . Bundesrat Kol lege Meier hat 
zum Beispiel von einem Bauern gesprochen, der 
um die Weiderechte kämpft. Ich kann verstehen, 
daß die Bundesforste darauf drängen,  daß Wald 
und Weide getrennt werden, auch zur Frage Wald 
- Wiese gäbe es im Zusammenhang mit dem 
Waldzustandsbericht eine Menge zu diskutieren. 
Glauben Sie mir  bitte, auch dort kenne ich mich 
ein bisserl aus. Es ist ein unbedingtes Verlangen, 
daß Wald und Weide getrennt werden. Denn die 
ganzen Hochlagenaufforstungen , um die wir uns 

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 72

www.parlament.gv.at



B undesrat - 542. Sitzung - 13. Juni  1 99 1  25037 

Hermann Pramendorfer 

dankenswerterweise bemühen, sind von vornher­
ein zum Scheitern verurteilt, wenn nicht auch in 
der Wald- und Wildfrage etwas gesc hieht. Der 
Mensch hat dort e ingegriffen,  hat das Raubwild 
dezimiert und hegt das Schalenwild in überge­
bührl icher Weise. 

Meine sehr geehrten Kol leginnen und Kolle­
gen !  Die Materie dieser beiden Berichte und ins­
besondere auch der H inweis auf das Energieför­
derungsgesetz sind seh r  umfangreich. Für mich 
- ich glaube, ich habe Sie schon lange genug auf­
gehalten - gibt es nur  eine Schlu ßfolgerung aus 
dem Ganzen: Wie immer auch die Zukunft für 
unsere Landwirtschaft aussehen wird, wie sie 
auch im Hinblick auf die EG und einen EG-Bei­
tritt aussehen wird, es wird sich der österreichi­
sche Staat die Erhaltung einer flächendeckenden 
Landwirtschaft etwas kosten lassen müssen. Als 
Industrienation und Ur laubsland können wir auf 
eine gepflegte Kulturlandschaft nicht verzichten.  
Und diese gewährleistet nur eine funktionierende 
Landwirtschaft. (Beifall bei der Ö VP und bei Bun­
desrälen der SPÖ und FPÖ. J  12.15 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Dr. Liec htenstein. Ich 
ertei le ihm das Wort. 

1 2.15  
Bundesrat Dr .  Vi ncenz Liechtenstein (ÖVP, 

Steiermark): Grüß Gott, Herr Präsident! Lieber 
Herr Minister !  Lieber Herr Landeshauptmann!  
Liebe Kolleginnen und Kollege n !  Ich werde mich 
heute auf den Waldbericht beschränken .  Es wur­
de heute schon seh r  viel über das Waldsterben 
gesprochen. Ich mußte mich mit der Thematik 
des öfteren leider auch sehr persönlich beschäfti­
gen .  Im Wald bericht ist d iese Sache klar und ver­
ständlich gemacht. Der Waldbericht ist erstk las­
sig. 

Es gibt sicherlich keine Trendwende - das 
muß ich schon sagen - bei den Waldschäden. 
Selbstverständlich trifft es die e inzelnen Baumar­
ten unterschiedlich. Zum Beispiel sind allein 
60 Prozent der Eichen krank. Der Waldzustand 
in Österreich ist sch lechter, als allgemein gesagt 
wird, wenn auch in den letzten drei Jahren etliche 
Verbesserungen gelangen. Aber zum Beispiel 
wurden die durch  die günstige Witterung beding­
ten Schadbildverbesserungen hauptsächlich bei 
Fichten festgestellt, und sie zeigen keineswegs 
eine grundlegende Veränderung in der Waldscha­
densfrage. 

Fast alle Baumarten zeigen Schäden,  selbst ein­
zeln stehende Obstbäume. Wirklich dramatisch 
zeigt sich das Sterben der E ichen speziell im  
Osten Österreichs. Zwischen 4 3  und 60  Prozent 
der Eichen sind krank.  Besonders betroffen sind 
die forstwirtschaftl ieh interessanten Eichen über 

40 cm Durchmesser; zwischen 80 und 85 Prozent 
davon sind krank. 

Ich darf Ihnen jetzt kurz d ie Hauptergebnisse 
der Waldstandsinventur, herausgegeben vom 
Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbe­
triebe Österreichs, von 1 990 sagen, d ie  Ergebnis­
se von 1 989 stehen im Grünen Bericht . Unter­
sucht wurden Bäume, über 60 Jahre alt: Davon 
sind 70 Prozent gesund, 22 Prozent  kränkeln, 
3,4 Prozent sind krank bis sehr krank,  0,5 Pro­
zent sind am Absterben. 

Flächenanteile: 8 1  Prozent natürlich ,  1 5 ,5 Pro­
zent schwach verlichtet, 3,5 Prozent stark verl ieh­
tet. Insgesamt: 1 9  Prozent der Waldfläche s ind 
deutl ich geschädigt, das s ind österreichweit 
7 1 1 000 Hektar. Dabei wurden, wie gesagt, nur  
die Bäume im Alter zwischen 60 und 1 00 Jahren 
erfaßt. 

Nach den Studien kann man dazu sagen: Fichte 
und Buche allgemein weisen durch d ie Maßnah­
men eine gewisse kontinuierliche Verbesserung 
auf.  Tanne und Weißkiefer e ine geringe Gesamt­
verschlechterung und die Eiche eine ständig wei­
tere Versch lechterung. 

Der Antei l  an geschädigten Waldflächen be­
trägt 1 989 im Burgenland 52 Prozent ,  in Tirol 
33 Prozent, in  Vorarlberg 3 1  Prozent, in  Nieder­
österreich 22 Prozent, in Oberösterreich und in 
der Steiermark je 1 7  Prozent, in  Salzburg etwa 
1 1  Prozent und in Kärnten - am geringsten -
6 Prozent. 

Wenn man die Entwicklung 1 990 betrachtet, so 
zeigt sich ,  daß die höchsten Absterberaten i m  
Burgenland l iegen.  Eine gewisse Tendenz zur 
Verbesserung zeigt s ich regional in N iederöster­
reich, in Vorarlberg und in  einem Teil meines 
Heimatlandes, der Steiermark. Etwa gleichgeblie­
ben ist der Zustand in  Oberösterre ich ,  in Kärnten 
und in Tiro!. 

Der Schutzwaldbereich in Tirol und Vorarlberg 
ist besonders gefährdet. Die schwache Verbesse­
rung ist sicherlich e ine Auswirkung der  hervorra­
genden kl imatischen Bedingungen und den re­
genreichen Sommern in den letzten Jahren zu 
verdanken. Von einer übertrieben optimistischen 
Beurteilung ist daher dringend  abzuraten.  Lang­
sam beginnt man auch zu sehen, wie sich der sehr  
trockene Sommer 1 990, a lso der letzte Sommer, 
auswirkt. 

Sehr klar wird auch die Problemati k  der Ge­
sundheit unserer Schutzwälder beurtei lt. Der 
Herr Minister ist dafür immer sehr stark  eingetre­
ten ,  Kollege Eberhard heute ebenfalls .  Aber man 
muß bei den  Schutzwäldern folgendes sehen: 

25 Prozent der F läche sind älter als 1 40 Jahre ,  
25  Prozent der  Fläche stehen vor dem beginnen-
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den Verfal l .  Der Anteil der Schutzwälder in 
Österreich beträgt etwa 1 300 000 Hektar, davon 
sind 450 000 Hektar dringend sanierungsbedürf­
tig. Für einen Forstbetrieb ist gerade diese Sanie­
rung eine besonders schwierige Aufgabe, da so­
woh l  das Aufforsten als auch die Sch lägerung und 
d ie Bringung sehr kompl iziert und teuer sind und 
auch das Holz für einen Betrieb nicht gewinn­
bringend wäre. Wir aber wollen, daß der Sc hutz­
wald in manchen Almgebieten sogar höher 
wächst oder stärker wird. 

Die Forstwirtschaft steht heute sicher vor einer 
sehr  schwierigen Situation, zum Beispiel auf­
grund der Mehrkosten durc h das Waldsterben ,  
aufgrund der  Schadenserhebung, der Holzernte­
kosten.  des verminderten Sortenanfalls. der Stra­
ßen- und Wegeinstandhaltung, wegen des Immis­
sionsholzes. Der Forstschutz hat Mehrkosten 
zum Beispiel wegen des Käferbefalls, der Wa ld­
bau hat Personalmehrkosten durch vermehrte 
Überwachungstätigkeit und Erhebungen. 

Es wären sicherlich aus umweltpol itischen 
G ründen dr ingende Schritte zur Emissionsverrin­
gerung notwendig. Dabei wäre es sicherlich not­
wendig, den Kfz- und F lugverkehr. die I ndustrie 
und den Hausbrand in ihren Wirkungen genau zu 
überprüfen.  Dazu gibt es bereits eine große An­
zah l  von Stud ien, es wäre aber notwendig, das 
Richtige einmal herauszufiltern und dann nicht 
selbsternannt grünemotionel l ,  sondern vernünftig 
zu handeln .  

S icherl ich muß man sehen, daß al le Leistungen 
am Wald nur bei angemessener Bezah lung aller 
erbrachten und gewünschten Leistungen am wirt­
schaftl ichsten durch privatwirtschaftliehe U nter­
nehmen erzielt werden können. Zunehmendes 
Interesse an Erholung, al lgemeiner Wohlfahrt 
und Schutz bewirkt e ine Verschärfung der Geset­
ze zur Erhaltung der Wälder als eine gesunde und 
lebenswerte Umwelt, bringt jedoch gleichzeitig 
gewisse Einschränkungen der Forstbetriebe und 
für diese leider auch Mehrkosten mit sich .  (Die 
P r ä  s i  d e n  t i n  übernimmt den Vorsitz.) 

Es wurde heute von etlichen Rednern auch das 
Thema Wild angeschnitten , das auch im Waldbe­
richt 1989 vollkommen richtig behandelt wurde . 
Das Problem des Schälens, der Verbisse, des Fe­
gens etwa der Hirsche und Rehböcke ist in einem 
Wald sehr groß. Auf etwa drei Viertel der öster­
reichischen Waldfläche gibt es keine Sicherheit 
gegen Verbiß ,  und wenn, dann sind d ie Maßnah­
men für die Waldbesitzer meist zu teuer, daher 
sind kein standortgerechtes Wachstum bezie­
hungsweise keine Aufforstung garantiert. Zwar 
ist das Jagdrecht Landesrecht und nicht Bundes­
recht, aber es muß auch danach getrachtet wer­
den - bei aller Liebe zum Wild ! - ,  daß der 
Wildbestand  forstgerecht ist. - Ich danke sehr  
herzlich. (Allgemeiner BeifaLL. ) 12 .24 

Präsidentin:  Als nächster zum Wort gemeldet 
ist Herr Landeshauptmann Dr. Partl. Ich ertei le 
es ihm . 

/2 .24 
Landeshauptmann von Tirol Dipl . - Ing. Dr .  

Alois Partl: Verehrte Frau Präsidentin!  Herr 
Bundesminister !  Hohes Haus! Die verfassungs­
mäßig festgelegte Regelung, wonach Mitgl ieder 
des Bundesrates i n  unserem Landtag das Rede­
recht haben und u mgekehrt die Landeshauptleute 
auch im B undesrat, halte ich für e ine sehr  wert­
vol le Einrichtung. Ich habe mich deshalb heute 
zu Wort gemeldet und um das Wort gebeten , wei l  
ich dem B undesrat als Länderkammer eine hohe 
Bedeutung beimesse, aber eine in Zukunft noch 
steigende Bedeutung sehe. (Allgemeiner Beifall. ) 

Wenn  wir im  Zuge der Integration zu einer 
Neuvertei lung der Staatsaufgaben kommen, dann 
muß den Ländern mehr an verfassungsmä ßigen 
Aufgaben übertragen werden, und damit ste igt 
d ie Bedeutung dieser Länderkammer. Ich halte 
d ie Verbindung von Föderalismus und Demokra­
tie für die höchstentwickelte aller Staatsformen. 
Und das ist meine ganz tiefe Überzeugung. 

Hohes Haus! Ich habe heute die Diskussion zu 
diesen beiden Tagesordnungspunkten mit gro­
ßem Interesse verfolgt und registriere mit großer 
Genugtuung eine positive Grundeinstel lung zur 
Land- und Forstwirtschaft, zu den Menschen ,  d ie 
dort arbeiten, zu den Aufgaben ,  die sie heute und 
in der Zukunft zu e rfüllen haben.  

Nun,  selbstverständlich ,  für Tirol als ausge­
prägtes Gebirgsland sind d ie Funktionsfähigkeit 
der Land- und Forstwirtschaft und gesu nde Wäl­
der eine Lebensfrage. 

Wir haben in unserem Lande rund 50 Prozent 
al ler Wälder als Schutzwald ausgewiesen.  Wenn 
im Waldzustandsbericht nun steht, daß 42 Pro­
zent des Schutzwaldes geschädigt sind, dann, muß 
i ch  sagen, ist das e in Alarmsignal. Bei  uns geht es 
ja eigentlich um die Besiedelbarkeit, u m  die Be­
wohnbarkeit großer Landesteile. Da hat ja der 
Wald in erster Linie eine Schutzfunktion, noch 
vor der wirtschaftl ichen Funktion i n  unserem 
Lande. 

Wir haben daher recht frühzeitig mit der Mes­
sung der Luftschadstoffe und mit Maßnahmen 
zum Schutz der Wälder begonnen, mit  Gegen­
strategien einmal  im Bereich der Reduktion der 
Schadstoffe und auf der anderen Seite d urch eine 
Verjüngung der Schutzwälder im besonderen. Ich 
bin sehr froh - und Ihnen, Herr Bundesminister, 
darf ich das sagen ,  und Ihnen, verehrte Bundesrä­
te, seh r  dafür danken - ,  daß der Bund ausrei­
chend Mittel für die Verjüngung und Sanierung 
der Schutzwälder z ur Verfügung ste l lt .  Wir kön­
nen in Kombination mit den Landesmitteln 
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Zehntausende Hektar von Schutzwäldern verjün­
gen und damit san ieren. 

U nsere Schutzwälder haben eine gewisse Über­
alterung. Das ist nicht zuletzt darauf zurückzu­
führen,  daß sozusagen das Sparsamkeits- und 
Vorratsdenken in den bäuerlichen Betrieben 
manchmal übertrieben gehandhabt wurde und d ie 
Schutzwälder zuwenig genutzt wurden .  

Wir  haben heute in Tirol einen E inschlag von 
etwa 800 000 bis 900 000 Festmeter, einen echten 
Zuwachs von über 1 000 000 Festmetern. Dazu 
muß ich allerdings sagen, daß manche Wälder der  
Bewirtschaftung kaum oder überhaupt nicht zu­
gänglich sind, daß d ie Bewirtschaftu ng au ßeror­
dentl ich erschwert ist. 

Wir haben in unserem Lande etwa 40 Prozent 
der Gesamtfläche mit Wald bestockt. D ieser Pro­
zentsatz hat in den letzten Jahren zugenommen ,  
die Flächenbilanz im Wald ist also positiv, und 
zwar weIl sehr viele landwirtschaftliche Ertrags­
böden  e ntweder aufgeforstet oder der natürlichen 
Bewaldung überlassen wurden. Es ist also eine 
Genugtuung, feststellen zu können, daß die Flä­
chenbilanz insgesamt positiv ist. 

Nun ist i nteressant: Die ältesten Rechtsnormen, 
die wir in unserem Lande haben , zum Teil über 
tausend Jahre alt, waren eigentl ich die Umweltge­
setze , d ie sich die Gemeinden und d ie Talschaften 
selber demokratisch gegeben haben.  Das sind also 
die Rechtsnormen für die Nutzung des Waldes, 
der Weide , der Almen, des Bodens insgesamt, des 
Wassers, für gegenseitige Hilfe in Not und Ge­
fahr. Es waren also Umwelt- und Sozialgesetze 
die ältesten Rechtsnormen,  gewachsen aus der 
Bevölkerung heraus in den Gemeinden und in 
den Talschaften .  

Das ist auch der  Grund dafür, warum die wich­
tigsten Gesetze in  unserem Land Tirot auch heute 
noch Ordnungen heißen. Unsere Landesverfas­
sung heißt schl icht und einfach die Landesord­
nung, d ie Gemeindeverfassung ist die Gemeinde­
ordnung, und unsere Forstgesetze, die wir in ei­
nem weiten Bereich der Waldnutzung dank einer 
Verfassungsbestim mung im Bundesforstgesetz im  
Lande selbst landesweit rege ln können, heißen 
die Tiro ler Waldordnung, das andere ist die Tiro­
ler Bauordnung. Da kommt also zum Ausdruck, 
es geben sich d ie Leute selber die Regeln für das 
Verhalten und für die Nutzung der natürlichen 
Lebensgrundlagen .  

I ch  sage das deshalb, wei l  d ie  Einstel lung unse­
rer Bevölkerung, ganz gleich, ob der ländlichen 
oder der städtischen, zu Natur, U mwelt und 
Schöpfung eine sehr posit ive ist. Und das ist sei­
nerzeit geschehen und muß auch heute geschehen 
in der Verantwortung weit über die e igene Zeit 
und über die e igene Generation hinaus. 

Hier wurde heute schon oft genug etwa die 
Umtriebszeit angeschnitten .  Ich erinnere mich 
gerne, wie Landwirtschaftsminister Dr. Karl 
Schleinzer seinerzeit e inen Forstmann gefragt 
hat, ob er zu ihm in seine Grundsatzabte ilung 
kommen wolle. Dieser hat gesagt: G ib mir acht 
oder 14 Tage Bedenkzeit. Die Antwort des Mini­
sters am Telefon war: L ieber Freund, denke dar­
an, daß die Umtriebszeit in der Politik rascher 
geht als in der Forstwirtschaft !  - Das war sozusa­
gen ein Vergleich mit den Perioden in der Natur 
und in der Gesetzgebung. 

Wir haben in Tirol vielleicht die strengste 
Waldordnung im gesamten Alpenraum. Und da 
nehmen die Waldeigentümer, ob Privateinzelei­
gentum oder Gemeinschaftse igentum der Agrar­
gemeinschaften oder der Gemeinden, seh r  viele 
Eigentumsbeschränkungen im Interesse der All­
gemeinheit, der Wohlfahrtsfunktion in Kauf. 
Darüber gibt es eigentlich keine D iskussion bei 
uns, weil das einfach als e ine notwendige Maß­
nahme gesehen wird. D iesbezüglich haben wir 
grundsätzlich in der Gesamtbevölkerung eine 
sehr positive Einstellung. 

In unserem Lande, habe ich schon gesagt, sind 
gut 50 Prozent des Waldes Schutzwald. Diese 
Schutzwälder unterliegen besonders strengen 
Nutzungsbeschränkungen.  Wir haben in den 
Schutzwäldern den höchsten Ante i l  geschädigter 
Wälder. Das hängt einmal damit zusammen, daß 
diese Schutzwälder an den Bergflanken der 
Haupttransitrouten liegen und daß wir an der 
Nordrampe der Alpen sozusagen sehr viele 
Schadstoffimporte haben .  Wir haben im 
Jahr 1 988 den höchsten Schädigungsgrad unserer 
Wälder gehabt, seither stagniert diese oder geht 
langsam zurück auf 38 P rozent, auf  37, jetzt auf 
35,  neuester Stand 33 Prozent. Wir haben aber 
noch keinen Rückgang des Schadensausmaßes in 
den Schutzwäldern und in den kritischen Gebie­
ten. 

Deshalb weise ich besonders auf den Zusam­
menhang Verkehr und Gesundheitszustand der 
Wälder hin.  Wir haben in den letzten Jahren die 
hausgemachten Schadstoffe, insbesondere bei 
Schwefel ,  auf ein Sechstel des Ausgangswertes re­
duzieren können, durch e in  Ölfeuerungsgesetz 
bereits aus dem Jahre 1 969, durch ein Luftrein­
haltegesetz aus dem Jahre 1 973 und Folgemaß­
nahmen, durch Maßnahmen des B undes, durch 
Maßnahmen des Landes und - das möchte ich 
auch dazusagen - durch viele Maßnahmen von 
großen Industrie- und Wirtschaftsbetrieben, die 
sie freiwill ig gesetzt haben .  Sie haben damit Mil­
lionen Mehrkosten in Kauf genommen, um sozu­
sagen einen Beitrag zum Umweltschutz zu lei­
sten.  Ich könnte eine Rei he von solchen Unter­
nehmern, ja Leitbetrieben und Paradeunterneh­
men in unserem Lande erwähnen. 
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Also von der Schwefelbelastung her haben wir 
hausgemacht kaum mehr Probleme. Aber wenn 
wir im Wetterbericht, in  der Großwetterlage, se­
hen, daß etwa Nordostwind zu erwarten ist, dann 
wissen wir, daß unsere Meßgeräte im ganzen 
Land in wen igen Stunden aufgrund der hohen 
Schwefelbelastung ausschlagen werden, weil aus 
dem Egergraben mit der Kraftwerkskette kalori­
scher Natur natürlich in  wenigen Stunden die 
Schadstoffe bei uns im Land  sind, noch schne l le r  
natürlich i n  den  nähergelegenen Ländern. aber 
das ist auf der Luftlinie e ine kurze Strecke, die 
leider innerhalb von ein paar Stunden überwun­
den ist. 

Ich habe aber d ie Hoffnung und die Erwartung, 
daß wir in Zukunft auch aus der Tschechoslowa­
ke i, aus der ehemaligen DDR und aus Polen 
durch höhere Umweltstandards in diesen Län­
dern weniger Schadstoffimporte zu erwarten ha­
ben.  Das ist eine Forderung, d ie Gott sei Dank die 
österrei<;.hische B undesregierung und das Parla­
ment auch an d ie Nachbarstaaten gerichtet haben. 

Wi r habe n aber jetzt bedeutende Schäden 
durch Stickoxide. 87 Prozent aller Stickoxidemis­
sionen stammen aus dem Verkehr. Hohes Haus! 
Allein auf der Strecke Wattens - Innsbruck, auf 
der Inntal Autobahn, das sind 15 Kilometer, ha­
ben wir einen höheren Stickoxidausstoß als im ge­
samten Innsbrucker Stadtverkehr. Daran kann 
man einmal die Bedeutung dieser 1 1 0 Kilometer 
langen Transitroute durch unser Land ermessen .  
Und daher verstehen S ie ,  bitte, auch. daß e in 
Transitvertrag, der  eine Reduktion des Schad­
stoffausstoßes, die Limitierung der Zahl der 
Fahrzeuge, die Verlagerung des Gütertransportes 
auf die Bahn u nd d ie Forderung nach dem Bau 
einer neuen Eisenbahninfrastruktur durch unser 
Land vorwiegend in Tunnels, Kernstück Brenner­
basistunnel und Karwendeltunnel, enthält, unser 
größtes Anl iegen ist. 

Das ist der Schlüssel für e ine Verbesserung un­
serer U mweltsituation, nicht nur in den Wäldern, 
wo diese Abbauprodukte von Stickoxiden bis zum 
aggressiven Ozon in  den Höhenlagen eine beson­
dere Rol le spielen, die in  der Nacht auf dem Bo­
den l iegen und bei Tag durch  die Thermik in d ie 
Höhe aufsteigen und die Wälder schädigen,  gera­
de in den Höhenlagen von 800 bis 1 000 Metern 
werden diese am stärksten durch das Ozon ge­
schädigt, sondern auch, wei l  wir Schadstoffeintrag 
in den Böden haben. Wir haben eine weit über­
durchschnittl iche Bleibelastung der Böden ent­
lang der Transitroute. Es gibt gesundheitliche 
Schäden der Bevölkerung, wir haben auch Kad­
mium entlang der Transitroute in den Böden .  
Und daher u nser besonderes Bestreben und  unser 
besonderes Bemühen, da Abhilfe zu schaffen .  

Und das ist der  Schlüssel für die Integration.  
Bei  uns verbindet die Bevölkerung EWR, EG 

sehr stark mit dem Begriff Transit, Verkehr, mit 
der Sorge, überrollt zu werden ,  und daß unsere 
höheren  U mweltstandards etwa in der Europäi­
schen Gemeinschaft nicht gehalten werden oder 
noch nicht erreicht sind. Wir möchten ja vermei­
den, daß durch diese Belastung eine Anti-Euro­
past immung in unserer Bevölkerung wächst, wei l  
sie unvernü nftig wäre , wei l  wir ja nur in d ieser 
europäischen Nachbarschaft die Möglichkeit ha­
ben, gut zusam menzuarbeiten, und diese Chance 
auch nützen zu wollen. 

Deshalb auch unsere Vorstellung, daß wesentli­
che Kompetenzen den Ländern übertragen wer­
den ,  weil wir einfach glauben, daß ein Europa der 
Regionen von den Menschen mitgetragen wird, 
daß d ie Menschen sich identifizieren sol len  m it 
ihrem Land, mit ihrem Vaterland, mit ihrer Re­
gion und nicht mit einem anonymen, zentral isti­
schen,  bürokratischen Europa. 

Ich kann mir n icht vorstel len ,  Herr Präsident 
Professor Schambeck, du großer Vorkämpfer und 
Fahnenträger des Föderal ismus, daß die vereinig­
ten Staaten von Europa zentra l istischer konstru­
iert sein  müssen als die Vereinigten Staaten von 
Amerika, u m  es nur e inmal zu sagen.  Darum 
kommt dem Bundesrat große Bedeutung zu. (Bei­
fall bei Ö VP und FPÖ und bei Bundesräten der 
SPÖ. )  

Ich habe schon gesagt, e s  sind dank der H ilfe 
des Bundes umfangreiche Sanierungsmaßnahmen 
im Gange . Ich bitte, daß auch weiterhin d iese 
Mittel zur Verfügung gestellt werden .  Wir schöp­
fen sie bis zum letzten Schil l ing aus, auch dann, 
wenn  andere Länder vielleicht übrige Quoten ha­
ben ,  wei l  wir das einfach als e ine Lebensaufgabe 
und als einen Schutz des Lebensraumes betrach­
ten. 

I n  d iesem Zusammenhang etwa auch zur Frage 
der Bodenpolitik in unserem Lande, weil hier 
heute die Bemerkung gefallen ist, daß sehr viele 
Zweitwohnungsbesitzer in unserem Lande wären.  

Es ist uns durch eine ganz strenge Grundver­
kehrsregelung gelungen ,  zu erreichen, daß 
98 Prozent aller Häuser und Wohnungen im Ei­
gentum von Inländern sind. Wir wol len nicht zum 
Zweitwohnsitz und nicht zum Altersheim Euro­
pas d urch eine liberale Bodenpolitik werden .  Das 
wäre ja unverantwortlich gege nüber den kom­
tpenden Generationen. Deshalb verlangen wir d ie 
Ubertragung des Bodenrechtes zur  Gänze in d ie 
Kompetenz der Länder, wei l  d ie  Verhältnisse in 
den einzelnen österreichischen Bundesländern 
unterschiedlich sind und wir natürlich einem be­
sonderen Druck ausgesetzt sind. Wir trachten da­
nach, n ichtdiskriminierende Regelungen,  die aber 
doch unserer Politik entsprechen ,  zu  finden und 
anzuwenden. Ich sage das deshalb, wei l  die Bevöl­
kerung auch im Zusammenhang mit der e uropäi-
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schen Integrationsdebatte Sorge um einen Aus­
verkauf des Landes hat. Auch das müssen wir ver­
h indern, sonst hätten wir unsere Aufgabe nicht 
wahrgenommen. 

Ich betone das ganz besonders deshalb, wei l  un­
ser Siedlungsraum sehr  beschränkt ist. Wenn S ie 
i n  1 0  000 Metern Höhe über T i rol fliegen ,  dann 
wundern Sie sich, wo die 600 000 Menschen woh­
nen. 

Ich sage das deshalb,  wei l  die besiedelbare Flä­
che in unserem Land bei etwa 1 3  Prozent liegt 
und wei l  wir mit dem Boden sehr sparsam umge­
hen müssen .  Wir können n icht riskieren, daß 
Siedlungsfläche und Wohnraum,  Haus- und Bau­
substanz nur e in paar Wochen im Jahr gen utzt 
werden. 

Das ist also ein besonderer Punkt, der uns an­
gelegen ist. 

I m  Zusammenhang mit dem Verkehr ist uns 
auch die Schaffung e iner neuen Verkehrsinfra­
struktur wichtig, aber das möchte ich hier nur in  
Erinnerung rufen, es  ist ja hinlänglich bekannt. 
Ich sehe eine große Renaissance der Eisenbah­
nen. Langstreckentransporte von Gütern müssen 
e infach auf die Bahn, das ist gar keine Frage. Wir 
in Tirol verbinden eine gro ße Hoffnung mit der 
Bahn .  

Nun darf i ch  zur Frage der  Land- und Forst­
wirtschaft nur e in  paar Sätze sagen: Wir haben im 
vergangenen Spätherbst eine Repräsentativum­
frage gemacht, um einmal zu erfahren, i n  wie vie­
len Höfen e igentlich d ie Hofnachfolge gesichert 
ist. Denn die Entscheidung über die Auflassung 
eines bäuerlichen Betriebes fäl lt schon 20 Jahre 
vor der tatsächlichen Auflassu ng, nämlich dann, 
wenn sich die junge Generation für ihren berufl i­
chen Weg entscheidet. Dann werden a lso noch ,  
wenn die J ungen nicht mehr wollen, die Alten -
so lange sie können - den Betrieb bearbeiten ,  
und dann wird er  aufgelassen .  Die Entscheidung 
ist aber schon 20 Jahre oder noch längere Zeit 
zuvor gefal len. Wir mußten feststellen, daß bei 
rund 30 Prozent unserer Betriebe, unserer Höfe, 
die Nachfolge nicht gesichert ist. 

Meine Damen und Herren ! Damit komme ich 
zu e inem Kernproblem. Das ist eine staatspol iti­
sche Aufgabe, d ie wir haben. Stellen Sie sich vor, 
wen n  in  einem extremen Gebirgsland die Flä­
chenbewirtschaftung sowohl in der Land- als auch 
in  der Forstwirtschaft nicht mehr funktioniert. 
Das h ieße Lebensraum, Siedlungsraum, das h ieße 
Heimat preisgeben.  Und ich bin daher dankbar -
und das sage ich nicht, we i l  der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft mein Landsmann 
ist, obwohl ich mich darüber besonders freue - ,  
daß man für die Berggebiete eine stärkere Abgel­
tung der überwirtschaftlichen, nicht so leicht 

meßbaren Leistungen erzielt hat. Das Land Tirol 
wil l hier nachziehen ,  weil wir nur auf diese Weise 
erreichen können,  daß d ie jungen Menschen 
Hoffnung, Erwartung und Chancen haben und 
d iesen Beruf ergrei fen,  wei l  sie sagen :  Da haben 
wir eine Arbeit, einen Beruf, e ine Lebensaufgabe,  
die in der Gesel lschaft anerkannt wird und e in  
vergleichbares E inko mmen b ringt. 

Das ist also e ine besonders wichtige Frage, d ie  
uns am Herzen l iegt. Mit  e iner entsprechenden 
Gegenstrategie sehe ich aber, daß wir leicht die 
Möglichkeit haben, das entsprechend zu steuern. 
Ich möchte mich daher bei d ieser Gelegenheit 
ein mal beim Hohen Haus für die Genehmigung 
der Budgetmittel sowie für den Einsatz für ent­
sprechende Budgetmittel auch in der Zukunft be­
danken. 

Ich sage also noch einmal :  Wir haben hier -
Bund und Länder - eine große gemeinsame 
staatspolitische Aufgabe aus der Verantwortung 
für d ie Zukunft heraus. U nd wenn wir uns das 
gemeinsam so vornehmen, dann werden künftige 
Generationen unsere Zeit positiv beurte i len kön­
nen. 

Kommende Generationen werden unsere Zeit 
nicht in erster L in ie danach beurtei len , ob wir um 
ein paar Prozent mehr oder wen iger materiel len 
Lebensstandard oder Konsum kraft gehabt haben, 
sondern danach, was wir an bleibenden Werten 
erhalten oder geschaffen haben. Hier haben wir 
eine Kernaufgabe, und da wollen wir wieder dar­
an denken, wie die Menschen schon vor 
1 000 Jahren mit  den natürlichen Lebensgrundla­
gen umgegangen sind. Wir haben d iese Aufgabe 
in der Verantwortung für die Zukunft, und ich 
danke Ihnen für d iesen Einsatz für d iese lebens­
wichtige Aufgabe . (Anhaltender allgemeiner Bei­
fal/' ) 12.44 

Präsidentin: Als nächster zum Wort gemeldet: 
Herr Bundesrat lng .  Wahl .  Ich erteile ihm das 
Wort. 

12...15 
Bundesrat Ing. Alfred Wahl (ÖVP, Steier­

mark) :  Frau Präsident! Herr Bundesminister für 
Land-, Forst- und Wasserwirtschaft! Herr Lan­
deshauptmann von Tirol !  Hoher Bundesrat! Sehr 
verehrte Damen und Herren !  Ich darf Ihnen, sehr 
verehrter Herr Landeshau ptmann Dr. Partl ,  als 
ein Bundesrat mit  grünem Herzen, von Beruf 
Förster, recht, recht  herzl ich danken für Ihren 
Einsatz, nicht nur für Ihr Land, sondern vor al­
lem für den österreichischen Wald, und Ihnen 
höchste Anerkennu ng dafür aussprechen, wie Sie 
die Dinge beurtei len.  

Wenn ich nun als vierzeh nter Redner  nach die­
ser eindrucksvollen Rede des Herrn Landeshaupt­
man nes kurz noch einige Bemerkungen anbrin-
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gen darf, dann vorweg vielleicht unter dem Mot­
to: "Wie man in den Wald hineinruft, so kommt 
es zurück." 

Herr Bundesminister !  Ich glaube , daß zum Pro­
blembewu ßtsein,  was den Wald anlangt - und 
der Waldbericht 1 989 gibt Zeugnis und Grundla­
ge - ,  und zum politischen Handeln .�esentlich 
auch eine ged iegene und ernsthafte Offentlich­
keitsarbeit beigetragen hat, die heute andeutungs­
weise auch schon kritisiert wurde. Ich möchte die­
se Kritik zurückweisen und doch das Positive da­
bei erkennen und herausstellen. 

Ich möchte aber auch recht herzlich all  jenen 
Dank sagen ,  die an diesem Waldbericht gearbeitet 
haben, dem Gesetzgeber in erster Linie, der die 
Voraussetzu ngen geschaffen hat, aber auch allen 
Beamten vor allem im Forstdienst für diese aus­
gezeichnete Arbeit, die geleistet wurde und d ie 
weiterhin - davon bin ich überzeugt - geleistet 
wird. 

Es gebühren auch den beiden Bundesministern 
Dipl . - Ing. losef Riegler und Dipl . -Ing. Dr. Franz 
F ischleI' Respekt und Anerkennung für diesen 
sehr nach halt igen Vollzug eines Gesetzesauftra­
ges, bewu ßt und zielgerichtet. 

I nsgesamt geht aus dem dargestel lten Waldzu­
stand und auch aus den Debattenbeiträgen her­
vor ,  daß die sogenannten neuartigen Waldschä­
den tei lweise eine Eindämmung erfahren haben, 
nur beweisen die Daten auch: Von einer gelunge­
nen Waldrettung kann natürlich keine Rede sein.  
Vielmehr gilt es,  die Symptome weiterhin ernst zu 
nehmen, sehr  ernst zu nehmen und die natürliche 
V ital ität unserer Waldbestände nicht zu überfor­
dern. 

D ie bisher gesetzten Maßnahmen sind aber 
auch aufgru nd der Gesetzeslage vielfach unzurei­
chend. Nicht alle Bundesländer haben so eine 
Waldordnung wie das Land Tirot. Wir haben aber 
darüber hinaus - und darüber klagen alle Bun­
desländer - vielfach einen Kompetenz-Wirrwarr 
und einen Paragraphendschungel. 

Wenn ich hier an grundsätzlichen Bemerkun­
gen des Landeshauptmannes von Tirol Dr. Partl 
anknüpfen und einige Vorschläge zur Reform des 
land- und forstwirtschaftl ichen Gebietes machen 
darf, so gehe ich erstens von e iner ökologischen 
und ökonomischen Betrachtungsweise aus und 
glaube, daß eine Neudefinition des land- und 
forstwirtschaftlichen Gebietes d urch den Verfas­
sungsgesetzgeber in Richtung von Nutzung und 
Benutzung der Luft, des Bodens, des Wassers, des 
Bewuchses sowie deren Erhaltung, Pflege und Si­
cherung zusammenschauend und verbessernd er­
ste llt werden sollte. 

Zweitens muß  man d iesen neu definierten 
Kompetenzbereich verstärkt föderal istisch aus­
richten ,  damit man drittens eine bürgernahe Ver­
waltung nach dem Prinzip der Subsidiarität mit 
Abbau von Mehrgleisigkeiten,  Vermeidung von 
Konkurrenzierungen  und klar umrissenen Ver­
antwortungsbereichen wie zum Beispiel im Na­
tur- und Umweltschutz - wenn ich an die Pro­
bleme bei den N ationalparks denke -, in der 
Wasserwirtschaft, natürlich in der Urproduktion 
Land- und Forstwirtschaft, aber auch in der Wild­
bach- und Lawinenverbauung durch dezentralere 
Einrichtungen schafft und Verantwortung dort 
ansiedelt, wo sie wahrzunehmen ist, nämlich 
möglichst nahe am Ort des Geschehens, wo sie -
wovon ich überzeugt bin - am besten wahrge­
nommen werden kann. 

Darüber hinaus empfiehlt es sich ,  Kooperatio­
nen zwischen Bundes- und Landesbetrieben be­
ziehu ngsweise zwischen B undes- ,  Landes- und 
Privatanstalten zu  fördern. Die Förderung der 
Mobilität und Flexibil ität zwischen Privatwirt­
schaft und Verwaltungsmanagement wird uns 
schon aus Kostengründen gelegen sein  müssen,  
und der  Einbau - ich bin Arbeitnehmer - einer 
Leistungskomponente in der Besoldungsstruktur 
der öffentlichen Verwaltung im gemeinwirt­
schaftlichen Bereich und darüber hinaus er­
scheint mir auch dr ingend notwendig zu sein ,  da­
mit sich Verantwortung und gediegene Arbeit 
auch lohnen. Die manuelle Tätigkeit und die Aus­
bildung bis hin zum Meister,  der Lehrberuf, soll­
ten eine höhere Bewertung erfahren, als das ge­
genwärtig in diesem Bereich der Fall ist, weil  wir 
draußen vor den Wäldern vor allem Menschen 
brauchen fü r die sorgsame Pflege und Bewirt­
schaftung, Mensc hen, die Hand anlegen,  die die 
körperliche Eignu ng und die entsprechende Ein­
stellung mitbringen .  - Soweit diese Vorschläge. 

Ich darf mir aber dann doch noch erlauben,  auf 
den Komplex Krankheiten hinzuweisen, Krank­
heiten, deren Ursachen vielfach nicht e rkennbar 
sind, sondern nur deren Auswirkungen,  und die 
sind dramatisch genug. Da gibt es e ine Reihe von 
Maßnahmen, die wir - B und, Land,  Wirtschaft, 
Industrie, Forst- und lagdwirtschaft, Fremden­
verkehr, Autofa hrer, Wal dbesucher - jedenfalls 
e rgreifen können.  leder von uns kann für den 
Wald etwas tun. Es gab schon viele wichtige und 
grundvernünftige Hinweise. Ich darf noch einige 
h inzufügen.  

Wen n  heute mehrmals die Österreichischen 
B undesforste nicht sehr lobend erwähnt wurden,  
so erlaube ich mir dennoch, wieder e inmal ein 
paar gute Worte für  meinen Brotgeber zu finden. 
Es sind vor allem die wirtschaftlichen Daten,  die 
das beweisen, worauf wir Dienstnehmer der 
Österreichischen B undesforste stolz sind, auch im 
Zusam menhang mit dem Wald und dem Waldzu-

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 72

www.parlament.gv.at



B undesrat - 542.  Sitzung - 1 3 . J u n i  1 99 1  25043 

Ing. Alfred Wahl 

stand. Wir können auch auf unsere Einsatzbereit­
schaft stolz sein.  denn immerhin ist in d iesem 
Bundesbetrieb innerhalb von zehn Jahren der 
Personalstand halbiert worden, vielfach über d ie 
Grenzen der Belastbarkeit hinaus. Und da bitte 
ich auch um Verständnis, daß der wirtschaftl iche 
Druck unabhängig von der Besitzstruktur in der 
Land- und Forstwirtschaft ein sehr großer, e in 
vie l  zu großer ist und daß die Probleme, sei  es in 
der Wald-, der Weide- oder der Wildproblematik, 
überall dieselben sind. 

Ich möchte auch da ein Be ispiel herausgreifen,  
und zwar die Situation mit den Wildschäden in 
der Kampfzone des Waldes, im bedrohten 
Schutzwaldgürtel .  Der Verbi ßdruck ist dort viel­
fach unerträgl ich, und es ist eine Selbstverständ­
lichkeit und d ringende Notwendigkeit, daß wir 
die Wi ldstände reduzieren. 

Ich glaube, daß hier der gemeinwirtschaftliche 
Wald beste Arbeit in den letzten Jahren ge leistet 
hat, aber alle anderen natürlich auch aus reinem 
Se lbsterhaltu ngstrieb dennoch die Vorrangigkeit 
und die Priorität des österreichischen Waldes ge­
genüber der Jagdleidenschaft erkannt haben. 

Ich bin auch stolz darauf, daß in einer gewissen 
Koal ition der Vernünftigen mittlerweile - und 
ich selber habe eine so lche Route in meinem Re­
vier in der Obersteiermark anregen können - in 
e iner vernünftigen Abgrenzung von Sporttrei­
benden und Jagdausübenden Mountainbike-Rou­
ten so angelegt werden, daß Sportausübende dort 
ihre Erholung finden und andererseits Schäden 
vermieden werden. Es ist auch so weit. daß d ie 
Öster re ichischen Bundesforste mittlerweile eine 
Reitroute quer durch ihr Gebiet und natürlich 
auch andere Gebiete, wenn das Einvernehmen 
gefunden werden kann, den Reitvereinen, ausge­
hend von Wien über d ie Steiermark bis Ober­
österreich, bieten können. 

Wenn  es nicht ein best immtes Ausmaß öffentli­
chen Waldes gäbe, dann, glaube ich, wäre d iese 
Vorreiterrol le und die Vernunft, d ie Zusammen­
arbeit - ich möchte sagen - der Friedfertigen 
auch zum Wohle des Waldes und dieses so kom­
plizierten Ökosystems nicht möglich. Und ich 
hoffe sehr, daß wir gemeinsam d iesen Weg fort­
setzen können. 

Zum Schluß kommend darf ich noch einen 
Dank aussprechen, und zwar in Erinnerung an 
eine längst vergangene Zeit .  Es sind heute von 
Vorrednern d ie Verdienste des Bundesministers 
Haiden hervorgekehrt worden. Wir, die Berufs­
verbände, die Försterverbände - es gab im  
Jahr 1 98 1  sogar eine Tagung i m  Land Tirol - ,  
haben damals sehr nachhaltig auf den Waldzu­
stand, auf die Schutzwaldproblematik hingewie­
sen und mußten zwei Jahre hindurch Sch läge -
Erniedrigungen, möchte ich fast sagen - bis h in 

zu dem Vorwurf der Nestbeschmutzer e instecken. 
Dieses Problem wurde verdrängt, n icht zugege­
ben .  Wenn wir in d ieser Woche d ie  "Woche des 
Waldes" begehen und viele Aktivitäten von Be­
rufskollegen,  von Lehrern und Schülern öster­
reichweit zum Schutz des Waldes ergriffen wor­
den sind und ergriffen werden können, so verdan­
ken wir das deinem Einsatz, Herr Bundesmini­
ster ,  und der  guten Öffentlichkeitsarbeit auch 
deiner Mitarbeiter .  (Der Redner zeigt ein PLakat. ) 
Wir bedanken uns recht herzlich dafür und bitten 
dich,  daß d iese Aktionen Fortsetzung und Unter­
stützung erfahren. 

Es ist dies w irklich ein ernstes Thema und ein 
ernstes Problem. Der Schutz unseres Lebensrau­
mes muß für uns tatsächlich das sein ,  was er ist, 
nämlich e ine existenzielle Frage. I n  d iesem S inne 
bedanke ich m ich recht herzlich und bitte Sie: Be­
trachten wir die Segnungen des Waldes n icht als 
Selbstverständ l ichkeit, sondern gehen wir sorg­
sam m it der Natur um und bewahren wir uns da­
mit vor Katastrophen, vor viel Kummer und Leid. 
Der Wald sch l ießt den Menschen in seiner Le­
bensgemeinschaft e in .  Der Wald gibt uns Schutz. 
Schützen auch wir ihn !  - Danke sc hön. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ. )  12.59 

Präsidentin: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Bundesminister .  Ich erteile es ihm.  

13.1)() 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

DipI . - Ing. Dr.  Franz Fischler: Sehr geeh rte Frau 
Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann 
von Tiro ! !  Meine sehr  geschätzten Damen und 
Herren des Hohen Bundesrates! Ich glaube, nach 
dieser sehr ausführl ichen und e ingehenden De­
batte feststel len  zu d ürfen, daß es gerade im Bun­
desrat, gerade in der Länderkammer ungeheuer 
wichtig ist, landwirtschaftl iche Themen zu disku­
tieren, denn - vergessen wir e ines n icht! - nach 
der Österreichischen Bundesverfassung ist Land­
wirtschaft Landessache. Und es s ind sogar die 
Marktordnungen, die wir in der Zwischenzeit ha­
ben, nur Kompetenzen, d ie an den Bund auf e ine 
beschränkte Zeit übertragen werden .  Gibt es ein­
mal keine Marktordnung, dann geht automatisch 
die gesamte Kompetenz wieder an d ie Länder zu­
rück .  Das al le in macht es wichtig, d iese Themen 
in d iesem G remium zu diskutieren.  

Darüber h inaus möchte ich mich wirk l ich bei 
al l  jenen bedanken, d ie durch i hre konstruktiven 
Beiträge - auch wenn s ie kritisch waren - auf 
jeden Fal l  dazu beitragen, daß d ie Anliegen der 
Landwirte, daß d ie Anliegen und Sorgen der Bau­
ern in  Österreich einer breiten Öffentl ichkeit zu­
gänglich gemacht werden und daß damit mehr 
Verständnis in unserer heimischen Bevöl kerung 
für die Sorgen,  aber auch für die Leistungen ,  die 
wir von unseren Bauern entgegennehmen, er­
reicht wird. 
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Es ist mehrmals kritisiert worden ,  daß die Dis­
kussion zum Grünen Bericht 1 989 erst jetzt statt­
findet. Ich muß sagen ,  das ist nicht an mir gele­
gen, daß diese Debatte erst jetzt stattfindet, das 
hängt mit anderen politischen Entwicklungen zu­
sammen, vor allem damit, daß in der Zwischen­
zeit Wahlen durchgeführt wurden und erst eine 
Regierungsbi ldung vorgenommen wurde. Das 
war wohl mit ein Grund, warum man die D iskus­
sion über diesen Bericht verschoben hat. 

Der Grüne Bericht zeigt auch d iesmal wieder, 
daß es wirklich gelungen ist, einen informativen 
Bericht zusammenzuste llen, der Ihne n  ebenso zur 
Information wie auch gewissermaßen als eine Art 
Nachsch lagewerk d ienen kann. Ich möchte m ich 
daher bei  den Mitgliedern der § 7-Kommission, 
bei den vielen Experten und auch bei den Beam­
ten ,  die zum Zustandekommen des Berichtes bei­
getragen haben, herzlich bedanken.  

Meine sehr  geschätzten Damen und Herren !  
Dieser Bericht dokumentiert nicht nur d ie  Ein­
kommensverhältnisse und d ie  soziale Lage der 
Land- und Forstwirtschaft, sondern er zeigt auch 
die regionalen Unterschiede und d ie Strukturver­
hältnisse in der österreichischen Land- und Forst­
wi rtschaft in den einzelnen Bundesländern auf. 
Weiters wurden darin auch die unterschiedlichen 
Ertragslagen je nach Produktionsarten, je nach 
Betriebstyp in den acht Hauptproduktionsgebie­
ten analysiert. Darüber hinaus zeigt der Bericht 
die Ma ßnahmen auf, die zur Preisverbesserung, 
zur Absatzentwick lung und vor allem auch zur 
Überschußbewältigung gesetzt worden sind. 
Schließ lich enthält er auch wichtige regionale und 
förderungspolitische Aspekte für die Weiterent­
wicklung der Land- und Forstwirtschaftspol it ik in 
Richtung größerer Wettbewerb in einem grö ße­
ren Markt. 

Wenn in der Debatte festgestel l t  worden ist, 
da ß die Nebenerwerbsbetriebe im Bericht zuwe­
nig berücksichtigt worden seien und daß man dar­
in e ine Tendenz zu einer gewissen Unobjektivität 
sehen könnte, so muß ich schon daran erinnern, 
daß es einer meiner Vorgänger war, nämlich der 
heute schon zitierte Min ister Dipl . - Ing. G ünter 
Haiden, der es überhaupt abgelehnt hat, die Ne­
benerwerbsbetriebe weiter im Pool jener freiwil­
l ig Buch fü h renden Betriebe zu belassen,  auf de­
nen die gesamte Berechnung des Einkommens 
aufbaut. Es war in den letzten Jahren wieder not­
wendig geworden, Nebenerwerbsbauern zu su­
chen, die bereit sind, freiwil l ig Buc h  zu führen. 
Jetzt ist im Grünen Bericht wieder eine eigene 
Darstellung der wirtschaftl ichen S ituation und 
Lage der Nebenerwerbsbauern enthalten. 

Der Grüne Bericht 1 990 wird auch einem wei­
teren Punkt Rechnung tragen.  Wir werden in d ie­
sem neuen, heurigen Grünen Bericht noch viel 
umfangreicher auf die Fragen der EG, des GATT 

und dergleichen eingehen. Ich bitte, Herr Bun­
desrat S imperl,  aber um Verständnis dafür, daß es 
nicht möglich war, im Bericht 1 989 auf die EWR­
Debatte einzugehen. Sie müßten ja wissen ,  daß 
erst knapp vor Weihnachten 1 990 aufgrund d ie­
ser Kohäsionsdebatte von seiten der EG Agrarfra­
gen in den EWR-Prozeß hineingebracht worden 
sind. Erst seit d iesem Zeitpunkt sind wir mit mas­
siven Verhandlungen, die hoffentlich bald auf bi­
lateraler Ebene zwischen Österreich und der EG 
zum Abschluß gebracht werden können, kon­
frontiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Im 
Bemühen, d ie Leistungs- und Wettbewerbsfähig­
keit der bäuerlichen Betriebe zu stärken, Über­
schüsse bei den traditionellen Produkten wie Ge­
treide, M ilch und Rindfleisch abzubauen, neuen 
Marketing-Strategien zum Durchbruch zu verhel­
fen, das Förderungswesen zu reformieren und die 
International ität der österreichischen Agrarpoli­
tik anzukurbeln, wurde auch das neue Regie­
rungsübereinkommen geschaffen .  In diesem Re­
gierungsübereinkommen wurden positive Wei­
chen für d ie Zukunft gestellt. 

Bereits im Jahre 1 989 gab es für d ie bäuerl iche 
Familien e ine positive Einkommensentwicklung. 
Wir wissen bereits, daß sich diese positive Ent­
wick lung auch  im Jahre 1 990 nachweisen lassen 
wird. Wir haben im Vorjahr, was die Einkom­
mensentwicklung in  der Landwirtschaft anlangt, 
ein äußerst positives Ergebnis zu verze ichnen. 
Das wi rd demnächst auch dem Ministen-rat vor­
gelegt werden.  Auf die positive Einkommenssi­
tuation haben sich in d iesen zwei Jahren haupt­
sächlich die verstärkte Förderung der tierischen 
und pflanzlichen Produktionsalternativen ausge­
wirkt, weiters die freiwill ige Lieferrücknahme zur 
Entlastung des Milchmarktes, die verstärkte För­
derungspolitik mit dem Ausbau der Direktzah­
lungen sowie das Bemühen der Bauern selber, 
den Düngemittel- und Pflanzenschutzmittelein­
satz zu reduzieren. 

1 990 wurde auf der Grundlage einer umfassen­
den Diskussion e ine Neuorientierung der Agrar­
förderung eingeleitet. Diese neu orientierte 
Agrarförderung wird im Grünen Plan des heuri­
gen Jahres ihren Niederschlag finden. Es stehen 
aufgrund des Koal itionsübereinkommen für das 
heurige Jahr allein an Förderungsmitteln  insge­
samt 1 Mil l iarde Schill ing mehr  zur Verfügung. 
Das ist die größte Aufstockung, d ie wir jemals in 
der Zweiten Republik von einem Jahr auf das an­
dere gehabt haben. ( Vizepräsidem S t r u t z  e n -
b e  r g e r  übernimmt den Vorsitz.)  

Ich möchte aber darauf hinweisen, daß d iese 
Förderungsmittel an neuen Schwerpunkten 
orientiert worden sind und auch nach diesen 
Schwerpunkten eingesetzt werden . Es kommt zu 
einer beträchtlichen Ausweitung der Direktzah-
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lungen, es kommt zu einer verstärkten Förderung 
der produktionsumlenkenden Maßnahmen im  
pflanzlichen und im tierischen Bereich, es wird 
die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe gestärkt, 
und es werden die Rationalisierung und die Wett­
bewerbsstärkung der Verarbeitungs- und Ver­
marktungseinrichtungen vermehrt durchgeführt .  
e s  wird d ie  betriebl iche und überbetrieb l iche 
Grundausstattung der Betriebe im Zusammen­
wirken mit den Ländern gerade im Wegebau und 
bei den baul ichen Investitionen gesichert, und es 
kommt auch zu einer verstärkten Förderung der 
ökologischen Produktionsweisen, insbesondere 
des biologischen Landbaues sowie zu einer For­
cierung des Einsatzes von Bildungs- , Forschungs­
und Beratungsmitteln .  

Diese neuen Zielvorstel lungen kommen, wie 
gesagt, in der Realisierung der heurigen Förde­
rungspolitik zum erstenmal zum Einsatz und sol l­
ten sich - so hoffe ich - erstens positiv auswir­
ken und zweitens d e r  Beitrag des Bundes auf 
dem Weg in ein grö ßeres Europa und auf dem 
Weg in eine stärkere internationale Wettbewerbs­
situation se in .  

Österreich ist da mit dem Konzept, das wir ver­
fo lgen, eigentlich in guter Gese llschaft, und wir 
können heute feststellen - das mag vielleicht ein 
wenig überheblich k l ingen, aber es ist de facto so 
- ,  daß die EG uns in unserer Förderungspolitik 
al lmählich nachzuahmen beginnt, daß die EG 
auch darangeht, einzuschwenken, abzugehen vo n 
dem Konzept des Wachsens oder Weichens und 
hinzukommen zu einem Konzept, das darauf auf­
baut, insbesondere den kleineren Betrieben durc h 
entsprechende, möglichst produktionsunabhängi­
ge Direktzahlungen und andere Leistungsabgel­
tungen der überwirtschaftlichen Leistungen eine 
Chance zu geben .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es  ist 
e ine Reihe von agrar politisch hochaktuellen The­
men in den Debatten angesprochen worden ;  ich 
möchte d ie Debatte nicht allzu sehr  verlängern, 
aber ich erachte es als notwendig, zumindest auf 
ein ige Dinge Bezug zu nehmen. 

Da ist zunächst einmal das Problem im Wein­
bau.  Es ist keine Frage, daß wir in Österreich der­
zeit große Schwierigkeiten haben, wobei diese 
Schwierigkeiten von dem Umstand herrühren , 
daß wir strukturelle Überschüsse haben, daß wir 
in einem normalen Erntejahr .ganz einfach weit 
mehr Wein  ernten, als wir in Osterreich und bei 
realistischer Einschätzung der Exportmöglichkei­
ten insgesamt vermarkten können. Daher war 
und ist es notwendig, Maßnahmen zu setzen, die 
bewirken, daß wir von diesen strukturel len Über­
schüssen wegkommen. Es hat d iesbezüglich ein 
politisches Pakturn gegeben, an dem sowohl  die 
Regierungsparteien - also auch die Sozialistische 
Partei - als auch die weinbautreibenden Ländern 

mitgewirkt haben. Jetzt gi lt es ,  dieses Pakturn um­
zusetzen .  

Ich m u ß  Ihnen sagen, ich  wundere mich ein 
b ißehen darüber, daß bei d ieser polit ischen Ver­
einbarung von sozialistischer Seite einerseits ver­
langt worden ist, daß es als Voraussetzung zum 
Zustandekommen dieser Maßnahmen notwendig 
ist, die Kompetenz der Weinaufsicht in d ie mittel­
bare Bundesverwaltung zu übertragen, und daß 
andererseits jetzt von den Vertretern derselben 
Partei daran Kriti k geübt wird. 

Ich muß mich auch ein bi ßehen wundern, wenn 
Sie, Herr Bundesrat Pomper, meinen, es wäre ein 
Rückschritt, würde man den Landeshauptmann 
mit der Durchführung gewisser Kontrol laufgaben 
betrauen. Trauen S ie I hrem Landeshauptmann 
nicht zu, daß er in der Lage ist, eine ordentliche 
Kontrol le durchzuführen? Es geht nämlich nicht 
um eine Kompetenzübertragung an die Länder, 
sondern es soll eine mittelbare Bundesverwaltung 
geben. 

Darüber hinaus haben wir es durch eine eigene 
Verfassu ngsbestimmung im Gesetzentwurf er­
mögl icht, die Weinkontro lle auch über die Bun­
desländergrenzen hinweg durchzuführen, und 
zum zweiten haben wir i n  d iese Gesetzesnovelle 
- um manchen Kritikpunkten Rechnung zu tra­
gen - noch zusätz lich eine Art Überkontrolle 
aufgenommen. 

Also ich glaube, es sind a l le Vorkehrungen ge­
troffen, um einerseits d ie politische Vereinba­
rung, d ie geschlossen wurde, einzuhalten und an­
dererseits aber auch eine wirklich ordnungsgemä­
ße Kontrolle gewährle isten zu können. Denn in 
diesem Punkt bin ich mit Ihnen vo l lkommen ei­
nig: E ine Novell ierung ohne eine ausreichende 
und funktionierende Kontrolle wäre wohl  wenig 
sinnvol l !  

Der zweite Bereich umfaßt die Getreidefragen .  
Wir s ind gerade mitten in  Getreideverhandlun­
gen . Es wurde auch hier von mehreren Debatten­
rednern angemerkt, wie wichtig es ist, daß der 
Selbstversorgungsgrad be i pflanzlichen Ölen und 
Fetten steigt. Voraussetzung dafür ist jedoch, daß 
wir eine funktionierende Alternativproduktion 
haben . 

Wir haben in den letzten Jahren d ie Alternati­
ven praktisch von null  Hektar auf immerhin 
1 35 000 Hektar hinaufgebracht. Wir haben ein 
Konzept vorgelegt, das es uns möglich machen 
sol lte, im nächsten Jahr auf 220 000 bis 
230 000 Hektar zu kommen. Damit hätten wir 
bereits weit mehr als die Hälfte dessen , was wir 
uns für d ie gesamte Legislaturperiode an Auswei­
tung der Alternativen vorgenommen haben, er­
reicht. 
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Aber, meine seh r  geschätzten Damen und Her­
ren ,  und das wird in den nächsten Tagen eine 
ganz wichtige Frage werden: Es geht darum, daß 
wir für diese Alternativen einerseits eine entsp re­
chende Förderung haben,  damit es den Bauern 
überhaupt möglich ist, sie anzubauen, und daß 
wir andererseits entsprechende Verwertungsmög­
lichkeiten haben. Aus diesem Grund wird die 
Frage, ob es in Österreich gelingt, Wege zu ge­
hen, wie sie beispielsweise d ie USA schon längst 
gehen , nämlich als Treibstoffkomponente dem 
Benzin in e inem gewissen Ausmaß Alkohol zuzu­
setzen ,  immer wichtiger. Und das ist nicht nur 
eine Frage der Landwirtschaft, sondern das ist zu­
tiefst auch eine Frage der Umweltpolitik, und das 
hängt letztlich auch wesentlich mit den Fragen,  
mit denen wir in bezug auf unsere Wälder kon­
frontiert sind, zusammen. Ich ersuche daher alle, 
hier einen entsprechenden Beitrag zu leisten,  da­
mit wir wirk lich neue Weichen stellen können für 
die Zukunft in Österreichs Getreideproduktion 
und bei Produktionsalternativen.  

Wei l in diesem Zusammehang immer wieder 
vo n den österreichischen Preisen die Rede ist und 
weil  beispielsweise auch der M i lchpreise kritisiert 
wurde, sol lte eines nicht übersehen werden: 
Wenn man Preise Österreichs mit Preisen der EG 
vergleicht, dann sol lte man auch daran denken ,  
wieviel d ie österreich ischen Bauern aus ihrer e i ­
genen Tasche zur  Durchführungen der  notwendi­
gen Exporte beitragen - beim Getreide immer­
hin d ie Hälfte der Kosten ,  während in der EG 
dieser Beitrag sehr gering ist - ,  und man sollte 
auch nicht übersehen, welche Kostenuntersch iede 
bei den Betriebsmitte ln vorherrschen und daß 
auch aus d iesem Grund in Österreich andere 
P reise notwendig sind. 

Es wurde in  der Debatte auch die Frage der 
Bäuerinnen angesprochen und kritisiert, daß der 
Beitrag über die Bäuerinnen in  dem zur Diskus­
sion stehenden Bericht zu kurz geraten wäre. Ich 
bin mit der Kritik einverstanden, und wir werden 
das Kapitel Bäuerinnen ausweiten.  Ich möchte bei 
d ieser Gelegenheit aber darauf hinweisen,  daß es 
überhaupt erst seit meiner M in isterschaft ein Ka­
pitel " Bäuerinnen" im Grünen Bericht gibt, und 
ich möchte des weiteren darauf hinweisen, daß 
ich voriges Jahr einen eigenen Bäuerinnen-Beirat 
eingerichtet habe, um auf d ie Anliegen der Bäue­
rinnen noch besser h inweisen zu können. (Beifall 
bei der Ö VP. ) 

Hinsichtlich der Direktzahlungen halte ich es 
wirklich für dringlich und notwendig, diese aus­
z ubauen ,  aber auch alte Pfade in diesem Bereich 
z u  verlassen ;  d ies vor al lem deshalb, wei l  wir auch 
d ie Direktzahlungen heranführen müssen an ein 
EG- und GATT -konformes System. Wir selber 
haben ja schon vor zwei, drei Jahren erklärt, wir 
wollen eine Neubewertung der E rschwernisse der 

Bergbauern vornehmen, und daher müssen wir 
auch das System in  d iese Richtung an nähern. Vor 
allem aber wollen unsere österreichischen Bauern 
keine Almosen beziehen,  sondern sie wollen ihre 
Leistungen, auch jene für Landschaftspflege, ab­
gegolten erhalten,  und das hat mich dazu bewo­
gen, auch eine stärkere Leistungskomponente 
einzubeziehen. 

Wei l  k ritisiert wird, daß es einen fiktiven Ein­
heitswert gibt: Ich bin weder dafür, daß man ein­
seitig nur die Nebenerwerbsbauern fördert, noch 
dafür,  daß man einse itig nur die Vollerwerbsbau­
ern fördert .  Wir brauchen da Ausgewogenheit. 
(Beifall bei der Ö VP und Beifall des Bundesrates 
Meier. ) 

Schl ie ßlich die Frage der Wegerhaltung - ge­
rade das ist ein Thema, genauso wie d ie Direkt­
zahlungen,  das nur im Zusammenwirken von 
Bund , Ländern und letztlich auch Gemeinden 
funktionieren kann. Und ich möchte schon hier 
klarstel len,  daß selbstverständlich auch die Län­
der und Gemeinden dazu eingeladen sind, sich an 
der Abgeltung der Leistungen der Bauern ent­
sprechend zu betei l igen, daß das n icht allein Auf­
gabe ds Bundes sei n  kann .  

Meine sehr  geschätzten Damen und Herren!  
Erlauben Sie mir,  noch ganz kurz auf den Wald­
bericht einzugehen .  Ich tue das vor allem deshalb 
sehr gerne, wei l  man in diesem Punkt den Zeit­
punkt der Diskussion im Bundesrat gar nicht bes­
ser hätte wählen können, denn gerade in d ieser 
Woche begehen ja wir in Österreich die "Woche 
des Waldes" , und gerade i n  dieser Woche stehen 
die Anliegen, die wir in bezug auf den Wald ha­
ben ,  ganz  besonders im M ittelpunkt des öffentli­
chen Interesses. 

Wir wissen, daß es nicht nur eine Schadquelle 
ist, d ie uns Probleme in unserem Wald schafft, 
sondern  daß es eine ganze Reihe von Schadquel­
len gibt.  Und da sind nach wie vor an erster Stelle 
und m it Abstand vor allen anderen jene Schäden 
zu nennen, d ie wir als d ie neuartigen Waldschä­
den bezeichnen, d ie also im wesentlichen aus der 
Luftbelastung und aus der Versauerung unserer 
Waldböden herrühren. 

Es wird seh r  viel darüber diskutiert, wie sich 
d iese Schäden verändern . Natürlich gibt es regio­
nal gro ße Unterschiede. Aber wir können feststel­
len, daß sich vor allem dadurch einiges gebessert 
hat, daß der SOz-Gehalt i n  der Luft durch die 
Maßnahmen, d ie in  den letzten zehn  Jahren ge­
setzt worden sind, österreichweit im Schnitt um 
mehr als zwei Drittel gesenkt werden konnte .  
Aufgrund der Tatsache, daß bei  anderen Schad­
quellen die Werte überhaupt nicht besser gewor­
den sind ,  sondern zum Teil sogar schlechter ge­
worden sind, m üssen wir aber feststel len, daß wir 
annehmen können,  daß der Wald nicht mehr von 
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Jahr zu Jahr noch kränker wird ,  aber auch noch 
nicht gesünder geworden ist. Wir haben gewisser­
maßen erreicht, daß sich d ie Verhältnisse stabil i­
siert haben. 

Das ist gleichzeitig auch ein Hinweis darauf, 
daß es sich auszahlt, für den Wald Aktivitäten zu 
setzen,  und daß sich Maßnahmen - auch wenn 
s ie nicht einfach und zum Teil nicht bi l l ig  s ind -
rentieren. 

Im heurigen Jahr geht es in erster Linie darum, 
auf die Notwendigkeit der Sch utzwaldsanierung 
aufmerksam zu machen. Schutzwaldsanierung ist 
in einem Land, in dem der Antei l an Gebirgsre­
gionen relativ hoch ist, e ine wirkl iche Lebensfra­
ge. 

Wir haben in den letzten zwei Jahren d ie öf­
fentlichen Mittel des Bundes zur Durchführung 
d ieser Maßnahmen vedoppelt - von 1 20 Mi l ­
lionen auf 240 Mil l ionen Schi l ling. Wir  brauchen 
diese Mittel dringend. Und auch da ergeht d ie 
Ei nlad ung an die anderen Gebietskörperschaften ,  
an  der Waldverjüngung und an der Schutzwaldsa­
nierung entsprechend mitzuarbeiten. 

Derzeit sind immerhin 800 Projekte im Laufen,  
und mit diesen Projekten erfassen wir eine Ge­
samtfläche von 200 000 Hektar. Also dem 
Grundsatz der neuen Bundesregierung, daß 
Schutzwaldsanierung in  der österreichischen 
Forstpolitik Vorrang haben soll ,  wird Rechnung 
getragen. 

Ich hoffe und gehe davon aus, daß es durch die 
eingeleiteten Maßnahmen des Vorjahres - wir 
haben es im Vorjahr erstmals zustande gebracht, 
daß sich die Jägerschaft, d ie Jagdbehörden, die 
Forstbehörden und d ie Vertreter der Forstwi rt­
schaft sozusagen an einen Tisc h gesetzt und einen 
gemeinsamen Maßnahmenkatalog erarbeitet ha­
ben - gelingt, d ieses Problem in den Griff zu 
bekommen. 

Wir werden in den nächsten Monaten an d ie 
Bundesländer herantreten ,  um auch im Bereich 
der Wald-Weide-Problematik weiterzukommen. 
Auch da ist das Zusammenwirken von Bund und 
Ländern notwendig, denn n ur die Agrarbehörden 
sind in der Lage, entsprechende Verfahren einzu­
leiten. 

Meine seh r  geschätzten Damen und Herren !  
Ich  glaube, daß d ie heutige Diskussion Anlaß 
gibt, festzustellen, daß d ie österreich ische Bun­
desregierung sehr bemüht ist, den Anliegen der 
Bauern, den berechtigten Sorgen der Bauern ge­
recht zu werden, daß die österreichische Bundes­
regierung bereit ist, agrarpolitisch neue Wege zu 
gehen, die im wesentlichen darauf hinauslaufen, 
daß die Bauern an der allgemeinen Wohlstands­
entwicklung tei lhaben können und daß wir 

gleichzeitig d ie Überschüsse , d ie wir haben,  ab­
bauen können, und schließl ich auch darauf, daß 
wir beim Produzieren unsere Lebensgrundlagen 
schonen. Die Agrarpolitik wird damit immer 
mehr zu einer politischen Drehscheibe, d ie ganz 
besonders für ein neues Europa wichtig se.!n wird. 
- Danke schön.  (Beifall bei O VP und SPO. ) 1 3.2 7 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grü ße Herrn Bundesminister Dr. Schüssel in un­
serer Mitte . (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e i n  Schlu ßwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fal l .  

Wir kommen zur  A b s t i m  m u n g. 

Die Abstimmung über d ie vorl iegenden Berich­
te erfolgt getrennt. 

Wir kommen zunächst zur A b  s t i m  m u n g 
über den Bericht betrefend die Lage der österrei­
chischen Landwirtschaft 1 989. 

Ich bitte jene Mitgl ieder des Bu ndesrates, die 
dem Antrag zustimmen , den vorliegenden Be­
richt zur Kenntnis zu nehmen, um ein Handzei­
chen. - Es ist d ie S t i m  m e  n e i n  h e l l  i g ­
k e i t. Der Antrag auf Kenntnisnahme ist somit 
a n g e n  0 m m e n .  

Wi r  kommen nunmehr zu r  Abstimmung über 
den Bericht betreffend den Waldbericht 1 989. 

Ich bitte jene Mitgl ieder des Bundesrates, d ie 
dem Antrag zust immen, den vorliegenden Be­
richt z ur Kenntnis zu  nehmen, um ein Handzei­
chen. - Es ist dies S t i m  m e n e i n  h e l l  i g -
k e i t. (Rufe: Die Freiheitlichen sind nicht hier.' 
Die schlafen!) Trotzdem ist es Stimmeneinhellig­
keit. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  Der Antrag auf 
Kenntnisnahme ist somit a n g e n  0 m m e  n. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
28. Mai 1991 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Einräumung von Privilegien und Immunitä­
ten an das KSZE-Konfliktverhütungszentrum, 
seine Bediensteten und die Bediensteten anderer 
ständiger Einrichtungen im Rahmen der KSZE 
(97 und 155/NR sowie 4062/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 3. Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des Nationalrates vom 28. Mai 1 99 1  be­
treffend ein Bundesgesetz über d ie Einräumung 
von Privilegien und Immunitäten an das KSZE­
Konfliktverhütungszentrum, seine Bediensteten 

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 72

www.parlament.gv.at



25048 B u ndesrat - 5 42. S itzung - 13. Juni 1 99 1  

Vizepräsident \Valter Strutzenberger 

und die Bediensteten anderer ständiger Einrich­
tungen im Rah men der KSZE. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr.  L inzer .  
Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Milan Linzer: Hoher Bun­
desrat! Der vorliegende Gesetzesbeschluß des Na­
tionalrates vom 28. Mai 1 99 1  enthält Bestimmun­
gen über die Rechtspersön lichkeit des KSZE­
Konfliktverhütungszentrums sowie über d ie Ein­
räumung von Privi legien und Immunitäten an das 
Zentru m und a n  sei ne Bediensteten .  Der Be­
schluß regelt ferner den Status ausländisc her De­
legationen, d ie sich im Rahmen von Beratungen 
des Konsultativausschusses und von Konferenzen 
des Konfliktverhütungszentrums in Wien aufhal­
ten, sowie von Bediensteten des KSZE-Sekreta­
dates und des KSZE-Büros für freie Wahlen . Der 
gegenständliche  Gesetzesbeschluß entspricht den 
von Österreich übernommenen internationalen 
Verpflichtungen und ist erforderlich, da die Ein­
räumung dieser Privi legien und Immunitäten 
nicht aufgrund der geltenden Rechtslage erfolgen 
kann. 

Der Außenpolit ische Ausschuß hat d ie gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni  
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Au­
ßenpolitische Ausschuß somit den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
28. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
d ie E inräumung von Privi legien und Immunitä­
ten an das K SZE-Konfl iktverhütungszentrum, 
seine Bediensteten und die Bediensteten anderer 
ständiger Einrichtungen im Rahmen der KSZE 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist n icht der 
Fall .  

Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit S l i m m e n e i n h e l l  i g k e i t, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
28. Mai 1991 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Tsche­
chischen und Slowakischen Föderativen Repu­
blik über die Förderung und den Schutz von in­
vestitionen (88 und 154/NR sowie 4063/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 4. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 28.  Mai 1 99 1  be­
treffend ein Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Tschechischen und Slowaki­
schen Föderativen Republik über d ie Förderung 
und den Schutz von Investitionen .  

Berichterstatter ist wieder Herr Bundesrat Dr. 
Linzer. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. M ilan Linzer: Hohes Haus! 
Gegenstand des vorl iegenden Beschlusses des Na­
tionalrates ist ein Abkommen zur Förderung und 
zum Schutz von Investitionen.  Das Abkommen 
regelt auf der Grundlage der Gegenseitigkeit un­
ter anderem die Entschädigungspfl icht bei Ent­
eignungen , die Frage von Überweisungen lind 
Formen der Streitbeilegung; es beruht auf dem 
Prinzip der Inländergleichbehandlung und der 
Meistbegünstigung - ausgenom men Vorteile, die 
sich aus Integrationsmaßnahmen und ähnlichem 
ergeben. Aufgrund d ieses Vertragsinstrumentes 
ist jede Vertragspartei in der Lage, die Rechte ih­
res Investors im Investitionsland sicherzustellen 
und zu vertreten.  

Der Außenpolitische Ausschu ß  hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 
1 99 1  in  Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu em pfehlen, 
keinen Einsp ruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung ste llt der Außen­
politische Ausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wol le besch l ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
28 .  Mai 1 99 1  betreffen d  ein Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der Tschechischen 
und Slowakischen Föderativen Republik über die 
Förderung und den Schutz von I nvestitionen wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat We­
denig. Ich erte i le ihm dieses. 

13.32 
Bundesrat D ietmar Wedenig (SPÖ, Kärnten):  

Verehrter Herr Präsident!  Verehrter Herr Mini­
ster !  Hoher Bundesrat! Zu Beginn meiner Aus­
führungen möchte ich zu der Aussage der frei­
heitlichen Fraktion in der heutigen "Neuen Frei­
en Zeitung" , der Bundesrat sei eine "Länder­
schlafkammer" , feststellen, daß d ie einzige 
Fraktion ,  die anscheinend irgendwo heute im Ho­
hen Haus schläft, die - freiheit l iche Fraktion ist. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP), denn sie ist nämlich 
schon die längste Zeit h ier im Bundesrat n icht 
anwesend. 
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St:;pr geehrte Dam�n und Herren!  Das Verhält­
nis Osterreichs zur es FR ist durch den dortigen 
weitreichenden pol it ischen, wirtschaft lichen und 
gesellschaftl ichen Wandel auf eine völl ig neue 
Grundlage gestellt. Die bi lateralen Beziehungen 
wurden in ihrer ganzen Breite belebt und auf al­
len Gebieten so offen gemacht, wie es zwischen 
demokratischen Staaten ,  zumal Nachbarstaaten, 
selbstverständl ich ist. Kein Wandel i n  der Ge­
schichte, der derartige Dimensionen hatte wie der 
in den letzten Jahren im öst lichen Zentraleuropa, 
ist ohne Phase der Instabilität oder auch vorüber­
gehender Rückschläge erfolgt. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Österreich 
sollte daher verstärkt ökonomische Hi lfestell ung 
�nbieten und so einen Beitrag zur Stabi lität in der 
CSFR zu leisten. Als Nachbarstaat haben wir be­
sonders gro ßes Interesse an e iner raschen, umfas­
senden und dauerhaften wirtschaftlichen Gesun­
dung der CSFR. Es wird dies von al len führenden 
Repräsentanten Österreichs immer wieder be­
kundet, und auch von tschechoslowakischer Seite 
ist das Interesse an e iner möglichst engen Bezie­
hung zu Österreich in al len Bereichen wiederholt 
betont worden.  

Als Beisp iele erster wesentlicher Erfo lge möch­
te ich anführen: 

d ie Erle ichterung bei der Grenzabfertigung 
und d ie Eröffnung von sechs zusätz l ichen Grenz­
übergängen im Jahre 1 990; 

v das Bi ldungs- und Schulabkommen, das der 
CS FR beim Aufbau eines neuen, demokratischen 
und an Europa orientierten B i ld ungssystems hel­
fen sol l  - so konnten im Jahre 1 990 erstmals 
österreich ische Lektoren an CSFR-Universitäten 
und Hochschulen entsandt werden und in Znaim 
und Preßburg die ersten zweisprach igen von 
österreichischen Lehrern mitbetreuten Oberstu­
fen-Realgymnasien mit intensivem Deutschunter­
richt nach österreichischen Lehrplänen eröffnet 
werden - ;  

das Informationsabkommen i m  Zusammen­
hang mit der nuklearen Sicherheit und dem 
Strahlenschutz. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Besorgnis Österreichs betrifft vor a l lem zwei 
Kernkraftanlagen in der CSFR, näml ich das sich 
im Bau befindliche Kernkraftwerk Temelin und 
das veraltete Kernkraftwerk Bohunice. Österreich 
muß rasch handeln und alles dazu beitragen, daß 
als erster Schritt die beiden mit relativ großem 
Unfallrisiko e ingestuften B löcke von Bohunice 
ehestens außer Betrieb gesetzt werden .  (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP. ) 

Das Investitionsschutzabkommen zwischen 
Österreich und der CSFR, das uns heute zur Be-

schlu ßfassung vorliegt, ist ein weiteres wichtiges 
Abkommen zum richtigen Zeitpunkt. Wir wol len 
mit d iesem Abkommen österre ichische Firmen 
bei ihren Investitionsbemühungen in der CSFR 
unterstützen und s ie gegen dabei al lenfalls entste­
hende Risiken absichern. 

Einen wichtigen Vertragsbestandtei l  bi lden fer­
ner: die Gewährung des freien Transfers von Er­
trägen aus Investitionen, von Rückzahlungen von 
Darlehen, von Erlösen aus der Liquidation oder 
Veräu ßerung und von Entschädigung im Falle 
der Verstaatl ichung oder sonstiger Enteignungs­
fäl le sowie die Regelung bei Streitfällen. 

Diesem Investitionsschutzabkommen kommt 
im Hinblick  auf den Umstand. daß österreichi­
sche Unternehmer bisher d ie größte Zah l  von i n  
der CSFR bestehenden Joint-ventures abge­
schlossen haben - Ende 1 990 waren es 463; an 
zweiter Stel le fo lgt Deutschland mit 453 Gemein­
schaftsunternehmungen - ,  besondere Bedeutung 
zu. Im Außenhandel Österreich - CSFR hat 
nach vielen Jahren mit stark passiver Handelsbi­
lanz der österreich ische Export erstmals wieder 
den Import überstiegen. Die österreichischen Ex­
porte betrugen 8,6 Mil liarden Sch i l ling; das ist 
e ine Steigerung von plus 72,8 Prozent gegenüber 
1 989. Die österreichischen Importe betrugen 
6.4 Mil li arden Schil l ing; das ist ein Minu� von 
4,3 Prozent. Unter den Lieferländern der CSFR 
steht Österreich damit an v ierter Stel le nach der 
UdSSR. der BRD und Polen. Zurzeit werden 
überhaupt mehrere Großprojekte in der CSFR 
von österreichischen Firmen durchgeführt. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Da dieses 
Abkommen zwischen der Republ ik Österreich 
und der Tschechischen und S lowakischen Födera­
tiven Republik über die Förderung und den 
Schutz von Investitionen einen wichtigen Beitrag 
für gutnachbarliche Beziehungen sowie interre­
gionale Kontakte im Sinne eines gemeinsamen 
Europa leistet, wird die SPÖ-Fraktion dazu gerne 
ihre Zustimmung geben und dagegen keinen Ein­
spruch erheben.  - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
O VP. ) 1 3 .38 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Der 
nächste Redner ist Herr Bundesrat Dr. H ummer. 
Ich erteile ihm das Wort. 

13.38 
Bundesrat Dr. Günther Hummer (ÖVP. Ober­

österreich ) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren !  Dem Bundesrat l iegt 
heute das Abkommen zwischen der Republ ik  
Österreich und der Tschechischen und S lowaki­
schen Föderativen Republ ik über die Förderung 
und den Schutz von Investitionen zur Genehmi­
gung vor. 
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Rechtliche Grundlage für d ieses Verfahren bil­
det der Artikel 50 Abs. 1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1 929, wonach 
Staatsverträge, soferne sie gesetzändernden oder 
gesetzesergänzenden Inhalt haben, zunächst nur 
mit Genehmigung des Nationalrates abgeschlos­
sen werden d ürfen und,  soweit solche Staatsver­
träge Angelegenheiten des selbständigen Wir­
kungsbereiches der Länder betreffen ,  überdies 
der Zust immung des Bundesrates bedürfen.  

Das in Beratung stehende Vertragswerk sol l  
se inem wesentlichen Inhalt nach österreich ischen 
Investoren Investitionen in der CSFR erleichtern 
und d ie Gewißheit geben, daß das Investierte 
nicht Opfer von Willkürakten wird. 

Auslösendes Moment für dieses Übereinkom­
men ist zweifel los das Vorhaben, österreichischen 
Investoren Investitionen in der CSFR zu erleich­
tern und das Risiko entsprechend zu mindern. 

Dem Standard gutnachbarlicher Verhältnisse 
und des modernen Völkerrechts entsprechend 
wurde d ieses Vertragswerk aber streng nach den 
Grundsätzen der Gegenseitigkeit ausgestaltet. 
Das he i ßt also, daß auch I nvestoren aus der 
Tschech ischen und S lowakischen Föderativen Re­
publik, die in Österreich investiert haben oder in­
vestieren, d ie gleichen Begünstigungen genießen. 

Daß ein solches Vertragswerk grundsätzlich zu 
begrü ßen  ist ,  l iegt wohl auf der Hand und bedarf 
keiner näheren Erläuterung. 

Ähnliche Vereinbarungen wurden übrigens be­
reits auch von einer Reihe von EG-Staaten mit 
Drittländern geschlossen. Das Übereinkommen 
entspricht dem EG-Standard. Es beruft sich 
schon in der Einleitung auf die Grundsätze der 
Schlu ßakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit i n  Europa, wie sie am 1 .  August 
1 975 in Helsinki unterzeich net wurden,  sowie auf 
das Bedürfnis, freundschaftliche Beziehungen 
zwischen den Vertragsstaaten zu fördern und na­
türl ich letztlich günstige Voraussetzungen für 
eine größere wirtschaftliche Zusammenarbeit zu 
schaffen. 

Das Übereinkommen berücksichtigt die 
Grundsätze der Gleichbehandlung von ausländi­
schen Investoren m it inländischen Investoren und 
legt die Meistbegünstigung fest. 

D iese Meistbegünstigung gi lt  a l lerdings nur in­
soweit, als sie nicht insbesondere im  Zusammen­
hang mi t  e iner  Wirtschaftsunion, einer Zolluni­
on,  einem gemeinsamen Markt, einer Freihan­
delszone oder e iner Wirtschaftsgemeinschaft 
steht. Österreich, das hofft, in absehbarer Zeit 
den Europäischen Gemeinschaften u nd dem ge­
meinsamen Europäischen Markt beitreten zu 
können, verhält sich  in diesem Überei nkommen 

in  gle icher Weise, wie dies die Staaten der EG 
tun. 

Sehr  wesentliche Punkte enthält das Überein­
kom men in seinen Artikeln 4 und 5, wo die Frage 
von Enteignungen ,  Entschädigungen und Über­
weisungen geregelt ist. Ob die Festschreibung, 
daß E nteignungen, Verstaatlichungen oder son­
stige Maßnahmen mit gleicher Wirkung nur im 
öffentlichen Interesse erfolgen dürften, im Kri­
senfal l  einen echten Schutz vor Willkür bieten 
würden ,  darf vielleicht bezweifelt werden,  zumal 
das im Übereinkommen festgelegte schiedsge­
richtliche Verfahren das Ob von so lchen Enteig­
nungen der schiedsgerichtl ichen Beurtei lung ent­
zieht. Daß aber entsprechende wertgerechte Ent­
schädigungen zu leisten sind und eine Überprü­
fung durch die Organe der Vertragsstaaten 
beziehungsweise in einem schiedsgerichtl ichen 
Verfahren die Rechtmäßigkeit überprüft werden 
könnte, gibt wohl  dem Investor die notwendige 
Sicherheit, vor willkürlicher Enteignung seiner 
Investition und deren Erträge gesichert zu sein.  

Auch die Festschreibung, daß Überweisungen 
in frei konvertierbarer Währung geschehen dür­
fen, soweit sie im Zusammenhang mit einer Inve­
stition stehen ,  erhöht die Gewißheit, daß der In­
vestor im Krisenfall nicht um die Früchte seiner 
Investition gebracht werden könnte. 

Von politischem Interesse ist d ie Bestimmung, 
daß das Übereinkommen für Investitionen gilt, 
die Investoren der einen Vertragspartei in Über­
einstimmung mit den Rechtsvorschriften anderer 
Vertragsparteien in deren Hoheitsgebiet nach 
dem 1 .  Jänner 1 950 vorgenommen haben oder 
vornehmen werden.  

Gerade dieser Passus erinn"ert aber an die unge­
lösten Fragen zwischen der CSFR und der Repu­
blik Österreich. Daß uns Österreichern ein Ver­
tragspartner besonders am Herzen l iegt, dessen 
größter Teil a ls Böhmen und Mähren d urch 
392 Jahre - von 1 526 bis 1 9 1 8  - unter einem 
gemeinsamen Dach im Haus Österre ich gelebt 
hat, sollte hier keiner näheren Begründung be­
dürfen .  

Desgleichen sollte es u ns allen ein Bedürfnis 
und e in Anliegen sein ,  einem europäischen Nach­
barn in  einer wirtschaftlich innenpolitisch schwie­
rigen S ituation zu Hi lfe zu kommen, nachdem er 
nach mehr als fünfzigjähriger Gewaltherrschaft 
das Joc h  der Dikatoren relativ unblutig abwerfen 
konnte . 

Was der tschechoslowakische Staat in diesen 
mehr als 50 Jahren an Demütigungen und U n­
recht erleiden mußte, darf n icht verkannt werden .  
Es ist aber auch de r  Bewältigung der Geschichte 
nicht gedient, wenn  wir vergessen oder verdrän­
gen wollen, daß rund 2,3 Mil l ionen Flüchtlinge 
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deutscher Herkunft im Jahr 1945 und danach 
entrechtet und vertrieben wurden. Etwa eine hal­
be Mi l l ionen Menschen hat damals bei der Ver­
treibung den Tod gefunden.  

Mit diesen Feststel lungen soll die Geschichte 
nicht verdunkelt werden. Was etwa durch das 
Münchener Abkommen vom 29. September 1 938 
der Tschechoslowakei und ihrer Bevölkerung an­
getan wurde, sei unvergessen.  Damals einigten 
sich bekanntlich H itler, Mussolini ,  Chamberlain 
und Daladier auf d ie Übergabe der sudetendeut­
sehen Gebiete an Deutschland .  Der Restbestand 
der Tschechoslowakei sol lte gewahrt bleiben. 

Aber schon 1 939 rückten deutsche Truppen in 
die Tschechoslowakei ein,  entwaffneten die tsche­
chischen Truppen ,  und Hitler verkündete am 
1 6. März 1 939 in  Prag das "Protektorat Böhmen 
und Mähren" . Die S lowakei wurde gleichzeitig -
vorerst militärisch - dem Deutschen Reich un­
terstellt. 

Was dies für die Bevölkerung der Tschechoslo­
wakei im Verlauf des Zweiten Weltkrieges und 
danach mit sich brachte, ist jedem Geschichtskun­
digen bekannt. Dennoch ist es verständlich, daß 
die aus der Tschechoslowakei vertriebenen Sude­
tendeutschen,  Südmährer, wie auch d ie aus 01-
mütz, Brünn und Umgeb ung vertriebenen Deut­
schen nie aufgehört haben ,  auch an ihre Besitz­
und Vermögensansprüche zu erinnern, um die sie 
staatl iche Wil lkür und brutale Gewalt gebracht 
hatten. 

Es verdient Achtung, wenn nach dem Zusam­
lJlenbruch des kommunistischen Regimes der 
CSS R  die Vertriebenen und ihre Nachkommen an 
jene Ansprüche erinnern. Es ist unsere Pfl icht, 
ihnen dabei zu Hilfe zu kommen und im Zuge 
der weiteren Normalisierung der zwischenstaatli­
shen Beziehungen zwischen Österreich und der 
CSFR  auch in d iesem Bereiche unseren Mitb ür­
gern sudetendeutscher, südmährischer und son­
stiger deutscher Herk unft aus der Tschechoslowa­
kei rechtlich und faktisch an die Hand zu gehen. 
Den n  Geschichtsbewältigung heißt nicht, wie 
man manchmal glaubt, daß man lernen m üsse, 
mit dem Unrecht zu leben,  sondern es heißt, 
nicht wiedergutzumachendes Unrecht und Leid 
zu verzeihen und das übrige eben aus der Welt zu 
schaffen, soweit es noch aus der Welt  zu schaffen 
ist. Eine Normalisierung in d iesem Bereich täte 
gut, wenngleich sie gewiß weitherziger Kompro­
misse bedarf. 

An die Se ite des oft zitierten Spruches bezie­
hungsweise Zitates, daß Politik d ie Kunst des 
Möglichen sei ,  muß auch d ie Erkenntnis treten, 
daß ein gutnachbarliches Klima, ein gutes Ver­
handlungsk l ima in Zukunft auch eines reinen Ti­
sches bedarf. Ich bin mir sicher, daß der Herr 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheit in 

d ieser Richtung das derzeit  Mögliche tut und 
auch in Zukunft tun wird. 

Am Rande sei noch vermerkt: Eine bessere In­
vestitionsförderung als d ie Beseitigung dieses 
P roblems vermag Österreich ja gar nLcht zu lei­
sten. Und dem demokratischen Staat CSFR wür­
den auch aus der teilweisen Rückführung von 
jetzt staatl ichem Eigentum in den ehemaligen pri­
vaten Besitz - soweit das überhaupt möglich ist 
- nur wirtschaftliche Vorteile erwachsen .  

Es  sei nur  an  die österreichische Privatisie­
rungskampagne der Koalitionsregierung erinnert. 
Es wurde d ie Notwendigkeit dessen erkannt, und 
man kam zur Einsicht, daß d ie wirtschaftlichen 
Probleme auf Dauer nicht anders zu bewältigen 
si nd.  

Als vor gut einem Jahr in einer gewaltigen Be­
wegung der Eiserne Vorhang gewissermaßen zur 
Seite geschoben oder zerrissen wurde, war viel 
von einer Art Marshal lplan der westlichen Indu­
striestaaten für die Staaten des ehemaligen Ost­
b locks d ie Rede. Ich habe damals in der Sitzung 
des Bundesrates vom 22. März festgestel lt und 
folgendes reklamiert: 

"Wir unterschätzen die Schwierigkeiten", sagte 
ich,  "wenn wir es uns gewissermaßen in den Lo­
genplätzen der Zeitgeschichte . . .  gemütlich ma­
chen und hoffen, daß es d ie Völker des e instigen 
Ostblocks nun von selbst schaffen würden, zu 
F reiheit, Demokratie und Wohlstand zu finden. 

Machen wir es uns nicht zu leicht! Die revolu­
tionären Vorgänge in Europa sind noch lange 
n icht abgeschlossen. Eine neue, bessere Ordnung 
im gemeinsamen Haus Europa wird es nur dann 
geben, wenn  wir anstel le der alten ze rbrochenen 
Form e ine Neurordnung setzen,  als deren Ziel­
punkt das gemeinsame Europa der Vaterländer 
stehen muß."  

Wenn wir nicht alle daran Hand anlegen ,  mate­
riel l  und ideel l ,  wird das Werk sicher nicht gelin­
gen .  Mit einigen, wenn auch noch so löblichen 
S pendenaktionen haben wir unsere Schuldigkeit 
n icht getan .  

Gewiß ,  es ist seither v ie l  geschehen, aber es ist 
- das muß  man schon auch immer wieder sagen 
- insgesamt immer noch zu wenig geschehen. 
Vor al lem dürfen wir Österreicher nicht auf d ie 
Neuordnung Europas unter österreichischen Vor­
zeichen verzichten, denn Österreich ist ja mehr 
als b lo ß  ein Staat. Österreich ist auch mehr als 
e ine Nation.  Österreich ist eben eine Idee, eine 
europäische Kategorie. In der Sprache der Wer­
b ung würde man heute sagen,  Osterreich ist ein 
Qualitätsbegriff. Österreich steht Gott se i Dank 
auch heute noch für grö ßtmögliche Toleranz, De-
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zentralisierung, Föderal ismus, Bewahrung von 
Heimat in der Vielfalt u nd für Weltoffenheit. 

"Österreich, das ist d ie kleine Welt, in der die 
große ihre Probe hält" , sagte Gril lparzer. Öster­
reich ,  ein Wort, aber auch ein Begriff, e ine Idee 
seit bald 1 000 Jahren - was wir auch gebührend 
feiern werden. So viele Nationen, so viele Völker­
schaften und so viele kleine und kleinste Gruppen 
und Völkersplitter in  einem so großen Haus in so 
vielen bewegten Jahrhu nderten relativ friedlich 
nebeneinander - wir d ürfen uns fragen, wer hat 
uns Österreichern eigentlich so etwas jemals 
gleichgetan? Welches Beispiel hält die Geschichte 
in diesem Sinne für uns noch bereit? 

Wir wünschen uns eben in diesem Sinne ein 
einiges Europa der Vielfalt ,  ein friedliches Euro­
pa, in dem die kleinen Regionen so viel Freiheit 
wie nur möglich bewahren,  i n  dem der Zentralis­
mus und die Bürokratie auf das unbedingt Not­
wendige reduziert bleiben,  schl icht und e infach, 
so dürfen wir sagen .  e in  Europa, das nach seiner 
Idee österreichisch sein  sol l .  

Der Bundesrat wird einem Investitionsabkom­
men m it einem unserer Nachbarn , der eS FR, der 
uns in Geschichte und Tradition so verbunden ist. 
in d iesem Sinne gerne zustimmen, was ich hiermit 
namens meiner Fraktion ankündige. (Beifall bei 
der Ö VP. J 13.53 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grüße den Herrn Bundesmi nister für Justiz Dr. 
Michalek in unserer Mitte. (Allgemeiner Beifall. ) 

Nächster Redner: Herr Bundesrat Dr. Gusen­
bauer. Ich erteile ihm das Wort. 

13.53 
Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer (SPÖ, Nie-

derösterreich) : Werter Herr Präside nt! Werte an­
wesende Minister! Hoher Bundesrat! Auch ich 
möchte das heute hier vorliegende Abkom men 
zum Anlaß nehmen, e in ige Gedanken über die 
pol itische und ökonomische Entwicklung i n  Ost­
europa und über die österreichische Rolle i n  die­
sem Z usammenhang anzustel len. 

Der sowjetische Staatspräsident Michai l  Gor­
batschow ist angetreten ,  mit "Perestrojka" und 
"Glasnost" eine Reform des Kommunismus ein­
zuleiten. Diese Reform ist ihm nicht gelungen, er 
hat vielmehr mit diesem Reformversuch das Ende 
des Kommunismus gesetzt. 

Er ist zwar damit kein gro ßer kommunistischer 
Reformator geworden, aber zumindest Friedens­
nobelpreisträger, denn das Ende des Kommunis­
mus war der Startschuß  für eine Neuordnung Eu­
ropas und der Welt. Mit dem Abgehen von der 
besch ränkten Souveränität der osteuropäischen 
Staaten ,  der sogenannten Breschnjew-Doktrin, 
hin zur "Sinatra-Doktrin" ,  daß jedes der osteuro-

päischen Länder nach seiner Fasson den Weg der 
gesellschaft l ichen Entwicklung bestimmen sol l ,  
ist letztendlich das Tor zu einer neuen europäi­
schen Perspektive aufgesto ßen worden. 

Dieses Tor hat uns aber auch Einblick gewährt 
in die ökonomischen und politischen Tatbestän­
de, d ie unter dem Drucktopf, unter dem Kelomat 
des Kommunismus jahrzehntelang herangewach­
sen sind und die nicht imstande waren, die Be­
dü rfnisse der Menschen zu befriedigen. Wir bl ik­
ken auf eine devastierte Industrie- und Sozial­
struktur und auf eine pol itische Struktur der Teil­
nahmslosigkeit .  

Sehr viel ist seit dem Aufstoßen des Tores hin 
zur Demokratie in Oste uropa passiert. N icht al les 
hat den Erwartungen der Menschen in  diesen 
Ländern entsprochen, vor al lem nicht die bisheri­
gen Ereignisse auf dem ökonomischen Sektor. 

Die osteuropäischen Staaten verzeichnen einen 
Rückgang der Gesamtproduktion in der Höhe 
von 1 1  Prozent, einen Rückgang der Ind ustrie­
produktion in der Höhe von 18 Prozent, e inen 
Rückgang der landwirtschaftl ichen Produktion 
um 3 Prozent ,  in einzelnen Ländern sogar bis zu 
7 und 8 Prozent, und einen Rückgang der Be­
schäftigungszahlen von in etwa 5.3 Prozent im 
gesamten vorigen Jahr, al lein  im industriellen 
Sektor im Ausmaß von 7,4 Prozent, und wir ver­
zeichnen einen Anstieg der Arbeitslosigkeit, der 
alleine für die Tschechoslowakei für das 
Jahr 1 99 1  mit rund 8 Prozent prognostiziert 
wird. 

Die Inflation im RGW-Raum stieg im 
Jahr 1 990 um 65  Prozent, in  Osteuropa um 
228  Prozent. In  Polen stieg die Inflation von 
244 Prozent auf 585 Prozent. 

Wir stellen fest, daß der Außenhandel i n  Ost­
europa sehr  deutliche E inbußen gegenüber dem 
Westen erl itten hat und daß es zudem zu einer 
starken Veränderung der Handelsstruktur zwi­
schen den einzelnen osteuropäischen Staaten und 
der Sowjetunion gekommen ist, d ie aufgrund ih­
rer sehr  stark grundstofflastigen Exporte nun ei­
nen stärkeren Außenhandelsbi lanzüberschuß ge­
genüber  den osteuropäischen Nac hbarstaaten ver­
buchen kann als zuvor. 

Es hat - verbunden mit d ieser dramatischen 
ökonomischen Entwick lung - eine starke Zu­
nahme der externen Finanzierungsprobleme der 
einzelnen osteuropäischen Staaten gegeben ,  die 
sich ja ausdrücken in  den verschiedensten E nt­
schuldungsaktivitäten und Entschuldungsversu­
chen, die von den einzelnen, nun demokratisch 
gewählten Staatsoberhäuptern Osteuropas über­
all in der Welt unternommen werden. 
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Es hat auch e ine pol itische Entwicklung statt­
gefu nden ,  d ie d iese erste Euphorie der demokra­
tischen Gründerzeit, die sich ja auch ausgedrückt 
hat in der Gründung sehr  vieler Klein- und 
Kleinstparteien und in einer sehr  breiten demo­
kratischen Betei l igung, leider getrübt hat. 

Wir sind - es se ien mir einige politische Beob­
achtungen erlaubt - mit dem Ause inanderfallen 
der gro ßen Sammelbewegungen in Osteuropa 
konfrontiert. seien es die antikom munistischen 
Sammelbewegungen ,  ,.Sol idarnosc" oder das 
"Bürgerforum" , d ie angetreten sind, den Kom­
munismus zu beseitigen, oder seien es solche 
Sammelbewegungen wie die "Front der nationa­
len Rettung" in Rumänien, d ie versuchen,  über­
kommene kommunistische Strukturen zu retten. 

Al l diese Sammelbewegungen beginnen zu zer­
bröseln, u nd d ieses Auseinanderfal len der Sam­
melbewegungen ist auch verbunden mit einem 
stetigen Ansteigen sozialer Spannu ngen,  wobei es 
bei diesem Anste igen sozialer Spannungen bis 
heute keine geeigneten Akteure gibt, die imstande 
wären. d iese sozialen Spannungen zu zivi l isieren. 
wie wir das etwa in Österreich in Form der Sozial­
partnerschaft gewohnt sind . In den osteuropäi­
schen Staaten ist das schwer möglich ,  denn es gibt 
dort aufgrund der erst beginnenden Privatisie­
rung weder formierte U nternehmerverbände, 
noch sind d ie neuen freien Gewerkschaften im­
stande, d iese sozialen Konflikte zivil auszutragen,  
und die alten, kommunistisch dominierten Ge­
werkschaften sind ja diskred itiert aufgrund ihrer 
Einbindu ng in das alte komm unistische System. 
wo s ie ja vor al lem d ie Funktion des Transmis­
sionsriemens staatlicher Entscheidungen und Par­
teientscheidungen in d ie Betriebe h inein hatten.  

Interessant und auffallend ist aber auch d ie 
Schwäche der Bereitschaft, den Wiederaufbau in  
den einze lnen Staaten in Angriff zu nehmen und 
Differenzen hintanzustellen. M it dem Wegfall der 
sowjetischen Bedrohung ist ein wesentlicher Ein i ­
gungsfaktor - der wesentliche gemeinsame 
Feind - weggefallen, und es gibt bei sehr vielen 
pol itischen Gruppierungen in Osteuropa die Ten­
denz, wen n  d ie Wahlresultate für  d ie einzelne 
Gruppierung als n icht günstig empfunden wer­
den, sich dann in die passive Position der perma­
nenten Revolution gegen d ie gerade amtierende 
Regieru ng zu begeben.  

Wir s ind auch damit konfrontiert, daß d ie Wie­
derkehr der Geschichte in Osteuropa auch zu ei­
ner Wiederkehr des National ismus und zu einer 
Wiederkehr nationaler Dämonen geführt hat, vor 
allem dort,  wo der Nationalismus i n  einer über­
steigerten Form vertreten wird. Es hat sich her­
ausgestel lt ,  daß sich al le Konzepte, die d ie Domi­
nanz des antei lsmäßig stärksten Staatsvolkes ge­
genüber anderen National i täten in den Vorder­
grund gestellt haben oder eine Art 

Verschmelzungstheorie propagiert haben ,  wie 
zum Beispiel das Sowjettum, der Jugoslawismus 
oder der Tschechoslowakismus, in der Realität ad 
absurdum geführt haben und daß zu dem Zeit­
punkt. wo der "Kelomat des Kommunismus" ge­
öffnet wurde, eruptionsartig alle nationalen Be­
dürfn isse an d ie Oberfläche getreten sind . 

Es mag anachronistisch erscheinen, daß in  ei­
ner Zeit, in  der in  Europa über Integration d isku­
tiert wird und man darüber spricht, wie man die 
gemeinsamen grenzübergreifenden Probleme in 
Angriff nehmen kann,  parallel dazu eine Ent­
wicklung stattfindet, in der partikulare Identitä­
ten immer stärker werden und der National ismus 
als e ine Form der partiku laren Identität stärker in 
Erschein ung tritt. Auf der anderen Seite muß 
man sagen, daß  d ie  nicht i m  ehemals kommuni­
stischen Europa lebenden Staaten spätestens 1 9 1 8 
die Möglichkeit hatten ,  ihre nationalen Bedürf­
nisse entsprechend zu ordnen, soweit sie das nicht 
schon in der Zeit des 1 9. Jahrhunderts gemacht 
haben.  

Es ist  nun offensichtlich auch in Osteuropa der 
Bedarf und die Notwendigkeit vorhanden , die Er­
fahrung einer nationalen Sammlung durchzufüh­
ren ,  vieles an National ismus aufzuarbe iten bevor 
auch in Osteuropa der Weg zu einer höheren, zu 
einer europäischen Integration, mit der diese na­
tionalen Partikularismen überwunden werden 
können, frei ist . Dieser Weg wird allerdings nicht 
einfach se in, wie man am Beispie l  der Sowjetuni­
on sieht. Hier ze igt sich , daß schon die Integra­
tion in einem vielen Nationalitäten umfassenden 
Staat sehr schwierig ist, und es droht die Gefahr 
einer "Libanonisierung" der Sowjetunion, also ei­
ner Situation des permanenten Bürgerkrieges 
zwischen den einzelnen Nationali täten. Es ist zu 
hoffen,  daß der nun gefundene Ausgleich zwi­
schen den wesentlichen politischen Kräften der 
Sowjetunion zumindest dahin führt, daß die un­
terschiedlichen Interessen ,  die zwischen den Na­
tional itäten vorhanden sind, auf eine zivile Art 
und Weise ausgetragen werden. 

Wenn wir die politische Entwick lung Osteuro­
pas betrachten und daraus Perspektiven für unser 
Verhalten gegenüber diesen osteuropäischen 
Staaten ableiten,  wird es aber auch erforderlich 
sein,  uns anzusehen: Welche ökonomischen Per­
spektiven haben diese osteuropäischen Staaten? 
In  welcher Zeit können sich die osteuropäischen 
Staaten so entwickeln, daß eine solide ökonomi­
sche Grundlage für eine friedliche Entwicklung 
vorhanden ist? Und wen n  wir die Prognosen in 
diesem Bereich verfolgen,  sehen wir, wie schwie­
rig und wie gewaltig d iese Aufgabe sein wird. 

Nach übereinstimmenden Schätzungen beträgt 
der Vergleich des Pro-Kopf-Einkommens auf 
Schil l ingbasis zwischen Österreich und den ein­
zelnen osteuropäischen Staaten 1 : 1 0. Das heißt: 
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In Österreich verdient man zehnmal soviel wie im  
osteuropäischen Durchschnitt. Es  wü rde bis zum 
Jahr 2040 e in siebenprozentiges jährliches 
Wachstu m in Osteuropa benötigt, um den Durch­
schnitt der postkommunistischen Staaten an das 
österreichische Niveau heranzuführen, wenn in 
Österreich weiterhin, sagen wir, nur ein leichtes 
Wachstum von 1 bis 1 ,5 Prozent vorhanden wäre. 

Jeder von uns weiß ,  welche hehre Vorstellung 
das ist , wenn man bedenkt, daß es selbst in der 
schwunghaftesten Wiederaufbauphase der Bun­
desrepubl ik  Deutschland über zwei Jahre lang ein 
Wachstu m  von maximal 8 bis 9 Prozent gegeben 
hat und sich spätestens nach drei Jahren auf 4 bis 
5 Prozent abgeschwächt hat. In der jüngeren Ge­
schichte hat in der Zeit nach Franco und in der 
Zeit der beginnenden EG-Integration Spanien 
das größte Wachstum zu verzeichnen gehabt. Al­
lerdings hat man auch damals nie über einen Zeit­
raum von fünf Jahren einen Schnitt von 7 Pro­
zent Wachstum erreicht. Das heißt: Selbst bei 
stärksten Bemühungen wi rd es in absehbarer Zeit 
für die osteuropäischen Staaten kaum möglich 
sein, jenes wirtschaft l iche Niveau zu erreichen, 
das bei uns in Österreich oder in anderen westeu­
ropäischen Industriestaaten gegeben ist. 

Es geht aber vor a l lem auch darum, jene kriti­
sche Differenz zu minimieren.  die zwischen 
Österreich und den osteuropäischen Staaten be­
steht, nämlich jene kritische Differenz. die den 
Untersch ied so groß se in läßt, daß sich die Men­
schen in  Osteuropa entschl ießen,  ihre Heimat zu 
verlassen, und massenhaft den Weg nach Westeu­
ropa antreten .  

Hoher B undesrat! Das, was wir im Jahr 1 990 an  
Zuwanderung erlebt haben, war noch nicht d i e  
Zuwanderung aus Osteuropa. Die Zuwanderung 
aus Osteuropa nach Österreich hat sich im  
Jahr 1 990 außerordentlich gering gehalten, ob­
wohl wir mit  1 28 000 Zuwanderern nahezu das 
Doppelte von 1 989 und nahezu das Vierfache des 
Jahres 1 988 zu verzeichnen hatten. Die Zuwan­
derer des Jahres 1 990 waren im wesentlichen 
Menschen ,  die aus Jugoslawien und der Türkei zu 
uns gekommen sind, d ie durch  die lange Integra­
tion und durch die lange Zuwanderung, die es aus 
diesen Ländern nach Osterreich gibt, schon über 
ein ethn isches, kulturel les und politisches Netz­
werk in Österreich verfügen und die daher An­
dockpunkte gefunden haben,  die es ermöglichen ,  
weitere Leute aufzunehmen,  während die Tsche­
chen, die S lowaken,  die Ungarn und die Rumänen 
im Jahr 1 990 erst begonnen haben,  sich dieses 
Netzwerk in Österreich aufzubauen. Mit der gro­
ßen Einwanderungswelle aus dem Osten - wenn  
diese kritische Differenz, d i e  zu einer massiven 
Wanderung führt, länger anhält - werden wir 
also erst in der Zukunft konfrontiert werden.  

Es würde heute zu weit führen, und es ist auch 
nicht unser Thema, wenn ich darüber  spräche, 
welche Auswirkungen eine erdrutschartige Zu­
wanderung nach Österreich hätte. Wir haben das 
bei anderer Gelegenheit schon e inmal erörtert. 
Gerade die letzten Zah len haben ja sehr stark dar­
auf hingewiesen ,  daß Österreich ein reiches Indu­
strie land ist , das über ein bestimmtes Maß h inaus 
imstande ist, Menschen aufzunehmen, Arbeits­
kräfte aufzunehmen, Menschen aus Osteuropa 
auch eine Lebens- und Arbeitsperspektive in 
Österreich zu geben. Aber wenn  wir über einen 
längeren Zeitraum die Einwanderungsquoten des 
Jahres 1990 hätten, dann käme es auch bei uns zu 
einer sozialen Deregulierung - mit a l l  den politi­
schen und ökonomischen Folgeerscheinungen, 
die meiner Auffassung nach nicht wünschenswert 
sind. 

Das heißt, es ist auch in unserem e igenen Inter­
esse, wenn es in Osteuropa zu einer Entwicklung 
kommt, die den Menschen dort das Gefühl gibt, 
in ihrem eigenen Lebensbereich eine Lebensper­
spektive entwicke ln zu können, sodaß sie - in 
der Tschechoslowakei,  in  Ungarn,  in Polen und in  
der Sowjetunion - versuchen, den Aufbau ihres 
Landes zu betreiben. 

Es gibt eine Reihe von untersch iedlichen Vor­
stel lungen und Vorschlägen,  was denn erforder­
l ich wäre, damit sich die Wirtschaft d ieser Staaten 
entsprechend entwickeln kann. Das geht von ein­
seitig ökonomisch-finanziellen Maßnahmen. wie 
zum Beispiel der tei lweisen Reduktion der Au­
ßenhandelsschulden ,  bis hin zu langfristigen P ro­
grammen der Rekonstruktion von Zentral- und 
Osteuropa entlang d ieser traditione l len Marshall­
plan-Vorstellungen. Es geht aber auch dahin ,  daß 
der Bundeskanzler in e iner Rede vor einem Ban­
kenkongreß in München erst j üngst darauf h inge­
wiesen hat, daß vor al lem die techn ische Hilfe , d ie 
technologische Hilfe und die Ausbildung von 
Fachkräften und Managern erforderlich sein 
wird , daß man also das Kapital, das man in Osteu­
ropa investiert, auch mit dem nötigen Gehirn­
schmalz verbinden wil l .  

Ich g laube, es wird auch notwendig sein ,  daß 
wir e in  sehr spezifisches österreichisches Know­
how in Osteuropa zur Verfügung ste l len. Wenn 
es dort zum Aufbau einer Marktwirtschaft kom­
men sol l ,  und d iese Marktwirtschaft fußt auf zwei 
Partnern, nämlich den Unternehmervertretern 
und den Gewerkschaften,  dann ist es notwendig, 
d iese beiden Marktparteien in den osteuropäi­
schen Staaten in einem Ausmaß aufzubauen, daß 
sie i mstande sind, diese Marktwirtschaft auch in  
einem sozial vernünftigen Ausmaß zu gestalten 
und zu entwickeln. Das heißt, wir sollten auch das 
Know-how der österreichischen Sozialpartner­
schaft in  den Dialog mit den osteuropäischen 
Staaten einbringen, und zwar nicht nur auf der 

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 72

www.parlament.gv.at



B undesrat - 542. Sitzu ng - 13 .  Juni  1991  25055 

Dr. Alfred Gusenbauer 

Ebene von Rhetorik, sondern auch auf der Ebene 
von Ausbildungskursen,  Know-how-Transfers 
und vie les andere mehr. 

Österreich hat im sonstigen rein  monetären Be­
re ich bei der Osthilfe i m  vergangenen Jahr eini­
ges geleistet. Mein Vorredner hat darauf hinge­
wiesen, daß immer noch al les zuwenig sei ,  aber 
wenn wir uns die Zahlen ansehen, dann, muß 
man sagen, ergibt sich aus den Statistiken der 
Gruppe der 24, nämlich der Mitgliedstaaten der 
EG, internationaler Organisationen et cetera, daß 
Österreich gegenüber a l len  anderen vergleichba­
ren Staaten ein Vielfaches an Wirtschaftshilfe 
nach Osteuropa gegeben hat. Wenn Österreich, 
ein relativ k leines Land, 3,7 Prozent der Gesamt­
hilfe der G-24-Staaten im Jahr 1 990 für Osteuro­
pa aufgebracht hat, während d ie Schweiz nur 
2,6 Prozent aufwendete. und das m it der ökono­
mischen Potenz, die der Schweiz zugeschrieben 
wird , wenn Österre ich ,  was den Stand der Joint 
ventures betrifft , in der Tschechoslowakei mit 
584 an erster Stelle von al len west l ichen Indu­
strienationen steht, in Ungarn mit 1 400 an zwei­
ter Stel le h inter der Bu ndesrepublik Deutschland, 
wenn Österreich in Jugoslawien 500, in Polen 200 
und in der Sowjetunion 1 56 Joint ventures alleine 
im vergangenen Jahr entwickelt hat, dann läßt 
sich daraus ersehen, daß Österreich in  diesem Zu­
sammenhang ein iges getan hat, wiewohl ich zuge­
be. daß noch vieles auf d iesem Sektor zu tun ist. 
Ich glaube aber, man so ll  nicht eine auf das Öko­
nomisc he reduzierte Hilfe geben, sondern man 
sollte die breite Perspektive, die ich vorhin ge­
nannt habe, n icht aus den Augen verlieren. 

Es zeigt also die Entwicklung Osteuropas in 
den beiden letzten Jahren, daß d ie Geschichte 
nicht, wie sie vielfach i nterpretiert wurde, als ein 
Programm zur Verwirklichung eines Gesell­
schaftsbildes dient, in diesem Fall des kommuni­
stischen Gesellschaftsbi ldes. wo eben ein Teil der 
pol itischen Kräfte für und ein Teil  der politischen 
Kräfte gegen d ie Verwirklichung dieses Pro­
gramms kämpfte. Das Ende des Kommunismus 
hat das Ende der Endbest immtheit der Geschich­
te eingeleitet, und die Geschichte hat mit der Er­
fahrung in Osteuropa ihre Unverfügbarke it wie­
der zurückgewonnen hat. 

Es wird d iese Entwick lung in Osteuropa viel­
fach auch fälschlich interpretiert. Der stel lvertre­
tende Stabschef des Weißen Hauses, Francis 
Fukuyama, hat in etwa gemeint, da ß mit dem Tri­
umph des westlichen Kapital ismus über das kom­
mun istische Regime das Ende der Geschichte ge­
kommen wäre. Es gibt viele, d ie d iese Auffassung 
von Herrn Fukuyama n icht te ilen .  Ich möchte ei­
nen hier in d iesem Haus strapazieren, dessen letz­
te Weisheiten uns leider Präsident Schambeck 
bisher verborgen gehalten hat. Ich bedauere, daß 
er jetzt gerade nicht im Saal ist (Bundesrat K a In -

p i e h I e r: Ich werde es ihm sagen!! .  denn es wäre 
an sich der Prädestinierteste gewesen, uns die 
neue Enzyklika des Papstes " Centesimus annus" 
hier vorzustellen. Ich möchte einen Vorgriff 
durchführen, um sozusagen die Lust in diesem 
Haus zu steigern, sich mit diesem wertvollen Do­
kument auseinanderzusetzen .  

Der Papst meint nämlich: 

"Man sieht daraus, wie unhaltbar die Behaup­
tung ist, die N iederlage des sogenannten ,realen 
Sozialismus' lasse den Kapitalismus als einziges 
Modell wirtschaft l icher Organisation übrig. Es 
gilt , die Barrieren und Monopole zu durchbre­
chen, die so viele Völker am Rande der Entwick­
lung l iegen lassen." 

Und der Papst meint weiter zum von Herrn Fu­
kuyama so gepriesenen Kapitalismus: 

"Trotz der großen Veränderungen, d ie in den 
fortgeschrittenen Gesellschaften stattgefunden 
haben, ist das menschl iche Defizit des Kapitalis­
mus mit der daraus sich ergebenden Herrschaft 
der Dinge über die Menschen keineswegs über­
wunden;  ja,  für die Armen kam zum Mangel an 
materiellen Gütern noch der Mangel an Wissen 
und Bi ldung hinzu, der es ihnen unmöglich 
macht, sich aus ihrer Lage erniedrigender Unter­
werfung zu befreien." 

Sie werden verstehen, daß ich für meine gesel l ­
schaftspolitische Perspektive durchaus auch wei­
terhin seine Heiligkeit Papst Johannes Paul I I  
strapazieren werde, wenn ich damit abschließe, 
was er a ls gesellschaftspolitische Perspektive i n  
seiner neuen Enzykl ika angibt, indem e r  sagt: 

"Gewaltige Mittel können durch den Abbau 
des riesigen Militärpotentials, das im Ost-West­
Konflikt aufgebaut worden war. verfügbar ge­
macht werden. Sie könnten noch wesentlich ge­
steigert werden, wenn es gelingt , anstelle von 
Kriegen wirksame Verfahren für die Lösung von 
Konfl ikten festzulegen und damit das Prinzip der 
Rüstungskontrolle und der Rüstungsbeschrän­
kung in Verbindung mit geeigneten Maßnahmen 
gegen den Waffenhandel auch in den Ländern der 
Dritten Welt anzuwenden. Vor al lem aber ist es 
notwendig, eine Denkweise aufzugeben,  die d ie 
Armen der Erde - Personen und Völker - als 
eine Last und als unerwünschte Menschen an­
sieht, die das zu konsumieren beanspruchen, was 
andere erzeugt haben .  Die Armen verlangen das 
Recht, an  der N utzung der materie l len G üter tei l ­
zuhaben und ihre Arbeitsfähigkeit einzubringen,  
um eine gerechtere und für alle glück lichere Welt 
aufzubauen. Die Hebung der Armen ist eine gro­
ße Gelegenheit für das sittliche, kulturelle und 
wirtschaftliche Wachstum der gesamten Mensch­
heit. " 
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Hoher Bundesrat! Wenn in diesem Sinne 
Österreich einen Beitrag zur gesamteuropäischen 
E ntwick lung leisten kann, dann haben wir Gutes 
getan. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. J  /4.18 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Dr. 
Mautner Markhof das Wort. 

14.18 

Bundesrat Dr. h.c. Manfred Mautner Markhof 
(ÖVP, Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Hoher Bundesrat ! Heute liegt uns eine Re­
gierungsvorlage vor, die hin§ichtlich unserer wirt­
schaft l ichen Kontakte zur CSFR von fundamen­
taler Bedeutung ist. Gegenstand d ieser Vorlage ist 
ja e in  Abkoml'!len zwischen eier Republik Öster­
reich und der CSFR über die Förderung und den 
Sch utz von Investitionen. Dem Ziel ,  österreichi­
sche Firmen bei ihren Investitionsbemühungen in 
der CSFR zu unterstützen und sie gegen allenfalls 
entstehende Risken abzusichern, wird dabei ins­
besondere durch folgende Punkte Rechnung ge­
tragen :  

So  behandelt das Abkommen d ie  wic htige Fra­
ge der Entschädigungspflicht im Falle einer Ent­
eignung. Ein weiterer Vertragsbestandteil sind die 
Bestimmungen über den Transfer von Erträgen 
aus Investitionen und Rückzahlungen von Darle­
hen, von Erlösen aus der Liqu idi tation oder Ver­
äußerung und von Entschädigungen eben in der 
Enteignungsfrage. Und nicht zuletzt regelt der 
Vertrag auch die Formen der Streitbei legung im 
Falle von Meinungsverschiedenheit zwischen 
dem Investor e iner Vertragspartei und der ande­
ren Vertragspartei .  

Mit diesem Abkommen , meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wird ein weiterer sehr bedeu­
tender Schritt in die richtige Richtung gesetzt. 
Wir al le verfolgen mit großem Interesse die Be­
mühungen unserer Nachbarn be im Übergang von 
der Plan- zur Marktwirtschaft. War der Jahresbe­
ginn in der CSF R zunächst von der Liberalisie­
rung der Preise und des Außenhandels gekenn­
zeichnet, so standen die letzten Monate im Zei­
chen der Privatisierung, d ie in zwei Stufen erfol­
gen so ll :  Zuerst d ie sogenannte kleine 
Privatisierung d urch die Versteigerung kleinerer 
Dienstleistu ngs- und Handelsunternehmen, und 
ab 1 .  April dieses Jahres ist das Gesetz über die 
große Privatisierung in Kraft getreten ,  demzufol­
ge d ie bisherigen Staatsunternehmen an in- u nd 
ausländische Käufer zum Marktwert verkauft 
werden sol len .  In d iesem Zusammenhang möchte 
ich auch nicht unerwähnt lassen, daß Ausländer 
Grundstücke in  der CSFR jetzt d i rekt über die 
Gemeinden kaufen können .  

Aber, meine Damen und Herren" das I nteresse 
des ausländischen Kapitals, in der CSFR zu inve­
stieren,  hält sich leider vorläufig noch immer in 

ziemlich engen Grenzen. Das einzige wirklich 
gro ße Engagement ist b isher jenes von "Volkswa­
gen" bei Mladä Boleslav geblieben. 

Auf den ersten Bl ick  ersch�int ja die große 
Zah l  an Joint ventures in der CSFR beeindruk­
kend: Derzeit gibt es insgesamt knapp 2 900 der­
artige Gemeinschaftsunternehmungen, davon al­
lein rund 820, also mehr als ein Viertel, m it öster­
reichischen Partnern. Wenn man diese Joint ven­
tures jedoch genauer unter d ie Lupe nimmt, zeigt 
sich ,  daß es sich dabei zum überwiegenden Tei l  
um Firmen mit weniger als 40 000 S Betriebska­
pital handelt. 

E in großes Problem beim Übergang zur Markt­
wirtschaft - das meiner Ansicht nach nicht un­
terschätzt werden darf - stellt der Anstieg der 
Arbeitslosig!<eit dar. Lag sie Zahl der Arbeitslo­
sen in der CSFR im letzten Dezember noch bei 
77 000, so betrug sie im Mai bereits 223 000. Die 
Entlastung des Arbeitsmarktes durch den eben 
erst entstehenden privaten Sektor wird aber -
wie es derzeit aussieht - doch noch etwas auf 
sich warten lassen. Gegenwärtig kann der Privat­
sektor näm lich nur 2 bis 3 Prozent der gesamten 
Arbeitskräfte beschäftigen.  Zwar haben sich m itt­
lerweile mehr als eine halbe Mil l ion  Unternehmer 
registrieren lassen, aber nur ein Viertel von ihnen 
übt die Tätigkeit hauptberuflich aus. 

Meine sehr  verehrten Damen und Herren ! Der 
Übergang zur Marktwirtschaft gestaltet sich nicht 
ganz so schnel l ,  als das von den meisten erhofft 
wird. Das Wirtschaftsforschungsinstitut bestätigt 
in seinem jüngsten Bericht, daß verstärkte Hilfe 
sowohl das Tempo beschleunigen könnte als auch 
die unvermeidlichen Härten der Reformen l in­
dern würde. 

I n  d iesem Zusammenhang verweist das WIFO 
unter anderem darauf, daß Osterreich anfangs er­
folgversprechende Initiativen - als Beispiel sei 
der Ost-West-Garantiefonds genannt - ergriffen 
habe. In j üngster Zeit hätten sich die österreichi­
schen Aktivitäten allerdings vor allem auf Vor­
schläge zur Energiepolitik konzentriert. 

Ich möchte keineswegs die außerordentliche 
Bedeutung des Energiesektors und die Notwen­
d igkeit der damit verbundenen Konzepte und In­
vestitionen in Abrede stellen. Jeder, der mich 
kennt, weiß ,  wie sehr mir zufriedenstellende Lö­
sungen der Energieproblematik am Herzen l iegen 
- ich denke etwa an d ie i m  wahrsten Sinne des 
Wortes "heißen" Themen wie Atom kraft und 
Braunkohlekraftwerke. Aber wir dürfen unsere 
Augen deshalb nicht vor allem den anderen Be­
reichen, in denen Österreichs Mitarbeit und Un­
terstützung gefragt ist ,  verschl ie ßen. 

Gerade deshalb halte ich das vorl iegende Ab­
kommen für so immens wichtig, weil es - so hof-
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fe ich - einen Beitrag dazu leistet, österreichi­
schen Unternehmern ihre doch noch vorhandene 
Scheu vor Investitionen in unserem nördl ichen 
Nachbarland zu nehmen. J e t  z t sind P ionier­
geist, Einfal lsreichtum und Taten gefragt! 
J e t  z t besteht noch d ie enorme Chance, in ei­
nem Markt Fuß zu fassen, dem - davon bin ich 
fest überzeugt - schon i n  wenigen Jahren große 
Bedeutung zukom men wird. J e t  z t benötigen 
unsere Nachbarn u nsere tatkräftige Mithilfe beim 
Wiederaufbau e iner funktionierenden Wirtschaft. 
Sich jetzt mit einer Zuschauerrolle zu begnügen 
und abzuwarten, wie sich die Dinge in der CSFR 
entwickeln ,  halte ich nicht nur  für falsch, sondern 
für ausgesprochen ku rzsichtig. 

Sehr erfreul iche Tendenzen gibt es beim Han­
del mit unserem Nachbarstaat. Wie aus der Ex­
portstatistik des letzten Jahres hervorgeht, haben 
sich die österreichischen Ausfu hren in d ie CSFR 
im Vorjahr gegen über 1989 um sage und schreibe 
72 Prozent erhöht. Sie bewegten sich damit in ei­
ner Größenordnung von 8,6 Mill iarden Schil l ing. 
Immerhin bez ieht d ie Tschechoslowakei mittler­
weile 1 0  Prozent ihres Gesamtimportes aus 
Österreich. 

Aber nicht nur der Export unserer Waren ist 
wichtig: Es kann nicht oft gen ug darauf hingewie­
sen werden, daß wir auch unser Know-how ex­
portieren und unseren Partnern in der CSFR zur 
Verfügung stel len  müssen - darauf wurde ja vor­
hin schon hingewiesen -, sei es nun auf wirt­
schaftl ichem oder organisatorischem Gebiet oder 
auch auf dem Umweltschutzsektor. 

An dieser Stelle möchte ich aber auch auf die 
Möglich keiten für mittl�re und kleinere Betriebe 
hinweisen ,  sich für die CSFR zu interessieren, da 
ja auch bei uns die mittelständische Wirtschaft 
nicht nur zum Rückgrat, sondern auch zum Aus­
gangspunkt vieler kreativer E ntwicklungen zählt. 

In diesem Zusammenhang hat gestern die Wie­
ner Handelskammer und die Kommunal Invest 
�ine Studie über Betriebsansiede lung,en in der 
CSFR in  größerem Rahmen an der CSFR-Bot­
schaft in Wien vorgestellt :  Die Problemstel lung 
und Zielsetzung d ieser Arbeit war die Err ichtung 
von Technologie und Gründerzentren. 

Ich zitiere aus d ieser Studie: 

"Im Ringen der osteuropäischen Länder um 
den Anschluß an den Westen hat die Tschecho­
slowakei gute Chancen. Die industrielle Basis, gut 
ausgebildete Techniker und Facharbeiter und 
freie Fertigungskapazitäten lassen viele Experten 
die Zukunftsperspektiven als vielversprechend 
bezeichnen. 

Ziel der vorl iegenden Arbeit ist es, die Rolle 
von sogenannten Standortgemeinschaften von 

Unternehmen in  der Qynamisierung der Wirt­
schaftsentwick lung der CSFR zu untersuchen.  

Es wird dabei von Anfang an jener Form der 
Betriebsansiedlung der Vorzug gegeben,  die auf 
die Errichtung von solchen Standortgemeinschaf­
ten ausger ichtet ist. die 

über ein umfassendes Angebot von Gemein­
schaftseinrichtungen und Beratungsd ienstleistun­
gen verfügen und damit besonders geeignet er­
scheinen. ausländische Direktinvestit ionen in der 
CSFR zu fördern, und d ie gleichzeitig 

eine Verflechtung der angesiedelten Betriebe 
mit der örtlichen Wirtschaft ermöglichen .  Damit 
scheiden die sogenannten Sonderwirtschaftszo­
nen aus, die als ,Insel lösungen' kaum in d ie lokale 
Wirtschaft integrierbar s ind und vor a l lem nur 
wenige externe Effekte auf die regionale Struktur 
haben .  

Als weiteres bedeutendes Kriterium in der 
Wirtschaftsbelebung wird der Stellenwert von 
Unternehmensgründungen hervorgehoben. Die 
Zielsetzung, Unternehmensgründungen zu för­
dern, läßt innerhalb der Standortgemeinschaften 
die Gründerzentren - mit mehr oder weniger 
Technologieorientierung - an besonderer Be­
deutu ng gewinnen. 

Die Studie kommt zum Schluß, daß gerade auf­
grund des Umbruchs und vieler für die Wirt­
schaftsentwicklung derzeit ungünstiger Rahmen­
bedingungen das Konzept der Technologie- und 
Gründerzentren und e in  entsprechendes Konzept 
der Gewerbeparks noch nie so viel Potential, 
noch selten so große Existenzberechtigung hatten 
und noch �elten so gefordert worden sind, wie 
dies in der CSFR erwartet werden kann ."  

Auf folgendes möchte ich aber besonders hin­
weisen :  Eine mancherorts an den Tag gelegte be­
lehrende Art und Weise ist sicher nicht der richti­
ge Zugang für eine fruchtbringende Zusammen­
arbeit. Vielmehr sind gegenseitiges Verständn is 
und d ie Akzeptanz des anderen die Grundsteine 
für ein gemeinsames Erarbeiten der Dinge. Um 
ihre Wirtschaft auf Europareife zu trimmen, 
brauchen unsere Nachbarn von uns nicht Lehr­
meisterei oder Besserwisserei, sondern Erfah­
rungsaustausch und tatkräftige Kooperation. 

Wir können auch nicht erwarten ,  daß sämtliche 
Reformschritte auf dem Weg zur Marktwirtschaft 
sozusagen von heute auf morgen vollzogen wer­
den kön nen. Prozesse, d ie mehr als 40 Jahre Zeit 
zum Entstehen hatten, können sicherlich nicht 
über Nacht rückgängig gemacht werden. Deshalb 
möchte ich eindringl ich appel lieren,  in  d ieser 
Hinsicht e ine "aktive Geduld" - wie ich es nenne 
- an den Tag zu legen. 
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Denn, meine Damen und Herren,  müßten 
nicht gerade wir Österreicher, d ie uns eine Jahr­
hunderte lange gemeinsame Geschichte mit den 
Völkern der Tschechoslowakei verbindet, das 
grö ßte Verständnis aufbringen können? Sind wir 
außerdem nicht schon aufgrund unserer geogra­
phischen Lage dazu prädesti niert, Drehscheibe 
zwischen Ost und West zu se in? 

Dieser Aspekt kam auch in  der Vorwoche zur 
Sprache, als eine belgisehe Industriedelegation 
unter Vorsitz von P rinz Albert von Belgien und 
u nter der  Führung von Au ßenhandelsminister 
Urbain in Wien weilte .  Dabei betonte nämlich der 
Generaldirektor des belgisehen Industrieverban­
des, Tony Vandeputte, daß Österreich als 
Sprungbrett Richtung Ost und West ein interess­
anter Partner sei. (Die P r ä  s i  d e n  I i n  über­
nimmt wieder den Vorsitz. ) 

Die in Österreich gegebenen interessanten 
Mögl ich keiten haben auch schon ein ige große 
Weltfirmen dazu bewogen, in Wien ihr  Ost-Euro­
pa-Büro einzurichten. Eine wesentl iche Rolle 
spielt dabei sicherlich auch unser angestrebter 
EG-Beitritt, der - ich kann das nicht oft genug 
betonen - hoffentlich schon bald in d ie Tat um­
gesetzt werden kann !  Bis  dahin bedarf es  jedoch 
noch einer intensiven,  gezielten und breit ange­
legten Informationsarbeit, um die österreichische 
Bevölkerung mit der Sinnhaftigkeit des Beitritts 
engstens vertraut zu machen. Denn ein negatives 
Volksabstimmungsergebnis würde Österreich be­
trächtliche Nachtei le bescheren. Und was eine un­
zureichende Öffentlichkeitsarbeit bewirken kann, 
haben wir ja bei der Volksbefragung bezüglich 
EXPO in Wien erlebt. 

Wir dürfen außerdem nicht vergessen ,  daß eine 
EG-Mitgliedschaft Österreichs natürlich auch für 
unsere - ehemals dem Ostblock zugehörigen -
Nachbarn von ganz besonderem Interesse wäre. 

Aber nun zurück zu dem vorliegenden Investi­
tionsschutzabkommen. Dieses Abkommen liefert 
einen wichtigen Beitrag zu einer engeren Ver­
flechtung der österreichischen und der tschecho­
s lowakischen Wirtschaft und zu einer Intensivie­
rung der nachbarschaftlichen Beziehungen, zu 
denen - das möchte ich schlußendlich sagen -
nicht zuletzt ein entsprechender rascher und 
großzügiger Ausbau der Bahn- und Straßenver­
bindungen gehört. 

In diesem Sinne werden wir d iesem Abkommen 
unsere Zustimmung geben .  - Ich danke. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ.) 14.30 

Präsidentin: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor.  

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schlu ß­
wort gewünscht? - Dies ist auch nicht der Fall .  

Wir kommen  daher zur Abstimm ung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit S t i m  m e ll e  i n h e L  L i g k e i c,  gegen 
den BeschLuß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r Cl c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
28. Mai 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung 
und das Wirtschaftstreuhänder-Kammergesetz 
geändert werden (1 48/A-II- 1 983 und 132/NR so­
wie 4058 und 4064/BR der Beilagen) 

Präsidentin: Wir gelangen nun zum 5. Punkt 
der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
betreffend ein B undesgesetz, mit dem die Wirt­
schaftstreuhänder-Berufsordnung und das Wirt­
schaftstreuhänder-Kammergesetz geändert wer­
den. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Rau­
chenberger übernommen. Ich bitte ihn um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Josef Rauchenberger: Frau 
Präsidentin !  Herr  Bundesminister !  Hoher Bun­
desrat! Der gegenständliche Besch luß  des Natio­
nal rates trägt dem Umstand Rechnung, daß am 
1 .  Jänner 199 1  das Erwerbsgesellschaftengesetz 
- EGG, BGBL NI'. 257/ 1 990 - in Kraft getreten 
ist. Die durch dieses Gesetz geschaffenen neuen 
Gesel lschaftsformen der Offenen Erwerbsgesell­
schaft und Kommandit-Erwerbsgesel lschaft ste­
hen Freiberuflern nur insoweit zur Verfügung, 
als d ies nach den für den jeweiligen freien Beruf 
geltenden berufsrechtlichen Regelungen  zulässig 
ist. 

Mit dem vorliegenden Beschluß des National­
rates soll daher den Angehörigen des Berufsstan­
des der Wirtschaftstreuhänder die Möglichkeit 
zur Errichtung der neuen Gesellschaftsformen 
des Erwerbsgesellschaftengesetzes eröffnet wer­
den. 

Weitere Regelungen des gegenständlichen Ge­
setzesbeschlusses betreffen 

die Aufhebung der Verpfl ichtung zur Vorlage 
eines amtsärztl ichen Zeugnisses bei Fernbleiben 
von einem Prüfungstei l  einer wirtschaftstreuhän­
dischen Fachprüfung bei Vorliegen zwingender 
Verhinderungsgrü nde wie Krankheit und U nfa l l  
(Artikel I Z. 1 ) ,  

die Schaffung der Möglichkeit des Rücktrittes 
von einem Prüfungstei l  (Artikel I Z. 2 und 3) ,  
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d ie KlarsteI lung hinsichtlich des Nichteintrittes 
der Rechtsfolgen des Widerrufes der Anerken­
nung einer Wirtschaftstreuhandgesellschaft bei 
Ableben eines Gesellschafters (Artikel I Z. 5) ,  

d ie Anpassung des Wahlrechtes bei  eingetrage­
nen Erwerbsgesellschaften (Artikel 11  Z. 1 ) .  

Der Rechtsausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 1 99 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
sch lossen, dem Hohen Hause zu empfeh len ,  kei­
nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Rechts­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wol le  beschl ießen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
28. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem d ie Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung 
und das Wirtschaftstreuhänder-Kammergesetz 
geändert'werden, wird kein Einspruch erhoben.  

Präsidentin: Danke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Dr. Kaufmann. Ich erteile es ihm. 

14 .34 
Bundesrat Dr .  Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder­

öste rreich):  Frau Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Hoher Bundesrat! Bevor ich auf die Novelle 
zur Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung einge­
he, möchte ich eigentlich etwas anderes zur Dis­
kussion stel len:  Ich habe heute mit Verwunde­
rung in der " Neuen Freien Zeitung" gelesen ,  daß 
der Bundesrat, die zweite Kammer des Parla­
ments, eine " Länderschlafkammer" sei .  - Dieser 
Ausdruck stam mt von einem Bundesrat (Bundes­
rat Dr. 0 g r i s: Heute isc kein einziger FreiheitLi­
cher herinnen.'), der die Abstimmung gestern im 
Rec htsausschuß  verschlafen hat. Er hat nachher 
nicht einma l  gewußt, hat er jetzt mit- oder dage­
gengestimmt beim Wirtschaftstreuhändergesetz. 
Ich habe ihn nachher aufgeklärt, daß es e instim­
mig war. Und genau d ieser Bundesrat erk lärt 
hier, daß der Bundesrat e ine "Schlafkammer" sei .  

Auch e i n  anderer Kollege aus Kärnten betrach­
tet den Bundesrat nur als "Wurmfortsatz" des 
Nationalrates. - Ich meine al lerdings, man kann 
sagen ,  daß die Bundesratsriege der Freiheitl ichen 
eher ein Wurmfortsatz aus dem "Bärental" ist, 
denn sie können überhaupt nichts selbst entschei­
den (Beifall bei ÖVP und SPÖ) ,  sie müssen im­
mer erst im "Bärental" rückfragen.  

Es  tut  mir leid, daß d iese Kollegen das gute 
Klima, das wir hier im Bundesrat eigentlich doch 
haben, durch derartige mediale Äußerungen eher 
stören, und daß sie auch falsch berichten. G ude-

nus sagte, die freiheitliche Fraktion wäre von der 
Mitarbeit in den Ausschüssen ausgeschlossen. -
Das ist eindeutig falsch, ich möchte das berichti­
gen .  Die Freiheitlichen sol len dort allerdings mit­
arbeiten und nicht sch lafen.  

Meine Damen und Herren!  Wir haben heute 
über den Gesetzentwurf zur Wirtschaftstreuhän­
der-Berufsordnung und zum Wirtschaftstreuhän­
der-Kammergesetz zu befinden .  Es ist das - nach 
dem der Rechtsanwälte - das zweite Berufsrecht, 
das dem neuen Erwerbsgesel lschaftengesetz ange­
paßt wird. Wie Sie wissen, ist mit 1 .  Jänner 1 990 
das Erwerbsgesel lschaftengesetz in Kraft getre­
ten.  das kleinen und mittleren Gewerbetreiben­
den sowie Freiberuflern den Zusammenschluß in 
Form von Personengesel lschaften .. ermöglicht; 
letzteren aber nur im Einklang mit Anderungen 
des Berufsrechtes. 

Diese kleine Novelle zum Wirtschaftstreuhän­
der-Kammergesetz soll auch dazu d ienen, Er­
leichterungen im Prüfungsverfahren zur Wirt­
schaftstreuhänder-Fachprüfung zu regeln,  ebenso 
bezügl ich des Vertretungssektors eine sinnvolle 
Angleichung an d ie Berufsgruppe der Rechtsan­
wälte sowie Erleichterungen bei der Fortführung 
von Familienbetrieben zu bringen. 

Es ist das, wie gesagt, eine k leine Novelle zum 
Wirtschaftstreuhänder-Kammergesetz; eine gro­
ße steht ja derzeit zur Diskussion und sol l  in ab­
sehbarer Zeit beschlossen werden. Ich glaube 
aber, daß d iese Novelle Anlaß sein sol lte, die In­
teressenvertretungen insgesamt und die Pflicht­
mitgliedschaft im besonderen zu beleuchten. 

Ich habe mit Genugtuung festgestel lt ,  daß die 
Sozial istische Partei ,  die Freiheitliche Partei und 
die ÖVP gemeinsam d iesen Antrag gestellt haben; 
ich mußte erst Herrn Gudenus dahin gehend auf­
k lären, daß im Nationalrat Mag. Schreiner da mit­
gestimmt hat; zuerst hat er es allerdings bestrit­
ten. Ich glaube, daß d ie Fre iheitl ichen endlich die 
Notwendigkeit des Systems der beruflichen 
Selbstverwaltung erkennen und auch die Sinnhaf­
tigkeit der Pflichtmitgliedschaft in derartigen 
Selbstverwaltungskörpern anerkennen.  

Wie Sie ja wissen ,  meine Damen und Herren,  
ist in den letzten Monaten d iese Selbstverwaltung 
ins Gerede gekommen - nicht die Selbstverwal­
tung auf Kommunalebene, sondern die Selbstver­
waltung im wirtschaftlichen, beruflichen und so­
zialen Bereich. Es scheint m i r  daher angebracht 
zu sein, auf die staatsrechtlichen Grundlagen hin­
zuweisen und sich auf jene Zusammenhänge zu 
besinnen, die für d ie wirtschaft liche und soziale 
Selbstverwaltung von besonderer Bedeutung sind. 

Meine Damen und Herren !  Es steht außer 
Streit, daß das Wesen der modernen Demokratie 
P luralität ist, und d ie Plural ität der Meinungen ist 
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stets auch Ausdruck der Vielfalt von polit ischen, 
kulturel len und wirtschaftlichen Interessen .  Die 
Bildung von Interessenverbänden zur Durchset­
zung von wirtschaftlichen , sozialen und ku lturel­
len Interessen gehört auch zum Wesen einer mo­
dernen plural istischen Gesel lschaft. 

Das hat auch der Gesetzgeber schon frühzeitig 
erkannt und als Gegengewicht zum Staat die 
Kammern als gesetzliche Interessenvertretungen 
geschaffen. Die Kammern sind vom Staat mit Ho­
heitsakt eingerichtet worden; als Selbstverwal­
tungskörper sind sie ohne Pfl ichtmitgliedschaft 
undenkbar. Sie haben neben der Vertretung von 
berufsständischen Interessen ja auch die Erfül­
l ung öffentlicher Aufgaben übertragen bekom­
men. Ich denke in d iesem Zusammenhang an das 
Diszipl inarwesen in den Kammern der freien Be­
rufe, an die Außenhandelsorganisation der Bun­
deswirtschaftskammer . 

Die W.ahrnehmung d ieser Doppelfunktion der 
beruflichen und wirtschaftlichen Selbstverwal­
tung einerseits und öffentlicher Aufgaben ande­
rerseits, das hei ßt, diese gemeinsamen berufsstän­
d ischen Interessen vor E inzelinteressen zu stei­
len, ist nur möglich durch die obl igatorische Mit­
gl iedschaft in d iesem Bereich. 

Zum Fehlen dieser obl igator ischen 
Mitgliedschaft möchte ich hier Professor Korinek 
zitieren, der sagt, daß d iese Bereiche dann  nicht 
mehr  als Selbstverwaltungskörper anzusprechen 
sind . 

Ich möchte jetzt Bundesrat Gudenus hier be­
grüßen und "Guten Morgen!" sagen, viel leicht 
hat er  irgendwo geschlafen .  (Bundesrat Mag. G li  -

d e n u s: Man hat mich heute in der Früh schOll 
hier gesehen! Daß Sie jetzt erst aufwachen. dafür 
kann ich wirklich nichts.') Herr Kol lege! Ich habe 
Sie gerade zitiert, wei l  Sie einen so "netten" Arti­
kel über die "Schlafkammer" geschrieben haben. 
Ich finde es sehr nett , wenn man ein halbes Jahr 
hier im Bundesrat ist, sich mit derartigen media­
len Äußerungen in diesem Haus in Erinnerung zu 
rufen . (Zwischenruf des Bundesrates Mag. G u -

d e n  u s.) Lesen Sie Ihre eigene Zeitung, da steht 
es drinnen. (Bundesrat P o  m p e r: Haider wird 
das geschrieben haben.') Oder hat Haider den Ar­
tikel geschrieben, und Sie haben ihn nur zitiert? 

Wie gesagt, meine Damen und Herren, ich 
möchte zurückkehren zum eigentlichen Thema. 
(Bundesrat Mag. G u d e n  u s: Es ist ein Fehler. zu 
glauben. daß einer, wenn er nicht anwesend ist, 
schläft! Vielleicht ist das bei Ihnen der Fall.' Ein 
anderer könnte auch arbeiten.') Wo arbeiten Sie? 
In der Cafeteria? Nicht wahr, dort arbeiten Sie? 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zu den 
Selbstverwaltungskörpern zurückkehren, damit 
Sie sich in dem Bereich e in  bisserl auskennen, den 

Sie immer so kritisieren und vor allem d ie Pflicht­
mitgl iedschaft immer wieder in F rage stellen. 
Meine Damen und Herren !  Die Selbstverwal­
tungskörper sind e in Strukturelement unserer 
Verfassung, wei l  sie darauf abzielen, die Staats­
macht zu begrenzen und auch freiheitssichernd 
zu wirken. Und die D iskuss ion ,  d ie die Freiheitli­
che Partei initiiert hat, zielt letztlich darauf ab, 
d iese Interessenvertretungen gegenüber dem 
Staat zu schwächen . Mit anderen Worten: Die 
Freiheitliche Partei als sogenannte l iberale Partei 
tritt aus tagespolitischen, opportunistischen 
Grü nden dafür ein, die Staatsallmacht gegenüber 
dem einzelnen Staatsbürger zu stärken. " Mehr 
Staat und weniger privat" ist anscheinend d ie De­
vise der FPÖ und n icht umgekehrt :  Mehr privat 
und weniger Staat. 

Wie inkonsequent die Freiheitl iche Partei ist -
und ich glaube, das ist symptomatisch wie das 
Verhalten Ihres Parteiobmannes, der e inmal auf­
springt, dann wieder abspringt oder hinunter­
springt - , zeigt der Umstand ,  daß die F reiheitli­
che Partei die Pflichtmitgl iedschaft nur bei der 
Handelskammer, der Arbeiterkammer, den Land­
wirtschaftskammern in Frage stellt, die gesetzli­
che Mitgliedschaft bei den Arztekammern, Tier­
ärztekammern, bei den Kammern der Notare, 
Wirtschaftstreuhänder und Rechtsanwälte aber 
durchaus akzeptiert. Ich kann  mir schon vorstel­
len, warum:  Nur  bei den ersten drei Kammern hat 
sie ein geringes Mitspracherecht .  Der Wähler ak­
zeptiert s ie dort n icht. Es geht  ihr  da also nicht 
um die Sache selbst, sondern eher um parteitakti­
sche und parteipolitische Überlegungen .  (Bundes­
rat K r e n  n: Hörc.' Hört!) 

Meine Damen und Herren !  Wem soll  die Auf­
hebung der Pflichtmitgliedschaft wirklich helfen? 
Dem kleinen Bürger? Dem Klein- oder Mittelbe­
trieb? Dem Selbständigen? - Sicherl ich nicht! 
Der Wegfall  der Pflichtmitgliedschaft bedeutet 
verstärkte Lobbybildung, und es würden diejeni­
gen künftig das Sagen haben, auf die die Freiheit­
l ichen es anscheinend abgesehen haben: die 
Wohlstandsegoisten ,  denen es keinesfal ls um das 
Gemeinwohl geht und nicht um das Allgemein­
woh l  des Berufsstandes. Der Wegfall der gesetzl i­
chen Mitgl iedschaft bedeutet, daß Tausende 
Klein- und Mittelbetriebe und Freiberufler in  ih­
rer Existenz bedroht sind . Es würden dann nur  
mehr  Lobbies, d ie Partikularinteressen vertreten, 
regieren. Das bedeutet eine Schwächung der In­
teressenvertretungen, und es würde dem Staat 
leichtfallen, d iese Gruppierungen gegeneinander 
auszuspielen. 

Meine Damen und Herren !  Wir haben vor we­
n igen Wochen erlebt, daß die Mitglieder der stei­
risc hen Landwirtschaftskammer und auch die 
Hochschüle r  anders denken. S ie haben sich mit 
überwältigender Mehrheit - l iebe Kollegen: mit 
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überwältigender Mehrheit ! - für die Pflichtmit­
gliedschaft ausgesprochen. Ich glaube, Sie sind 
daher mit Ihrer Argumentation auf dem falschen 
Dampfer ,  Kol lege Gudenus. (Bundesrat K r  e n n: 
Sie kennen die Fragestellung nicht! ) 

Mir ist schon bewu ßt, meine Damen und Her­
ren (Bundesrat K r  e fl n: Man hat zwei Fragen in 
eine hineingebracht!) , daß sich auch d ie gesetzli­
chen Interessenvertretungen einer Reform unter­
ziehen sollen (Bundesrat Mag. G u d e 11 II s: Das 
ist ja schon ein Fortschritt, das begrüßen wir!), daß 
die Mitglieder mehr Mitspracherecht erhalten sol­
len ,  daß die Kontrol lrechte der Minderheiten aus­
gebaut werden so llen und daß man auch darüber 
nachdenken kann ,  wieweit die Kontrollrechte des 
Rechnungshofes hier mit eingebaut werden sol­
len. (Bundesrat Mag. G II d e n u s: Sehr gut!) Im 
gro ßen u nd ganzen werden die Kammern von ih­
ren Mitgl iedern akzeptiert. (Bundesrat Mag. G u -
d e I1 ll s: ZwangsLäufig.') Nicht nur "zwangsläu­
fig" , den n  sonst würden sie nicht zu den Wahlen 
gehen. Ich weiß ,  daß bei der Arbeiterkammer die 
Akzeptanz ein bi ßehen geringer ist, aber im gro­
ßen und ganzen werden die Kammern von ihren 
M itgliedern akzeptiert. 

Wir haben erkannt - sowohl die Sozial istische 
Partei als auch die Österreich ische Vol kspartei - ,  
daß wir in  den neunziger Jahren die Kammeror­
gan isationen umgestalten werden, müssen und 
so l len, aber wir haben auch erkannt, daß wir d iese 
Organisationen nicht schwächen dürfen ,  damit sie 
weiterhin gegen d ie Allmacht des Staates auftre­
ten können.  Diese Organisationen waren es, die 
in  der Zweiten Republik das System der Sozial­
partnerschaft aufgebaut und zum raschen Wie­
deraufbau beigetragen haben. Und ich möchte 
h ier nur jene Vorredner erwähnen, die heute hier 
über die Schwierigke iten in der Zusammenarbeit 
mit den Ostblockländern gesprochen haben. 

Präsident Maderthaner hat erkannt, daß wir 
auch im Bereich der Handelskammer Reformen 
brauchen ,  mehr Transparenz bei der Willensbil­
d ung, demokratische Rückkoppelung der Orga­
ne, intensivere Kontrollrechte, und wir werden 
das auc h mit Gesetzesinitiativen in den nächsten 
Wochen im Parlament einbringen.  

In diesem Sinn, meine Damen und Herren, 
möchte ich namens meiner Fraktion der vorlie­
genden Novelle die Zustimmung erteilen, mit der 
Hoffnung, daß es im Sinne des Kammertages der 
Wirtschaftstreuhänderkammer im  Dezem­
ber 1990 umgehend zu einer Nove llierung des 
Wirtschaftstreuhändergesetzes kommen wird. 

Ich bedaure in d iesem Zusammenhang nur, daß 
wir in Niederösterreich - ich möchte jetzt als 
Vertreter N iederösterreichs sprechen - noch kei­
ne eigene Landesstelle der Wirtschaftstreuhänd­
erkammer haben. Ich hoffe, daß es im Zusam-

menhang mit der zur Diskussion stehenden Tei­
lung der Finanzlandesdi rektion zu einer e igenen 
Finanzlandesdi rektion in  S1. Pölten und somit  in 
absehbarer Zeit zu  einer entsprechenden Landes­
steI le in Niederösterreich kommen wird . 

In  den neunziger Jah ren ,  i n  denen wir den EG­
Beitritt wahrscheinlich erreichen werden, erwar­
ten d ie Mitglieder und die Kammerorganisation 
viele neue Herausforderungen. Meine Damen 
und Herren!  Nur  gut organisierte Kammern kön­
nen d iesen Anforderungen gerecht werden .  Und 
ich hoffe, daß wir mit den vorhin zitierten Initia­
tive.� auf qem besten Weg dazu sind. (Beifall bei 
SPO und OVP.) 14.49 

Präsidentin: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist  geschlossen.  

Wird vom Herrn Berichte rstatter e in Sch luß­
wort gewünscht? - Dies ist auch nicht der Fal l .  

Wir  kommen daher zur  Abstimmung. 

Bei der A b s t i In In U 11 g beschließt der BUI1-
desrat mit S t i In In e n e i n h e L L  i g k e i l, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
Il e il E i n s  p r  u c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Fernwärmeförderungsgesetz geändert 
wird ( 145/A-II- 1 980 und 1 49/NR sowie 4065/BR 
der Beilagen) 

Präsidentin: Wir gelangen nun zum 6. P unkt 
der Tagesordn ung: Beschluß des Nationalrates 
vom 29. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Fernwärmeförderungsgesetz geän­
dert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Kaufmann übernommen. Ich bitte um den Be­
richt. 

Berichterstatter Dr. Kurt Kaufmann: Frau Prä­
sidentin !  Herr Bundesminister !  Um den Fernwär­
meausbau auch weiterhin zu forcieren,  so l l  durch  
den gegenständ l ichen Gesetzesbeschluß der  zeit­
liche Geltungsbereich des m it 3 1 .  Dezember 1 99 1  
auslaufenden Fernwärmeförderungsgesetzes b is 
3 1 .  Dezember 1 993 erweite rt werden .  

Darüber hinaus sieht der vorliegende Besch luß  
des Nationalrates eine Erhöhung des seit 
19. März 1990 bereits ausgeschöpften Investi­
tionsrahmens von 1 1  Mi l l iarden Schi l l ing u m  
4 Mil l iarden Schi l l ing vor .  
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Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständl i­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 12 .  J uni 199 1 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als E rgebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß som it den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 199 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Fernwärmeförderungsgesetz geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben.  

Präsident: Ich danke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Frau Bundesrat 
Dr. Hödl .  Ich erteile ihr dieses. 

f.I.52 
Bundesrätin Dr. Eleonore Hödl (SPÖ, Steier­

mark) :  Sehr geehrte Frau Präsident in !  Werter 
Herr Minister! Meine Damen und Herren! Mit  
der vorl iegenden Novelle wird das mit  3 1 .  De­
zember 1 99 1  auslaufende Fernwärmeförderungs­
gesetz b is 3 1 .  1 2 . 1 993 verlängert und gleichzeitig 
der Investitionsrahmen hiefür von 1 1  Mil liarden 
auf 15 Mi l liarden Schill ing erhöht. 

Der verstärkte Ausbau der Fernwärmeleitun­
gen ist in  mehrfacher Hinsicht sehr zu begrüßen. 
Erstens  e inmal reduzieren wir d ie Abhängigkeit 
vom Ausland, wenn wi r nicht so viele Energie­
stoffe importieren müssen.  Wir müssen derzeit 
zirka zwei Drittel des Energiebedarfs für Öster­
reich aus dem Ausland importieren, und von die­
sen zwei Dritte ln  werden etwa 46,7 Prozent der  
Energiestoffe für Heizungen im Haushalt ver­
wendet, 37, 7  Prozent für Autos und 5,2 Prozent 
für die Warmwasseraufbereitung. 

Wen n  wir nur bei der Heizung im Haushalt e i ­
niges d urch die Fernwärme ersetzen ,  dann kön­
nen wir  einiges an Abhängigkeit vom Ausland ab­
bauen. Außerdem können wir  dadurch auch die 
Außenhandelsbi lanz verbessern, und schließl ich  
bewirkt der  Ausbau der  Fernwärme auch eine Re­
duzierung der Umweltschäden ,  denn dadurch 
wird der COz-Aussto ß vermindert, sozusagen d ie 
Emissionen durch den Brand von festen Brenn­
stoffen. Dadurch wird letztlich auch der so ge­
fährliche Treibhauseffekt reduziert. 

Der Ausbau der erneuerbaren Energieträger, 
wie das bei der Fernwärme der Fall ist, ist also 
eine gute Investition auch für die Umwelt. U nd 
gerade in  Ballungszentren, in  unseren Großstäd­
ten, wo die Luftqualität besonders beeinträchtigt 
wird durch das Zusammenwirken verschiedener 
Faktoren, nämlich durch d ie Emissionen des Au­
toverkehrs, des Hausbrandes und der Industrie, 

ist es vordringlich notwendig, die Fernwärmelei­
tungen auszubauen.  Der Hausbrand läßt sich sehr 
leicht durch eine Fernwärmeheizung ersetzen, 
und damit werden die Emissionen red uziert und 
die Luftverschmutzung vermieden.  Und die Fern­
wärme ist nicht etwas, was man extra erzeugen 
muß,  sie ist ja ein Nebenprodukt, das bei Strom­
erzeugung anfällt. Die Abwärme, die bei der 
Stromerzeugung anfällt, kann mit einer Kraft­
Wärme-Kupplung genutzt werden. Und diese 
Fernwärmeheizungen bewirken gleichzeitig auch 
eine effizientere Nutzung der Primärenergie. 

Meine Damen und Herren !  E in ige Bundeslän­
der haben sich in  den letzten Jahren, was die 
Fernwärmeleitungen anbelangt, besonders her­
vorgetan, dort wurden besonders viele Fernwär­
meanschlüsse vorgenommen: Das sind N ieder­
österreich, die Steiermark und auch Oberöster­
reich mit der Hauptstadt Linz. 

Ich möchte nun einige Daten der Steiermark 
und der Hauptstadt Graz nennen, denn das ist das 
Bu ndesland, aus dem ich komme. 

Wir haben in der Steiermark im Jahr 1 990, be­
sonders aufgrund d ieses Fernwärmeförderungs­
gesetzes, 44 Prozent der geförderten Wohnbau­
ten mit Fernwärmeleitungen versorgen, an d iese 
anschließen können. Das ist ein wesentl icher 
Sprung nach vorne. Und auch in Graz, wo wir 
gerade aufgrund des Hausbrandes eine besonders 
kritische Luftsituation hatten ,  konnten wir gegen­
über dem Jahr 1 986, in dem es nur 600 Wohnein­
heiten gab, die an die Fernwärme angeschlossen 
wurden, im Jahr 1 990 4 000 Wohneinheiten an 
die Fernwärme anschließen.  Das ist ein giganti­
scher Sprung nach vorne. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch 
hervorheben, daß in  Graz ganz besonders auch 
durch das Wirken unseres Bürgermeisters Alfred 
Stingl der Fernwärmeausbau besonders forciert 
wurde. Es ist ihm wirk lich gel ungen,  damit die 
Luftqualität in  Graz zu verbessern. 

Auch die Bevölkerung hat eine positive Einstel­
lung gegenüber der Fernwärme, nicht nur, weil  
das U mweltbewu ßtsein Gott sei Dank gestiegen 
ist, sondern auch deshalb, wei l  diejenigen, die die 
Fernwärme im Haus haben, sich nicht mehr um 
die Brennstoffbevorratung k ümmern müssen und 
wei l  sie auch keine Wartung der Zentralheizung 
mehr  vornehmen lassen müssen,  was natürlich 
auch ein Vortei l  für den einzelnen ist. 

Meine Damen und Herren !  Mit der nun zu be­
schl ießenden Aufstockung der Fernwärmeförde­
rung von 1 1  Mil l iarden auf 1 5  M i ll iarden Schil­
ling ist zu erwarten ,  daß der Fernwärmeausbau in 
den nächsten Jahren forciert werden kann, und 
wir hoffen, daß er um 50 Prozent erweitert wer­
den wird. 
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Es kann künftig auch für kleinere Fernwärme­
projekte um eine Förderung angesucht werden. 
Der Investitionsrahmen ist von 10 Mill ionen auf 
30 Mil l ionen Sch i ll ing angehoben worden, und 
dadurch werden natürl ich auch mehr Kleinpro­
jekte in den Genuß der Förderung kommen. Es 
werden auch Nahwärmenetze aus Biomasse ge­
fördert werden,  Blockheizkraftwerke und natür­
l ich auch kleinere Fernwärmeheizkraftwerke. 

Insgesamt glaube ich, daß damit der Fernwär­
meantei l  wesentlich steigen wird. Derzeit beträgt 
der Antei l nur 3 Prozent des Energieverbrauchs. 
Dieser wird sicherlich weiter steigen, und letztl ich 
wird das ein Beitrag zur Verbesserung der Luft 
und zur Verbesserung der Gesundheit für uns al le 
sein .  

Meine Damen und  Herren ! I ch  möchte bei die­
ser Gelegenheit aber auch noch zwei andere The­
men der Energiepolitik ansprechen, die aus um­
weltpolitischer Sicht ebenfal ls besonders ernst zu 
nehmen sind: Ich meine hier d ie Förderung priva­
ter Energiesparin itiativen und die verstärkte Nut­
zung der Sonnenenergie. 

D ie Förderung des Energiesparens wird leider 
sehr vernachlässigt, obwohl es viele einfache 
Möglichkeiten gibt, ohne daß ein Verzicht auf Le­
bensqual ität damit verbunden wäre. Es sind einfa­
che Dinge, die nicht nur dem einzelnen Kosten 
sparen würden ,  sondern natürlich auch aus der 
Sicht des Umweltschutzes sehr wichtig wären. 

Zum ersten stromsparendere Elektrogeräte. 
Die Anschaffung solcher Geräte sollte gefördert 
werden . 

Zweitens sollten e igene Energiesparhäuser ge­
fördert werden. Ich meine damit solche Häuser, 
d ie so gebaut sind und auch so beheizt werden ,  
daß sie besonders wenig Energie brauchen . 

U nd drittens meine ich, daß die Elektroversor­
gu ngsunternehmen kostenlose Kredite geben so ll­
ten zur Umgestaltung von Althäusern mit ener­
giesparenden Fenstern, Türabdichtungen und 
dergleichen. 

Ich glaube, daß jede Kilowattstunde, d ie erspart 
wird, nicht nur für den einzelnen von Vorte il ist, 
sondern auch für d ie Al lgemeinheit, da die Um­
welt  geschont wird. Und daher möchte ich Herrn 
Bundesminister Dr .  Schüssel, den ich zwar heute 
schon h ier im Haus gesehen habe, der aber jetzt 
nicht anwesend ist, auffordern - und ich hoffe, 
man wird es ihm ausrichten - ,  ein Energiespar­
programm auszuarbeiten und die Punkte, die ich 
heute aufgezählt habe, in dieses Programm aufzu­
nehmen. (Bundesrat Ing. P e  n z: Dann müssen Sie 
auch sagen, wer das zahlt!) Jede ersparte Kilo­
wattstunde wird nicht bezahlt werden müssen .  
Das ist eine Ersparnis, e in Kredit ,  der sich dann 

selber abdeckt und letztendlich den Bau neuer 
Kraftwerke erübrigt oder zumindest einschränkt. 

Meine Damen und Herren !  Die Nutzung der 
Sonnenenergie wird ja leider sehr  stiefmütterlich 
behandelt. Wir reden zwar ab und zu über d ie 
Solarenergie, wenn  es um das Auto geht, aber viel 
zuwenig darüber, was die Nutzung im Haushalt 
anbelangt. Ich glaube, daß wir übersehen, wie vie­
le Vortei le  die Nutzung der Sonnenenergie hat. 

Erstens einmal: Es ist eine Energie,  e ine Wär­
me, die wir nicht erst erzeugen müssen ,  sondern 
die auf unserem Planeten Erde schon da ist, die 
wir sozusagen nur  n utzen müssen. 

Zweitens: Wir würden damit auch den Treib­
hauseffekt eindämmen und reduzieren ,  es wäre 
keine Umweltbelastung, und es würde auch d ie 
Außenhandelsbi lanz dadurch nicht belastet wer­
den. 

Der Nachteil ist a l lerdings - das wissen wir a l le 
- ,  daß d ie Anschaffungskosten für d ie Ausstat­
tung und Einrichtung zur Nutzung der Sonne­
nenergie sehr  hoch sind, ich meine hier So nnen­
kol lektoren und Solarzellen. 

Wenn man den Kostenvergleich mit anderen 
Energieformen anstellt, dann glaube ich, daß hier 
immer etwas versäumt wird: In dem Vergleich mit 
anderen Energieformen wird näml ich nie die ne­
gative Umweltbelastung der anderen Energiefor­
men mite inkalku liert. Wenn wir nämlich das mit­
einkalkul ieren, was die öffentliche Hand dann an 
Umweltreparaturen wieder zahlen muß ,  dann 
glaube ich,  daß der Kostenvergleich ganz anders 
ausschauen wird. 

Aber dennoch sind besondere Förderungen 
notwendig, und man sol lte die Sonnenenergie 
nicht nur  zum Erwärmen von Schwimmbädern 
heranziehen, sondern natürlich auch für die 
Warmwasseraufbereitung in  den Haushalten .  
Man könnte zum Beispiel - so wie in der 
Schweiz - Schallschutzwände mit  Solarzel len  
ausstatten und damit auch diese nutzvoll  anwen­
den. Natür l ich könnten a l le  Dächer, die es i n  
Österreich gibt, m it Solarzellen oder Sonnenkol­
lektoren ausgestattet werden und damit wesent­
lich zur E nergieaufbereitung beitragen.  

Es ist daher höchste Zeit, daß endlich e in Solar­
energieförderungsgesetz ausgearbeitet wird. Auch 
in dieser H insicht möchte ich Herrn B undesmini­
ster Dr. Schüssel bitten, rasch zu arbeiten und e in 
solches ba ld vorzulegen.  In  einem solchen Förde­
rungsprogramm m üßte erstens einmal enthalten 
sein,  daß Selbstbaugruppen - viele sind es ja 
noch n icht,  aber es gibt schon ein ige, und einige 
sind noch im Entstehen - ,  d ie eben bereits Son­
nenkollektoren selber bauen, gefördert werden. 
Auch dazu kan n  ich positive Beispiele aus der 
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Steiermark bringen. Ich glaube, in der Steiermark 
gibt es die grö ßte Anzah l  Sonnenkollektoren, die 
bereits zur Warmwasseraufbereitung dienen .  

Zweitens sol len endlich d ie Ergebnisse der So­
larforschungsprojekte in die praktische Anwen­
dung, in echte Solarenergieprojekte u mgesetzt 
werden .  

Weiters muß natürl ich eine gezielte Entwick­
lungsförderung der Solartechnologie erfolgen. 
damit sich eines Tages alle Bürger d iese Technik 
leisten können, damit d ie So lartechnologie für 
alle Bürger erschwinglich wird. 

Auch die EVUs könnten endlich darangehen, 
Photovoltaikan lagen zu insta llieren und damit 
Strom zu erzeugen. 

Meine Damen und Herren!  Die Nutzung der 
Sonnenenergie darf nicht länger Sch luß l icht un­
serer Energiepolitik sein. sondern muß end lich 
die zweite Säule einer sauberen Energiequelle 
werden! Ich glaube, daß hier in  die Zukunft der 
Energiepolit ik  liegt. 

Meine Damen und Herren! Zu dem vorliegen­
den Fernwärmeförderungsgesetz möchte ich ab­
sch l ießend noch sagen ,  daß unsere F r�ktion gerne 
die Zusti mmung gibt. (Beifall bei SPO und O VP. ) 
1 5 .05 

Präsidentin: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr Bundesrat Krenn .  Ich ertei le ihm dieses. 

15.05 
Bundesrat Mathias Krenn (FPÖ, Kärnten) :  

Frau Präsident! Herr Bundesminister !  Sehr ge­
ehrte Damen und Herren Kol legen !  Die Lösung 
ökologischer Probleme, respektive d ie Vermei­
dung ökologischer Belastungen, ist ein Anliegen 
der Allgemeinheit. Wen n  man bei dem gegen­
ständlichen Fernwärmeförderungsgesetz von der 
sich drastisch verschärfenden U mweltproblema­
ti k  ausgeht, gewinnt dieses Gesetz ungeheuer an 
Bedeutung und unterstreicht damit a l le Maßnah­
men zur Förderung alternativer und erneuerbarer 
Energieträger. Der Förderungsbereich deckt eine 
umfassende Bandbreite ab und eröffnet nicht nur 
privaten Energieunternehmen, sondern auch der 
heimischen Landwirtschaft eine neue Chance und 
Herausforderung. Ich denke nur a n  d ie Bereiche 
Biomasse, Umweltdiesel oder B iosprit, geother­
mische Energie und viele andere. 

Dazu gehört aber auch die N utzung industriel­
ler Abwärme, d ie bis heute - das muß ich fest­
stellen - eher ein stiefmütterliches Dasein fristet. 
Es werden k ünftig Maßnahmen wesentl ich zu 
verstärken sein .  Im Bereich der Fernwärme gibt 
es in Österreich gegenwärtig 1 10 Anlagen mit ei­
ner install ierten Leistung von insgesamt 
1 59 Megawatt. Diese erfordern derzeit e inen Jah­
resbedarf von zirka 350 000 Schüttraum metern 

Hackgut. Dadurch verble ibt für Österreich im­
merhin eine jährliche Wertschöpfung in  der Höhe 
von zirka 56 Mil l ionen Schi ll ing. Seit  dem Be­
trieb der ersten Anlage im Jahre 1 984 wurden 
bisher rund 1 , 1  M il l iarden Schil l ing in  die Errich­
tung dezentraler B iomasse/Fernwärmeanlagen in­
vestiert. 

Die gegenständliche Gesetzesnovelle ist grund­
sätzl ich als positiv zu bewerten ,  daher wird die 
freiheitliche Fraktion dieser d ie Zustimmung er­
teilen. 

Das hei ßt allerdings nicht, daß es hier keine 
kritischen Anmerkungen gibt, denn mit den Mit­
teln in  der Höhe von 1 1  Mi l liarden Schill ing sind 
auch die M ittel für das Jahr 1 99 1  aufgebraucht. 
Das Gesamtinvestitionsvolumen in der Höhe von 
4,5 Mil liarden Schil l ing kann 1 35 Förderungs­
werber - das ist e ine stattliche Zahl  - nicht be­
fried igen. H ier  m u ß  ich ein absolutes Defizit fest­
stellen. Gerade in Biomassean lagen, die im Be­
reich der Landwirtschaft grö ßte Chancen hätten, 
kann ohne entsprechende Förderung nicht inve­
stiert werden .  Sie können aber wesentlich zur Mi­
nimierung der fossi len Brennstoffe beitragen und 
unsere Luft und damit auch unsere Umweltsitua­
tion wesentlich verbessern. 

Die moderne Rauchgaswäsche ist als einfache 
Technologie dafür verantwortlich, daß bei Bio­
masseanlagen Rauchgaswerte erreicht werden ,  die 
weit unter den strengen österreichischen Bestim­
mungen l iegen.  Daran sieht man schon, welche 
Bedeutung d iesen Anlagen zukommt. Wenn wir 
heute d ieser Novelle die Zustimmung ertei len, 
dann lediglich für e ine Aufstockung in der Höhe 
von 4 Mi l l iarden Schil l ing auf insgesamt 1 5  Mil­
l iarden Sch i l l ing, wie gesagt für diese weiteren 
zwei Jahre. 

Ich behaupte aber schon heute, daß die Förde­
rungsmittel nicht ausreichen werden,  um erstens 
einmal den ökologischen Anforderungen der Zu­
kunft voll Rechnung zu tragen und um zweitens 
al le Förderungswerber der nächsten zwei Jahre 
ausreic hend bedienen u nd zufriedenstellen zu 
können. Denn wenn  wir bedenken, daß zu den 
jetzigen 1 35 noch andere dazukommen, die wir 
mitzuschleppen haben, dann kann ich mir das 
wirklich nur sehr  schwer vorstel len. Überhaupt 
meine ich ,  daß dieses Gesetz kurz-, mittel- und 
langfristig Maßnahmen in weitreichender , zu­
kunftsorientierter Form enthalten wird müssen .  

Des weiteren könnte ich mir auch schwer­
punktmäß ig eine verstärkte Imagekampagne vor­
stellen, die effiziente Möglichkeiten, die im För­
derungsbereich geboten werden, herausstreicht. 
Der Bedarf für Nutzbarmachung erneuerbarer 
Energieformen ist um ein Vielfaches höher als 
der momentane Ist-Stand. 
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Ein besonderes Anliegen ist mir jedoch eine 
drastische Verwaltungsvereinfachung be i d iesen 
ganzen Förderungsmaßnahmen. Es ist nicht ein­
sichtig für mich, daß ein Antrag auf Förderung 
zuerst einmal vom jeweil igen Landeshauptmann 
geprüft wird, dann in e inem 1 5köpfigen Förde­
rungsbeirat, über dessen Zusammensetzung man 
auch noch streiten oder diskutieren könnte , nach 
Wien weiterwandert, um dort zwischenbehandelt 
zu werden - natürlich das Ganze im Rahmen 
einer Behandlungsfrist von immerhin drei Mona­
ten -, und dann auch noch vom zuständigen 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu­
strie und , damit noch nicht genug, auch noch vom 
Bundesminister für Finanzen abzustempeln ist. 

Hier vermisse ich gerade jene geradlinige und 
unkomplizierte Dynamik, welche die betroffene 
Wirtschaft jeden Tag unter Beweis stellen muß,  
um überhaupt überleben zu können. 

Sehr geehrte Damen und Herren! D ie Fernwär­
meförderungsgesetz-Novel le bevorzugt vorder­
gründig die Nutzung erneuerbarer Energieträger. 
Ich gehe davon aus, daß dies auch gleichzeitig ein 
Bekenntnis zur Nutzung der Wasserkraft sein 
muß. Der Bereich der Biomasse - Biogas, Solar 
und all das, was noch in diesen Bereich hineinzu­
zählen wäre - kann nicht als Alternative, son­
dern nur als Ergänzung zur Wasserkraft gewertet 
werden .  - Danke. (Beifall bei der FPÖ und Bei­
fall der Bundesrätin Schierhllber. ) 1 5. 1 1  

Präsidentin: Als nächster zu  Wort gemeldet: 
Herr Bundesrat Gudenus. Ich ertei le ihm dieses. 

15. 1 1  
Bundesrat Mag. lohn Gudenus ( FPÖ, Wien) :  

Frau Präsidentin !  Herr Bundesminister !  Meine 
Damen und Herren! Auch wir werden dem vor­
liegenden Gesetzentwurf zustimmen. (Rufe bei 
der SPÖ: Das haben wir eben gehört.') Lassen Sie 
mich doch ausreden ! Man kann das nicht oft ge­
nug sagen.  Manchmal macht man es Ihnen nicht 
recht, wenn  man nicht zustimmt, jetzt wollen wir 
zweimal zustim men, jetzt macht man es Ihnen 
auch nicht recht. (Bundesrat S t r u t z  e n b e r -
g e r: Sie haben auch schon zugestimmt, indem Sie 
nicht da waren!) Da haben Sie Glück gehabt, 
sonst hätten wir viel leicht sogar die Mehrheit ge­
habt, wenn  wir dagewesen wären. ( Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) - Die Aussagen sind alle 
sehr gut. 

Jetzt möchte ich zum Verhandlungsgegenstand 
etwas sagen :  Die Fernwärme ist eine alte Form 
der Energie, die sich e igentlich erst in  den letzten 
50 Jahren in  Europa bewährt hat. Schon vor etwa 
1 70 Jahren wurde in den Vereinigten Staaten und 
in Großbritannien Fernwärme angewandt, aber 
aufgrund der mangelnden techn ischen Vorausset­
zungen hat sie damals noch nicht diesen Sieges-

zug um die Welt, wie wir ihn jetzt erleben ,  ange­
treten. 

Die erste Fernwärmeanlage in Österreich wur­
de - Sie werden es kaum glauben - 1 949 in 
Klagenfurt errichtet. (Bundesrat S t r U l z e n  -
b e r g e r: Da brauchen Sie nicht stolz zu sein , da­
maLs hat es die Freiheitliche Partei dort noch nicht 
gegeben!) Ich brauche n u r  d ie Hölzl zu werfen, 
und Sie fallen darauf. Ich freue mich ja eigentl ich. 
(Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Aber es gibt un­
terhaLtsamere Vereine, um Hö[zL zu welfen. als da 
herinnen.') Aber da sind S ie mit schu ld daran, von 
wegen Unterhaltung. 

1 970 wurde in Wien d ie erste Fernwärmelei­
tung gelegt, nämlich von der Spittelau zum AKH. 
Wir glauben, daß die Fernwärme aber oft einer 
wettbewerbsverzerrenden Mischrechnung zum 
Opfer fallen wird. Gerade in Bereichen wie im 
Lande Wien, in  dem die Fernwärme durch ein 
Unternehmen, nämlich d ie Wiener Stadtwerke, 
verwaltet wird, in dem die Wiener Verkehrsbe­
triebe , die E-Werke , die Gas-Werke und das Be­
stattungswesen gemeinsam mit den Heizbetrieben 
Wien verwaltet werden ,  führt d ies zu Wettbe­
werbsverzerrungen durch verborgene Subventio­
nen , durch sogenannte Quersubventionen .  

Es  so ll dies keine bil l ige Polemik sein, sondern 
der Hinweis auf die mögliche Gefahr, daß d ie 
Fernwärme als Energie d urch verwaltungsmäßige 
Einwände, durch verwaltungsmäßige Schwierig­
keiten diskreditiert wird . Sie erlebt hier in Wien 
nicht den notwendigen Konkurrenzdruck. Nur 
dort, wo die Energieanbieter in Konkurrenz an­
bieten ,  ist die Energie bi l l ig, dort, wo sie einzeln 
oder als Monopolist auftreten können,  ist die 
Energie teuer. (Bundesrat S t r u t z  e n b e  r g e r: 
Wo ist das? Sagen Sie mir ein Beispiel!) 

Ich bin ja n icht hier, u m  eine volkswirtschaftli­
che Vorlesung über Energie zu halten, aber ich 
kann Ihnen ein Beispiel sehr wohl  sagen .  Zum 
Beispiel gibt es Bereiche, wo es kein Erdgas gibt, 
es gibt Bereiche, wo es Erdgas paral lel zur Fern­
wärme gibt, parallel zur Elektrizität. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b  e r g e r: Das ist kein Beispiel.') Das 
ist sehr wohl  e in Beispie l !  (Weiterer Zwischenruf 
des Bundesrates Ing. P e  n z.) Herr Kollege! Hal­
ten Sie m ich denn für so ungesch ickt? In meinen 
Haus haben wir . . . (Bundesrat Ing. P e  n z: Mir 
scheim, Sie haben das nicht verstanden! - Weitere 
Zwischenrufe.) 

Die Fernwärme kann neben Erdgas und neben 
Elektrizität konkurrierend  auftreten in ein und 
demselben Haus! Das wissen S ie ganz genau. 
Aber wenn  diese Anbieter derselben Firma gehö­
ren, ist das keine echte Konkurrenzsituation .  Und 
diesen volkswirtschaftl ichen Mangel der Fernwär­
me und der Energieversorgung in Österreich 
d urch mangelnde Konkurrenz wird man ja auf je-
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den Fal l aufzeigen m üssen .  (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Sie können ja jederzeit eine gründen.') Ich 
werde mich dann mit Ihrer Hi lfe und Ihrer Kam­
merunterstützu ng in Wien bemühen, ein Fern­
wärme unternehmen zu gründen. 

Verzerrt wird die Preisgestaltung bei diversen 
Energieunternehmen, unter  anderem auch bei 
der Fernwärme, durch Pfl ichtlager ,  die für die 
eine Energieversorgung wohl gelten,  für andere 
aber nicht der Fall sind. Zum Beispiel :  Elektrizi­
tät. 

Es kann auch se in, daß das Fehlen von Leitun­
gen dazu beiträgt, die Substitution n icht zu er­
möglichen. Das i�t das, was ich gesagt habe . Es 
gibt Bereiche in Osterreich ,  wo kein  Erdgas hin­
geht, wo keine Fernwärme hingeht ,  wo nur d ie 
e lektrische Heizung oder der Hausbrand übrig­
bleiben. (Bundesrat Ing. P e  fl z: Wir haben auch 
Hackschnitzelheizungen mit Fernwärme!) Fein.  
Wir werden also eine verstärkte D iversifikation 
auf die Energieversorgung anwenden müssen .  
Das ist es. (Bundesrat Ing. P e  n z: Gerade Sie als 
Waldbesilzer sollten in der Richtung argumemie­
ren.') Das wäre aber auch e in Anl iegen für S ie. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Ich habe es ja gesagt, aber 
Sie haben es nicht gesagt!) Wenn Sie sozusagen die 
Diskussion führen wollen, dann kommen Sie her­
aus, ergreifen Sie das Wort. Ich ste l le es Ihnen 
frei . S ie  können sich auch noch zu Wort melden . 
(Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Jetzt ergreift er 
die Flucht.' - Bundesrat Ing. P e  n z: Warum soLLte 
ich Sie in den Schatten stellen?) Das ist schwer 
möglich, ich bin größer als S ie, ich werfe einen 
grö ßeren Schatten. (Bundesrat S l r u t z  e n b e  r -
g e r: Nur Länger.') Breiter vielleicht auch. Groß­
flächiger! - E inverstanden? 

Das Land Wien hat aber unbeschadet der kriti­
schen Einwürfe, die ich über die Energieversor­
gung ausdrücken möchte, doch beachtliche Lei­
stungen in der Versorgung mit Fernwärme 
erbracht. War 1 970, wie ich erwähnte, erst e ine 
kurze Strecke von der Spittelau zum AKH ausge­
baut, waren es im Jahre 1 975 schon 4 000 Woh­
nungen, die a ngeschlossen waren, und es wurden 
650 000 Megawatt Fernwärme erzeugt. Damals 
war leider Gottes der Emissionswert von S02 auf 
2 700 angestiegen.  

Wenn wir die Entwicklung bis in  das letzte Jahr 
verfolgen, so haben wir jetzt in Wien ein Fern­
heizleitungsnetz von 220 Kilometern .  90 000 
Wohnungen sind angeschlossen,  2 200 Megawatt 
Fernwärme werden erzeugt, und - das ist das 
Erstaunliche - die SOrE mission ist weit gesun­
ken.  Sie steht jetzt nur noch bei 1 000. 1 975 war 
der Höhepunkt der SOz-Emissionen mit 
5 500 Einheiten erreicht. 

Wenn ich I hnen hier kurz  das D iagramm zeige 
(der Redner hält es hoch) ,  so sieht man den Lei-

stungsanstieg, Wohnungen ,  Leitungen, Megawatt, 
und das Rote zeigt Anstieg und Abfal l  der Emis­
sionen. (Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Also 
jetzt applaudiert endlich einmal der Gemeinde 
Wien, weil jetzt lobt er sie!) Das ist eindeutig ein 
gro ßartiger Erfolg der Heizbetriebe Wien 
GesmbH, welcher es gel ungen ist, an  diesem an­
schaul ichen, sehr schl ichten Modell zu zeigen, 
wie Fernwärme emissionsmindernd eingesetzt 
werden kann. Und ich glaube, das ist einer der 
wesentl ic hen Gründe, warum wir Fernwärme för­
dern müssen .  

Meine Einwände gegen d ie Fernwärme habe 
ich gemacht, ich erwähne aber noch einen dazu. 
Jene Wohnungen, die nur mit einer Energieart 
heizbar sind, stel len sich der Gefahr, einmal nicht 
beheizt werden zu können. Dies ist am ehesten 
sogar durch die Heizbetriebe in Form von Fern­
heizan lagen möglich. Denn eine Anlage sti l lzule­
gen ,  ist nicht schwierig, zwei Anlagen kann man 
auch sti l legen .  Wir hatten letztes Jahr oder vor 
zwei Jahren einen Zusammenbruch ,  einen Brand 
in der Spittelau. Darunter hat Wien nicht gel itten .  
Aber durch terroristische Eingriffe ist es möglich, 
das ganze Fernleitungsnetz totzulegen .  

Es ist daher gleichzeitig zu fordern, daß jene, 
d ie Fernwärme als Heizgrundlage nehmen ,  den 
Hausbrandofen nicht auf den Mül l  werfen, son­
dern weiterhin betriebsbereit zu Hause behalten. 
(Bundesrätin K a i  n z: Zur Umweltverschmutzung 
beitragen.') Wenn man ihn  wegwirft. (Bllndesrätin 
K a i  n z: Nein. Hausbrandn Ja, schon, aber wenn 
man n ichts mehr  zum Heizen hat, wird man viel­
leicht den Hausbrandofen nehmen. Das Risiko. 
daß die . . . (Bundesrat Ing. P e  n z: Sie gehen ja 
von der VorsteLLung aus, daß es Terroranschläge 
gibt!) Ich gebe I hnen recht: Ein vollkommen 
theatralisches Szenario ! Selbstverständl ich,  wir 
gehen in die sieben fetten Jahre hinein. 

Fernwärme substituiert Heizöl und feste 
Brennstoffe und reduziert damit SOz und N02 
auf Nul l .  Die energetische Nutzung der Mü llwär­
me wird in Wien besonders betrieben.  - Flötzer­
steig und Spittelau. D ie Abwärme der EBS, der 
Müllverbrennung wird genutzt. D ie Kraft-Wär­
me-Kupplung erfolgt in den E-':Yerken von Wien, 
und die Koppelungswärme der OMV wird auch in 
Anspruch genommen. Dadurch erfolgt eine ratio­
nelle Energienutzung, eine Minimierung der 
Schadstoffem issionen, u nd trotzdem ist die Ener­
gie kostengünstig. 

Aufgrund dieser Gegebenheiten im Lande 
Wien , aufgrund dessen ,  daß wir weiterhin geför­
dert werden, geben wir d ie Zustimmung. (BeifaLL 
bei der FPÖ.) 15.22 

Präsidentin: Als nächste zu Wort gemeldet ist 
Frau Bundesrat Schierhuber. Ich ertei le ihr das 
Wort. 
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15.22 
Bundesrätin Agnes Schierhuber (ÖVP,  Nieder­

österreich) :  Frau Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Meine sehr geschätzten Damen und Herren !  
Wie  schon von Frau Dr.  Hödl und den anderen 
Vorrednern ausgeführt, beschl ießen wir heute 
eine Verlängerung der Fernwärmeförderung bis 
1 993 mit einem Mehrrahmen von 4 Mi l l iarden 
Schi l l ing auf 1 5  Mil l iarden Schi l l ing. 

Ich bin darüber sehr froh, aber ich möchte jetzt 
sofort bemerken: Für mich ist ganz klar - und 
das müßte allen Verantwortlichen klar sein  - ,  
daß auch dann, wenn diese Frist - 1993 - vorbei 
ist, eine Fernwärmeförderung vorhanden sein 
muß,  weil die Forcierung der Fernwärme unser 
aller Anliegen ist, besonders auf Grund lage der 
erneuerbaren,  der biogenen Rohstoffe. 

Ich bin auch der Meinung - Frau Dr.  Hödl hat 
das schon gesagt - ,  daß vermehrt eine Kraft­
Wärme-Kupplung stattfinden beziehungsweise 
angestrebt werden muß.  

Wir haben schon gehört: Mehr als  60 Prozent 
unseres Energiebedarfes wird importiert. Nicht 
nur aus wirtschaftlichen, sondern auch aus um­
weltpolitischen Gründen ist es wirklich notwen­
dig, daß wir zu einer Reduzierung der Verwen­
dung dieser fossilen Energieträger kommen. Wir 
wissen , die Schadstoffemissionen sind sehr hoch. 
besonders bei den fossilen Energieträgern.  

Herr Kollege Gudenus! Zu den fossilen Ener­
gieträgern gehört meiner Meinung nach auch das 
Erdgas. U nd Erdgas ist genauso importierte 
Energie wie Erdöl und daher genauso in F rage zu 
stellen wie jeder fossile Brennstoff, den wir ver­
wenden. 

Es ist daher eine langjährige Forderung von 
uns, von der bäuerlichen Seite, eine sogenannte 
U mweltabgabe auf fossile Energieträger einzu­
führen. Die Nutznießer davon wären die gesamte 
Gesel lschaft, a lso wir alle. 

M ich betrübt es immer wieder, daß wel tweit im 
Laufe der Jahre jene fossilen Energien verbraucht 
werden, die sich in 500 Mi ll ionen Jahren gebildet 
haben. Das ist eigentlich Raubbau an den nach­
folgenden Generationen , wei l  viele Grundstoffe, 
die aus den fossilen Energieträgern gewonnen 
werden,  auch für andere Zwecke - in der Wis­
senschaft, in der Forschung - gebraucht werden 
u nd dort einmal fehlen werden .  

Erlauben S ie mir jetzt einen Exkurs in  Rich­
tung Biosprit. Mit 1993 wird es in Österreich kein 
verbleites Benzin mehr geben. Ich bin darüber 
seh r  froh,  und es müßte unser al ler Anliegen sein  
- das dürfte überhaupt nicht mehr zur  Diskus­
sion stehen - ,  daß der Ersatz für dieses Blei nur 
aus der erneuerbaren Energie, aus dem Biosprit 

kommt. Wir al le wissen ,  dies ist jene Lösung, bei 
der es keine gesundheitlichen Bedenken gibt, 
denn die Beimischung anderer Stoffe, zum Bei­
spiel von Derivaten, ist nicht so problem los, wie 
es zunäc hst ausgesehen hatte . 

Ich ersuche Sie al le, unser Projekt, das ÖMV 
und Raiffeisen gemeinsam in  Krems d urchführen, 
zu unterstützen .  Es ist wirkl ich zukunftsweisend 
und für uns al le notwendig. 

Hohes Haus ! Lassen Sie mich jetzt auf das 
Waldviertel zu sprechen kommen. Wir in Otten­
sch lag haben 1 980 d ie erste B iogen-Rohstoff-Ge­
nossensehaft in ganz Österreich gegründet. (Bei­
fall des Bundesrates Mag. Gudenus.)  

Ich habe schon gesagt, daß durch das Waldvier­
tel sehr  wohl  eine Erdgas leitung führt ,  aber ich 
muß Ihnen, Herr Gudenus, sagen, daß wir am 
Erdgas überhaupt nicht interessiert sind. 56 Pro­
zent der Gesamtfläche unseres Bezirkes sind 
Wald, und daher ist es eher unser Bestreben, d iese 
Hackschnitzelhe izungen zu insta llieren,  als I m­
portenergie in Form von Erdgas zu verwenden. 
(Beifall bei der Ö VP und Beifall der Bundesräte 
Markol-t'itsclt und Mag. Gudenus. ) 

Ich möchte es heute in diesem Hohen Haus 
nicht verabsäumen, einen Pionier, einen Vorden­
ker auf diesem Gebiet zu erwähnen, Herrn Pro­
fessor Dipl .- Ing. Dr.  Heinz Wohlmeyer, der 
schon an die 20 Jahre in  diese Richtung argumen­
tiert und auf den Einsatz der Bioenergie gedrängt 
hat. Ich würde empfeh len , die eine oder andere 
Publi kation von ihm zu diesem Thema zu lesen.  
Er war einer der vier Proponenten - dem Propo­
nentenkomitee habe auch ich angehört -, als in  
Ottenschlag diese B iogen-Genossenschaft ge­
gründet wurde. Bei dieser Gründungsversamm­
lung 1 980 waren 30 Mitglieder, 1 990 - bei der 
Zehnjahrfeier - waren es 1 63 Mitglieder.  

Wir freuen uns darüber - es erfül lt  uns nicht 
mit Überhebl ichkeit, sondern wir freuen uns ein­
fach darüber - ,  daß es uns gelungen ist, im 
Waldviertel zu  motivieren, daß in der Zwischen­
zeit neben vielen Einzelheizungen auch schon 
viele regionale Fernheizwerke gebaut wurden 
und in Betrieb sind, zu  bester Zufriedenheit in 
Betrieb sind - zum Beispiel in Traunstein, Vitis, 
Kautzen und Altenmarkt; diese Aufzählung 
könnte ich noch fortsetzen. Ich bin seh r  froh dar­
über. daß viele weitere in  P lanung oder in Bau 
sind . 

Noch etwas zu Ottenschlag, zu meiner ureigen­
sten Heimat: In Ottenschlag wird es in Zukunft 
ein Fernheizwerk mit Besc hickung von Hack­
schnitzeln  geben ,  das vier Sägewerke gemeinsam 
mit einer großen Mineralölfirma betreiben wer­
den. 
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Ich möchte auch noch erwähnen - Frau Dr.  
Hödl hat  das auch gesagt - ,  daß Niederösterreich 
gerade auf dem Sektor der Bioenergie führend ist. 
Ich bin unserem Landesrat B lochberger, über­
haupt unseren Verantwortlichen mit Landes­
hauptmann-Stellvertreter Dr. Pröl l  an der Spitze, 
welcher der Finanzreferent ist und für das Geld 
zuständig ist, sehr dankbar dafür, daß sie sehr 
früh erkannt haben, wohin der richtige Weg geht. 

In Österreich wurden seit 1 980 rund 9 000 Hei­
zungen gebaut,  davon ein Drittel in Niederöster­
reich. Mir ist schon bewu ßt, daß d ie Fernheizwer­
ke mit jenen b iogenen Rohstoffen beschickt wer­
den sollen , d ie in der Region vorhanden sind. Das 
bedeutet für mich. daß in Zukunft in den Getrei­
deanbaugebieten Fernheizwerke vermehrt mit 
Stroh beschickt werden sollen. 

Es wurde schon angesprochen, daß der Haus­
brand ein großer Schadstoffverursacher ist, weil 
d ie Temperatur bei der Verbrennung zu n iedrig 
ist. Aber gerade bei größeren gemeinsamen Anla­
gen wäre es möglich ,  entsprechende Fi lter einzu­
bauen und d ie entsprechende Wartung, d ie  dazu­
gehört, vorzune hmen. 

Die Energien aus nachwachsenden Rohstoffen 
sind eine Möglichkeit, uns vom Ausland am Ener­
giesektor, wie ich schon sagte, unabhängiger zu 
machen. Sie sind die Chance für die Umwelt und 
damit eigentl ich für jeden Bürger in unserem 
Land. Wir wissen heute al le, daß der Luftstrom 
n icht haltmacht bei den Grenzen ,  sondern daß er 
grenzüberschreitend ist. Ich sage es noch einmal 
sehr offen: Das ist auch die Chance für u ns Bau­
ern, aus der fatalen Exportsituation am Getrei­
desektor herauszukommen. Denn wenn wir in 
den nächsten Jahren,  wie es geplant ist und wie es 
heute auch schon Herr Bundesmin ister Dr. F isch­
ler angezogen hat, noch 80 000 bis 1 00 000 Hek­
tar in die Alternativproduktion bekommen, dann 
brauchen wir natürlich den Biosprit. Da würden 
wir n icht nur unabhängig vom Eiweiß se in, das 
wir in der Tierhaltung brauchen, denn das wäre 
das Nebenprodukt, sondern wir hätten eben d iese 
5 Prozent Beimischung anstatt B lei ab 1 993. ( Vi­
zepräsident S t r u  t z  e n b e r g e r  übernimmt den 
Vorsitz. ) 

Es wurde von allen Parlamentsparte ien immer 
wieder betont  - das, hat auch das letzte Mal der 
Herr Bundeskanzler getan - ,  daß sie sich zur flä­
chendeckenden bäuerl ichen Landwirtschaft be­
kennen. Dieser Weg wäre auch eine Förderung 
dieser flächendeckenden bäuerlichen Landwirt­
schaft, der für uns al le eine Chance ist. Wir von 
der ÖVP werden daher gerne unsere Zustim­
mung geben .  (Allgemeiner Beifall.) J5.32 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldu ngen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
n icht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Berichterstatter e in  Sch lußwort ge­
wünscht? - Das ist ebenfalls nicht der Fall . 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s e i  m m u n g beschließe der Bun­
desrat mit S I i m m e n e i n  h e , l i g k e i l, gegen 
den Geselzesbeschluß des Nationalrates k e i -

11 e 11 E i n  s p r Cl c h zu erheben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 1 991 betreffend ein Protokoll über den 
Beitritt Boliviens zum Allgemeinen Zoll· und 
Handelsabkommen (93/NR sowie 4066/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun  zum 7. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 29. Mai 199 1  be­
treffend e in Protokoll über den Beitritt Boliviens 
zum Al lgemeinen Zoll- und Handelsabkommen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Or. Kauf­
mann. Ich b itte um den Bericht. 

Berichterstatter Or. Kurt Kaufmann: Hohes 
Haus! Die Annahme des gegenständl ichen Proto­
kolls über den Beitritt Bol iviens zum GATT ist 
im handelspolitischen Interesse Österreichs gele­
gen. Durch die Annahme dieses Protokolls ent­
steht kein Einnahmenausfal l ,  da die von Öster­
reich im Rahmen des Al lgemeinen Zol l- und 
Handelsabkommens vereinbarten ermäßigten 
oder aufgehobenen Zollsätze aufgrund der Be­
stimmungen des Bundesgesetzes vom 29. Dezem­
ber 1 970 über zollrechtl iehe Maßnahmen gegen­
über Staaten,  Gebieten und Gebietsteilen, auf die 
die Bestimmungen des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens nicht angewendet werden, 
BGBI .  Nr .  4 1 9, auch auf Waren aus Bolivien an­
gewendet werden;  überdies werden anläßlich der 
Einfuhr bestimmter Waren aus Bolivien Vorzugs­
zölle gemäß den Bestimmungen des Präferenz­
zollgesetzes, BGBL Nr. 487/ 1 98 1 ,  erhoben. Die 
Durchführung dieses Proto kol ls wird voraussicht­
l ich keinen finanziellen Mehraufwand verursa­
chen. Österreich führte im Jahre 1 990 Waren im 
Werte von 8 1 ,7 Mil l ionen Schilling aus  Bolivien 
ein und exportierte in der gleichen Zeit Waren im 
Werte von 20,9 Mi l l ionen Schill ing nach Boli­
vien. 

Der Wirtschaftsausschuß  hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 1 99 1  
i n  Verhandlung genommen und einstimmig be­
sch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben .  
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle besch lie ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 199 1  betreffend ein Protokoll über den 
Beitritt Boliviens zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen wird kein  E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen l iegen nicht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fal l .  

Wir kommen zur Abstim mung. 

Bei der A b s l i m m U I1  g beschließt der BUI1-
desrat mit S l i m m e 11 e i n h e l l  i g k e i t. gegen 
den Beschluß des NationaLrates k e i 11 e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Ausfuhrfinanzierungsförderungs­
gesetz 1981 geändert wird ( 147/A - 11- 1 982 und 
144/NR sowie 4067/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 8. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 29. Mai 1 99 1  be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhr­
finanzierungsförderungsgesetz 1 98 1  geändert 
wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Drochter. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Karl Drochter: Hohes Haus! 
Mit dem vorl iegenden Besch luß des Nationalrates 
erfolgt d ie Anpassung einiger Bestimmungen des 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetzes, d ie 
durch d ie Novelle des Ausfuhrförderungs­
gesetzes 1 98 1  bedingt ist. 

Der Finanzausschuß hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 . Juni  1 99 1  in 
Verhandlung genommen und e instimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen E inspruch zu erheben. 

Als E rgebnis seiner Beratu ng stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 1 991  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Ausfuhrfinanzierungsförderungs­
gesetz 1 98 1  geändert wird, wird kein Einspruch 
erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein. Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Klomfar. Ich erteile ihm d ieses. 

15.37 

Bundesrat Helmut Klomfar (ÖVP, Wien) :  Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desmin ister! Hohes Haus! Ich glaube, ich brauche 
hier nicht zu betonen, wie wichtig Exportfinan­
zierung ist, ich möchte aber doch hinzufügen:  Je 
kleiner ein Erzeugerland ist, umso wichtiger ist 
eine Exportfinanzierung, weil der Binnenmarkt 
einfach zu klein ist, um kostendeckende Stück­
zahlen in der Produktion zu erreichen.  Das Ex­
portwachstum in  Österreich war in der letzten 
Periode auch deutlich höher als das Gesamt­
wachstum und natürlich noch höher als das Bin­
nenwachstum.  

Dem exportorientierten Tei l  der Wirtschaft 
geht es wesentl ich besser als jenem Tei l  der Wirt­
schaft, der nur  am Binnenmarkt tätig ist. Am Bin­
nenmarkt tätige Unternehmungen,  speziell heuer 
im Frühjahr, weisen stagnierende Umsätze auf, 
und ein ige Indikatoren weisen darauf hin ,  daß wir 
derzeit in einer Konjunkturverflachung sind. 
Zwei wichtige Indikatoren sind - das möchte ich 
nur erwähnen - die s inkende Importziffer von 
Konsumgütern  und zum Beispiel eine steigende 
Arbeitslosen rate am Einzelhandelssektor. Ohne 
oder mit wen iger Exportförderung wäre eine so 
hohe Exportquote, nämlich 40 Prozent, auch 
kaum zu halten .  

Es  wurde heute schon von Vorrednern darauf 
hingewiesen, und zwar sehr ausführlich,  daß die 
Exporte in den Osten problematisch sind. Ich 
möchte aus der Praxis sagen, daß Exporte in  die 
uml iegenden ehemals kommunistischen Länder 
sehr,  sehr schwierig geworden sind, und zwar 
nicht nur aus Wettbewerbsgründen, sondern auch 
aus anderen Gründen:  

Ein exportierendes U nternehmen hat zum Bei­
spiel in Ungarn, der Tschechoslowakei oder in 
Polen ein oder zwei Partner gehabt. Wenn die 
Geschäftsverbindung eingeführt war, dann ist das 
Geschäft dort gelaufen. Heute bekommt man für 
eine Produktgruppe mitunter aus einem Land 
200 bis 300 Anfragen und muß erst sondieren, 
welcher Partner bonitätsmäßig in Ordnung ist, 
der das Geschäft durchführen kann. Also das Ge­
schäft ist umständlicher und aufwendiger gewor­
den. 

Aus d iesen Gründen wird das Exportmarketing 
immer kostsp ie liger, und das ist wahrscheinlich 
mit e in Grund,  warum die österreichischen Ex­
porte sehr EG-Iastig sind, nämlich jetzt schon 
zwei Drittel überschritten haben, also schon die 
68-Prozent-Schwelle erreichen. Dem Export sehr 
dienlich ist die Bundeswirtschaftskammer mit ih­
ren 95 AußenhandelssteIlen. Ich möchte mich 
auch an dieser Stelle h ier bei unseren Handelsde­
legierten ,  die wirklich Großartiges leisten ,  bedan­
ken. Wir werden im Ausland von allen Wirt-
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schaftsvertretungen um diese Organisation benei­
det. 

Mein Wunsch wäre, es sol lten die Förderungen 
mehr von klein- und mittelständisc he n  Betrieben 
in Anspruch genommen werden,  sie sol lten mehr 
diesen Betrieben zugute kommen, und es sollten 
nicht nur  große Anlagegüter damit finanziert 
werden ,  wei l  es auch eine bessere Risikostreuung 
für den österreichischen Staat wäre . 

Wir haben eine Reihe von guten Produzenten ,  
die sic h  einfach nicht trauen, in den Export zu 
gehen,  weil  sie das Risiko scheuen .  Hier so llten 
die Förderungen einsetzen ,  also über Exportfi­
nanzierung h inaus noch Förderungen von Schu­
lung, von Marktforschung, von - auch das Wort 
ist heute gefal len - Know-how-Transfer, damit 
meine ich Management-Know-how. Allein in den 
umliegenden ehemaligen kommunistischen Län­
dern fehlen 20 000 Führungskräfte. Die Mehr­
heit in Ungarn zum Beispiel weiß  nicht, was eine 
Gewinn- und Verlustrechnung ist. Also dort ein 
Joint-venture einzugehen, kann leicht in ein 
"Joint-adventure" ausarten .  

Als Beispiel möchte ich anführen, wie man d ie­
sen Ländern helfen kann; auch das ist ja heute 
schon angesprochen worden. Es ist sehr wen ig, 
was da geschieht, aber wir in der Wiener Handels­
kammer zum Beispiel schulen derzeit ungarische 
Manager unter dem Motto "train the trainer" . 
Diese kommen zu uns nach Hernstein,  werden 
hier geschult und sollen wiederu m  ungarische 
Manager schulen. Da findet also ein echter Know­
how-Transfer statt. Wenn man das aber auf alle 
Länder wie Ungarn, Polen, Tschechoslowakei, 
aber auch Ostdeutsch land bezieht, dann ist das 
natür l ich  ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Also hier, glaube ich, sol l te auch der Staat hel­
fend e ingreifen ,  sodaß Joint-ventures in einer 
sehr  großen Anzahl - es wurden ja heute Ziffern 
genannt - eingegangen werden.  Es s ind nicht im­
mer so spektakuläre Joint-ventures, d ie in den 
Medien stehen,  sondern einfach kleine Produk­
tionsunternehmen mit 20 Mitarbeitern, die in 
Ungarn zum Beispiel gegründet werden und dann 
sehr erfolgreich dort arbeiten ,  aber es fehlt eben,  
wie gesagt, an den F ührungskräften .  

Die  Anhebung des Haftungsrahmens halte ich  
für  absolut notwendig. 

Abschl ießend möchte ich sagen ,  daß ich a lles 
begrüße, was den Export fördert, wei l  es letzten 
Endes auch e iner ausgeglichenen Zah lungsbilanz, 
d ie absolut notwendig ist, dient. 

Meine Fraktion stimmt daher d ieser gegen­
ständlichen Vorlage zu. - Danke schön .  (Allge­
meiner Beifall. ) 15.42 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Red ner ertei le ich Herrn Vizepräsiden­
ten Dr. Schambeck das Wort. 

/5.42 
Bundesrat Dr .  Herbert Scharnbeck (ÖVP, Nie­

derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster für Justiz! Meine sehr  verehrten Damen und 
Herren! Es ist erfreulich, daß uns dieser Tages­
ordnungspunkt die Gelegenheit gibt, auch der 
Außenhande lsorganisation ein Wort des Dankes 
und der Anerkennung zu sagen. 

Viele Staaten der Welt beneiden uns um diese 
Einrichtungen .  Manche haben zwar Handelsräte, 
so wie es Kulturräte gibt, aber so etwas wie d ie 
Außenhandelsorganisation hat kaum ein anderer 
Staat, und es ist wirklich erfreulich, welcher Typ 
an wirtschaftlichen Repräsentanten Österreichs 
seit Jahrzehnten entwickelt wurde. 

Wir sollten auch im Jahr 1 99 1  dankbar Julius 
Raab gedenken ,  der diese Außenhandelsorganisa­
tion mögl ich gemacht hat, und auch eines Man­
nes, der aus Vorarlberg stammt, damals für das 
österreichische Kammerrecht Entscheidendes 
beigetragen hat und jahrelang Bundesrat gewesen 
ist, der spätere Handelsminister und Unterrichts­
minister und Statthalter von Vorarlberg und mein 
Innsbrucker Fakultätskol lege. Herr Universitäts­
professor Dr. Ernst Kolb. 

Es war erfreulich, daß ein Großtei l  des Lebens­
werkes des hochverdienten Präsidenten lng. Sal­
l inger auch der Außenhandelsorganisation gegol­
ten hat. Im guten und nicht guten Zustand seiner 
Gesundheit ist Präsident  Sallinger von Erdteil zu 
Erdteil gefahren und ist dort ein Gütezeichen 
nicht al lein der österreichischen Wirtschaft, son­
dern überhaupt der Republik Österreich gewor­
den. 

Wer das Glück hatte, mit Parlamentarierdele­
gationen, entweder mit Bu ndesräten alleine oder 
mit Nationalräten, im Ausland zu sein, auch in 
anderen Erdteilen, hat immer freudig erlebt, 
durch die Außenhandelsdelegierten den Kontakt 
zu Auslandsösterreichern und ausländ ischen 
Wirtschaftskreisen zu er langen . Wenn ich heuer 
mit einer Gruppe von ÖVP-Bundesräten eine 
selbstbezahlte - ich darf das gleich unterstrei­
chen, obwohl d ie einen denken, man lügt, die an­
deren meinen,  man sei dumm - Reise durch 
Südamerika mache, so freuen wir uns jetzt schon, 
mit den Außenhandelsdelegierten diesen Kontakt 
pflegen zu können. Ich glaube. es ist wichtig. 
denn die österreichische Wirtschaft ist zum Glück 
durch eine Vielzahl von Klein- und Mittelbetrie­
ben gekennzeichnet, und d iese können sich ja kei­
ne solche "Außenabtei lung" leisten.  Es sind die 
Außenhandelsdelegierten außerordentlich wert­
vol l .  
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Es ist auch wirklich begrü ßenswert, wie die Au­
ßenhandelsdelegierten ,  d ie aufgrund einer klugen 
Personalpolitik der B undeswirtschaftskammer oft 
länger an e inem Ort sind als d ie konsu larischen 
und diplomatischen Vertreter Österreichs, auch 
mit unseren konsularischen und diplomatischen 
Vertretungen zusammenwirken und eine enorme 
Effizienz erzeugen, wobei es im Bundesrat nicht 
unerwähnt sei, wie e rfreulich es ist, daß al le öster­
reichischen Bundesländer in diesem Personal ­
stand der  Au ßenhandelsorganisation glänzend 
vertreten sind . Es ist wirklich erfreulich - das 
darf ich auch als Niederösterreicher sagen -, wie 
viele Vorarlberger in den Außenhandelsstel len 
vertreten sind.  Jetzt ist zum Beispiel, um nur ein 
Beispie l zu nennen, ein Vorarlberger Außenhan­
delsdelegierter in New York und ein anderer Vor­
arlberger Au ßenhandelsdelegierter in Washing­
to n. Es wäre sicherl ich einmal wertvol l .  eine Stu­
die zu schreiben,  welches Bundesland durch wen 
wo vertreten ist. 

Bei dieser Gelegenheit muß ich auch sagen, wie 
großartig ich es finde, wie viele C- und B-Kräfte 
im auswärtigen Dienst tätig sind und gleichzeitig 
auch gro ßartige Repräsentanten,  männlich und 
weiblich ,  des jeweil igen Bundeslandes dort sind. 
Auch das trägt zur föderal ist ischen Struktur bei .  
Wenn ich im Ausland bin. versäume i ch  es nie, 
die konsularischen und diplomatischen Vertre­
tungen vom Portier über den Chauffeur bis zum 
jeweil igen Botschafter oder Gene ralkonsul aufzu­
suchen und dann auch zu fragen,  woher sie kom­
men und ob sie besondere Anliegen haben, und 
ihnen zu sagen,  wie gro ßartig sie auch zusammen­
wirken, n icht immer u nter Verhältnissen, die als 
1 00prozentig optimal zu bezeichnen sind, in ihrer 
Unterbringung, in  ihrer  Dienstverpflichtung, wei l  
soviel auf s ie  zukommt. 

Denken wir nur daran, wie traurig es ist, was 
jetzt auf unsere österreichische Vertretung in 
Bangkok unter Herrn Botschafter Dr. Peter 
Klein, der selbst ein Studienkollege von m ir gewe­
sen ist und, Herr Justizminister ,  jahrelang in der 
Generalprokuratur tätig war, zugekommen ist 
und die wirklich Gro ßartiges leistet für d ie Hin­
terbliebenen bei  der komplizierten Situation, bei 
d iesem schrecklichen Trauerfa l l .  

Meine sehr Verehrten !  Gerade weil soviel Gu­
tes geschieht, über a l le Landes- und Parteigren­
zen h inweg, sollten wir uns  dessen bewußt sein -
auch gestern  ist das in der Ansprache der Frau 
P räsidentin Haselbach anläßlich der Ehrung von 
dre i  verdienten Bundesratsmitgliedern und in den 
Dankesworten des Herrn Professor Ogris zum 
Ausdruck gekommen -,  welche Verantwortung 
wir  a l le  für das Ansehen der Republik haben und 
welche Verantwortung wir  gegenüber jenen ha­
ben, d ie Mandataren ih r  Vertrauen geschenkt ha-

ben und die Legitimation hier  zu sein ,  ob auf der 
Regierungsban k  oder als Mandatar. 

Meine Herren von der Freiheitlichen Partei !  
Ich möchte mich h ier den Ausführungen meines 
Kol legen und Freundes, des Herrn B undesrates 
Dr. Kaufmann, anschlie ßen: Umso bedauerns­
werter ist es, wenn es Mandatare gibt, die einer 
parlamentarischen Kammer angehören und au­
ßerhalb des Hauses diese Kammer herabsetzen ,  
wobei ich  sagen möchte: Es ist selbstverständlich, 
wenn Kritik geübt wird. Ich habe das kürzlich 
beim Gebu rtstag der Frau Bundesrat Pirchegger 
zitiert, denn die Frau Bundesrat Grete Pirchegger 
hat ein gro ßes Famil ienfest in ihrer Gemeinde er­
leben können, Hunderte Menschen s ind gekom­
men. Sie ist eine geborene Rosegger, und ich habe 
mir erlaubt, Rosegger zu zitieren und zu sagen: 
Rosegger hat schon gesagt, der Staat braucht so 
wie die Uhr, damit sie geht, e ine best immte Unru­
he. Das gehört zur Lebenskraft dazu .  Auch wir 
brauchen eine bestimmte Unruhe zur Weiterent­
wicklung. Herr, laß mich bewegt sein, denn Ruhe 
ist der Tod ! 

Meine sehr Verehrten ! Nur al les in der entspre­
chenden Weise. Wir wissen, daß es eine Geschich­
te in diesem 20. Jahrhundert gegeben hat, die mit 
der Herabsetzung von Verfassungseinrichtungen 
begonnen und mit der Gefährdung der Freiheit 
von Menschen dann ihren Sc hluß gefunden hat. 
Diesen Weg wol len wir n icht gehen, meine sehr 
Verehrten !  (Beifall bei Ö VP und SPÖ sowie des 
Bundesrates Mag. Gudenus.) 

Ich erlaubte mir das auch zu sagen gegenüber 
dem Herrn Landeshauptmann von Kärnten, Dr. 
Haider ,  als er hier war. Man hat gewu ßt, Haider 
kommt, es ist ja monatelang angekündigt worden . 
Ich habe geglaubt, ich werde dort e in neues Ver­
fassungskonzept lernen können.  Da er  e inmal  As­
sistent für Öffentl iches Recht beim Kol legen 
Winkler war, ist es sach l ich n icht so unbegründet. 
Das ist aber al les n icht der Fall gewesen .  Ich habe 
mir dann gestattet, dem Herrn Landeshauptmann 
von Kärnten zu sagen, was mir einmal mein Vater 
auch sagte . Ich erlaubte mir auch. den Grund zu 
sagen. Es war die letzte Ohrfeige, die ich als Vier­
zehnjäh riger von ihm bekam ,  nicht zu Unrecht. 
Als ich dann sagte, ich hätte das so gemeint, sagte 
mein Vater - das darf ich I hnen fünf von der 
Freiheitlichen Partei sagen - :  Es kom mt nicht 
a llein darauf an, wie es der e ine meint, sondern 
wie es der andere aufnimmt. 

Hier m u ß  ich wirklich sagen, daß ich es bedau­
ernswert finde , daß von einer Fraktion ,  die sich 
unter der Führung des Herrn Professors Mag. 
Lakner wirklich um eine konstruktive Zusam­
menarbeit bemüht - das sei Ihnen ja n icht abge­
sprochen, im Gegenteil , wir freuen uns dort, wo 
eine sach liche Zusammenarbeit möglich ist - ,  
dann eine solche Presseaussendung gemacht wird, 
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und zwar n icht in irgendeinem Blättchen, nicht in 
e iner Kinderpost in  der Ausgabe für Erwachsene 
oder, ich weiß nicht, in einer Salonausgabe von 
"Basta" oder vom "Wiener" für Nichtmarxisten, 
meine sehr  Verehrten. (Heiterkeit.) Bitte, ich lese 
das nur, wenn ich warten muß - wei l  ich nicht 
Autofahren kan n;  das ist mein  Be itrag zur Ver­
kehrssicherheit - ,  daß ein öffentl iches Verkehrs­
m ittel kommt. Dann sehe ich, was es sonst noch 
gibt, ohne diese Zeitschriftenständer näher anzu­
sehen, denn da müßte man tägl ich zur Oster­
beichte gehen. (Neuerliche Heiterkeit. ) Aber hier 
ist es erschienen, bitte schön (der Redner hält ein 
fotokopiertes Blall in die Höhe), in der Zeitung 
der Freiheitlichen Partei, nicht irgendwo.  Und da 
Sie fünf prominente Mandatare Ihrer Partei sind, 
nehme ich doch an und dürfen wir doch anneh­
men, daß das, was dort erscheint, m it Ihrer Zu­
stimmung erscheint. 

Am Donnerstag, dem 1 3 . J uni  1 99 1  , erscheint 
in der "Neuen Freien Zeitung" , abgekürzt "NFZ" 
- ich nehme das jetzt zum ersten Mal in die 
Hand; ich beschäftige mich sonst nicht mit diesem 
Blättchen (erneute HeiterkeiO , aber ich habe das 
kopiert bekommen - ein Artikel mit der Über­
sc hrift: ., Ländersch lafkammer" . Ich möchte aller­
dings hinzufügen - man muß sich um Sachlich­
keit und Objektivität bemühen, noch dazu, wenn 
man d ie Ehre hat, neben dem Bundesminister für 
Justi z  zu stehen ( Zwischenruf des Bundesrates 
K r  e n n ) .  lassen Sie mich aussprechen, Kollege, 
nach mir kann sich jeder zu Wort melden - ,  es 
ist zwar Ihre Zeitung, aber ich halte Ihnen zugute, 
daß Mandatare nichts für all das können, was ein 
Journalist aus ihrer Presseaussendung macht. Es 
hat aber jeder die Gelegenheit, sich von dem, was 
u nter Mi ßbrauch seiner Ausführungen geschieht, 
zu d istanzieren.  

Wir haben es in Österreich sogar erlebt, daß 
s ich der Herr Landeshauptmann von Kärnten 
heute von se iner eigenen Äu ßerung distanziert 
hat. Er hat nämlich vor wenigen Stunden im 
Kärntner Landtag die Äußerung, die er in bezug 
auf die Verherrlichung der Beschäftigungspoltiik 
im Dritten Reich gemacht hat, zurückgenommen. 
Hier muß ich ehrlich sagen :  Man möge aus der 
Geschichte lernen! Da haben auch Sie Gelegen­
heit, sich davon zu d istanzieren .  

Schauen S ie, S ie  s ind seit einiger Zeit im Bun­
desrat, und Sie haben auch die heutige Sitzung 
erlebt. Da ist doch kein Gru nd gegeben, von e iner 
"Länderschlafkammer" zu sprechen. Wir haben 
uns heute in einem Tagesordnungspunkt mit ei­
ner wichtigen Zukunftsfrage beschäftigt, nämlich 
mit dem Wald,  mit der Volksgesundheit. - Wir 
haben eine Reihe von Mandataren erlebt, die sich 
genau auf ihre Rede vorbereitet hatten, und jede 
Rede selbst war eine Hauptrede, einschließlich je­
ner des Herrn Bundesrates Oberst Gudenus. Jede 

Rede war sachlich wohl  vorbereitet, und was das 
Großartige war, es hat jeder seine persönliche 
Note gehabt. Wenn man das einma l  nachliest -
ich werde das auch immer als Musterbeispiel an­
führen,  solange ich die Ehre habe, Öffentliches 
Recht zu lesen - ,  wird man erkennen, daß jedes 
Referat, obwohl es unabgesprochen war, das an­
dere ergänzt hat. Das hat sich kaleidoskopartig 
ergänzt, und am Schluß haben der Herr Bundes­
minister und der Herr . . .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat! Darf ich bitten, zum Thema zu spre­
chen! (Beifall bei der FPÖ. )  

Bu ndesrat Dr. Herbert Schambeck (fortset­
zend): Das ist einer der seltenen Fälle, wo Kol lege 
Strutzenberger den ausdrücklichen Applaus der 
Freiheitlichen Partei hat. (Heiterkeit. - Bundes­
rat K 0 n e C 11 y: Der kann sich dann davon distan­
zieren!) 

Sie können also nicht behaupten, daß unsere 
Kammer heute eine "Schlafkammer" gewesen sei .  
Allerdings können Sie von der Freiheitlichen Par­
tei das gar nicht gewußt haben, denn während der 
großen Rede des Herrn Landeshauptmannes von 
Tirol und des Herrn Landwirtschaftsministers 
sind Sie nämlich nicht im Saal gewesen. 

Wenn  Sie daher unsere Kammer . . . ( Wider­
spruch bei der FPÖ.) Sie waren nicht herinnen !  
Wenn Sie daher unsere Kammer dabe i  kritisieren, 
dann müssen Sie . . .  (Anhaltende Zwischenrufe 
bei der FPÖ. )  Am Schluß waren Sie nicht da ! Sie 
waren be i der Abstimmung nicht herinnen, das 
sei festgestellt ! Daher meine ich, man kann bei 
sich selber beginnen und die Aufwertung schon 
anfangen.  (Beifall bei ÖVP und SPÖ. )  

I m  übrigen, meine Damen und Herren, könnte 
man Punkt für Punkt dieser Aussendung unter  
die Lupe nehmen, wobei ich  Ihnen zugute halten 
möchte, daß die Zusammenstel lung und die Aus­
wahl  nicht so ist , wie Sie es vie l leic ht gemeint ha­
ben. Ich möchte Sie aber ersuchen, daraus keine 
Dauergeschichte werden zu lassen, wei l wir u ns 
das auf die Dauer nicht kommentarlos gefallen 
lassen würden. 

Wir ersuchen S ie ,  die Vorschläge, die Sie hier 
einbringen ( Vizepräsident S i r  u l z e n  b e  r g e r: 
Herr Vizepräsident, bitte!) - damit komme ich 
wirklich zum Schlu ß, Herr Präsident Strutzenber­
ger -, als entsprechende Reformvorschläge in je­
nen Gremien einzubringen, in denen wir sitzen .  
Es  liegt auch an  Ihnen, die ehemalige Bundesrätin 
und jezt Dritte Präsidentin des Nationalrates Dr .  
Heide Schmidt zu  ersuchen ,  das im Nationalrats­
präsidium zu unterstützen ,  damit es zu einer Wei­
terentwicklung der Kompetenzen kommt, wie es 
schon bisher geschehen ist, ohne daß Sie herinnen 
gewesen sind und ohne daß die Freiheitl iche Par-
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tei durch 40 Jahre hindurch auch nur  ein einziges 
Mal im Nationalrat eine föderal istische Initiative 
ergriffen hätte. Was Sie getan haben,  war ,  jeden 
Einspruch abzuschmettern . ( Vizepräsident 
S t r u t z  e n b e r g e r: Herr Vizepräsident!) Die 
besten Wünsche!  (Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 15.55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Lakner. 
Ich erteile es ihm.  

/5 .55 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz-

burg): Herr Minister ! Herr Präsident! Hohes 
Haus! Darf ich mich zu einer tatsäch lichen Be­
richtigung zum Wort melden? ( Vizepräsident 
S t r II t z  e n b e r g e r: Bilte, eine tatsächliche Be­
richtigung.' ) 

Sehr verehrter Herr Präsident ! Wir waren al le 
vier Mandatare - Kollege Schwab ist leider im 
Krankenhaus - während der ganzen  Rede des 
Herrn Landeshauptmannes anwesend. Ich möch­
te das nur zur Kenntnis bringen. (Bundesrälin Dr. 
H ö d  l: Bei der Abstimmung waren Sie nicht da.') 

Darf ich noch einen Satz sagen: Daß wir länge­
re Zeit nicht anwesend waren, hat e inen Grund . 
Es wäre uns lieber gewesen, manches hier zu d is­
kutieren  oder bei anderer Gelegenheit, nur wir 
waren durc h die Umstände gezwungen  (Bundes­
rat Dr. 0 g r i s: In der Cafeteria zu sitzen.' ) ,  das zu 
diskutieren.  15 .56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeld ungen l iegen nicht vor. 

Wü nscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e in Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit S I i m m e n e i n h e l l  i g k e i t. gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e Tl E i Tl S p r  u c h zu erheben. 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Glücksspielgesetz und das Aus­
schreibungsgesetz 1989 geändert werden (69 
und 14 1/NR sowie 4059 und 4068/BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen n un zum 9. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 29. Mai 1 99 1  be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Glücks-

spie lgesetz und das Ausschreibungsgesetz 1 989 
geändert werden. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Albrecht 
Konecny. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Albrecht Konecny: Hohes 
Haus! Der vorl iegende Beschluß des Nationalra­
tes sol l  die Voraussetzungen dafür schaffen, die 
Österreich ische Glücksspielmonopolverwaltung 
aufzu lösen und die von dieser Dienststel le ausge­
übten unentbehrlichen Kontrol laufgaben an an­
dere Dienststel len des Finanzressorts und an öf­
fentliche Notare zu übertragen .  Die Auflösung 
der Österreichischen Glückssp ielmonopolverwal­
tung ist durch die Übertragung der vom Bund 
betriebenen Glücksspiele an e inen privaten Kon­
zessionär bedingt. 

Während bisher im Rahmen der Spielbanken­
aufsicht sowohl  abgabenrechtl iche als auch spie­
ler- beziehungsweise konsumentenschutzrechtli­
che Kontrol laufgaben in Personalunion durchge­
führt werden, sol len diese Agenden künftig 
arbeitstei l ig durch Bedienstete des für die Erhe­
bung der Gebühren und Verkehrssteuern örtlich 
zuständigen Finanzamtes und des Bundesministe­
riums für Fi nanzen wahrgenommen werden,  um 
daraus resultierende Synergieeffekte zu lukrieren.  
Be i sonstigen Nummernlotterien und Konzessio­
närspielen sol l  künftig ausschl ießlich ein öffentli­
cher Notar die Ziehungen überprüfen.  

Bei sämtlichen sonstigen Ausspielungen sol l  die 
Gebarungsprüfung und die Kontrol le der wid­
mungsmäßigen Reinertragsverwendung von öf­
fentlichen Notaren durchgeführt werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni  1 99 1  in  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfeh len, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wol le beschließen: 

Gegen den Beschlu ß des Nationalrates vom 
29. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Glücksspielgesetz und das Aus­
sch reibungsgesetz 1 989 geändert werden, wird 
kein Einspruch erhoben . 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Kam­
pichler. Ich erteile ihm dieses. 

1 5.58 
Bundesrat Franz KampichIer (ÖVP, Nieder­

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen und 
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Herren! Hoher Bundesrat ! Die Änderung des 
Glücksspielgesetzes gibt mir  die Möglichkeit, ei­
nige Überlegungen und Anregungen hinsichtlich 
der derzeitigen Situation bei den Spielautomaten 
einzubringen.  Ich darf Sie bitten, obwohl ich der 
letzte Redner  bin, noch einige Minuten Geduld 
aufzubringen, denn ich glaube, gerade in diesem 
Bereich kommt e s  wirklich zu  einer Entwicklung, 
die uns allgemein Sorge bereiten sol lte , die aber 
von vielen nicht beachtet wird. 

Der Markt aus dem Fernen Osten über­
schwemmt uns mit elektronischen Spielautoma­
ten, die an Brutalität u nd Primitivität kaum zu 
überbieten s ind.  Gewinner bei diesen elektroni­
schen Automaten sind jene Spieler, d ie die mei­
sten Figuren, die sich ihnen  in den Weg stellen, 
vernichten. 

Meine geschätzten Damen und Herren ! Wir 
zerbrechen uns den Kopf darüber, warum Bruta­
lität in so vielen Bereichen unseres Lebens, in un­
serer Gese llschaft so dramatisch zunimmt. Diese 
Automaten sind sicherl ich einer der Gründe da­
für, denn man kann sich vorstellen,  daß jemand, 
der sich an so lchen Spielautomaten aufgebaut 
hat, diese Aggressionen und diese Stärken dann 
auch in der Wirkl ichkeit gegenüber seiner Umge­
bung auslebt. 

Wenn dann noch dazu Alkohol im Spiel ist , 
wachsen der M ut und die Kraft fast ins Unendli­
che. Über die daraus resultierenden Dramen, ge­
schätzte Damen und Herren, können wir fast täg­
lich in den Zeitungen lesen. 

Mein Bundesland Niederösterreich hat ver­
sucht, dieses P roblem dadurch in den Griff zu 
bekommen, indem ein Spielautomatenbeirat zu­
sammengesetzt wurde, der prüfen soll ,  welche 
Spiele für den Markt zugelassen werden dürfen .  
Dieser Automatenbeirat setzt sich aus allen ge­
sellschaftlichen Schichten zusammen, auch die 
Wirtschaft ist dort vertreten .  Ich gehöre ebenfalls 
d iesem Beirat an,  und ich möchte Ihnen doch ei­
nige der Erfahrungen aus d iesem Beirat mittei len. 

Es sind im großen und ganzen d rei Kriterien, 
die für uns ausschlaggebend sind, ob wir ein Spiel 
für den Markt, für öffentliche Spielhallen , für 
Gaststätten und so weiter zulassen: Das Spiel darf 
nicht gegen d ie guten Sitten verstoßen, es darf das 
Töten von Menschen und es dürfen andere For­
men der Brutalität in diesem Spiel n icht vorkom­
men, und das Spiel darf keine Gewinne ermögli­
chen. 

Das heißt natürlich,  daß vor allem jene Spiele, 
bei denen es auf Geschickl ichkeit ankommt, von 
uns zugelassen werden. Nun beklagen sich die d is­
zipl inierten Automatenaufsteller darüber, daß ge­
rade diese Spiele nicht d ie begehrtesten sind, und 
sie beschweren sich, daß s ie finanziell ins Hinter-

treffen geraten, wei l  diese Spie lautomaten nicht 
im gewünschten Ausmaß frequentiert werden.  Sie 
werden von Brutalspielen, die anscheinend eine 
besondere Anziehungskraft ausüben, konkurren­
ziert, und zwar deshalb konkurrenziert, weil es in 
diesem Bereich angeblich e in ige "sc hwarze Scha­
fe" gibt, die sich nicht an d ie gesetzliche Situation 
halten und die eben unerlaubt solche Spielauto­
maten in Hinterzimmern aufstellen. 

Das zweite Faktum,  das uns in Niederösterreich 
ganz besonders entlastet, ist, daß die Gesetzeslage 
in der Stadt Wien völlig anders ausschaut. Hier 
darf praktisch jeder Spielautomat legal aufgestellt 
werden, wenn nur die erforderliche Gebühr an 
die Gemeinde dafür abgeliefert wird. Angeblich 
steigt diese Gebühr auch mit der Attraktivität -
und damit in  Richtung Brutal ität - des Automa­
ten. Experten behaupten, daß die Stadtgemeinde 
Wien 35 Milionen Schil l ing pro Monat aus d iesen 
zweifelhaften Geschäften einnimmt.  

Ich glaube, jeder Mensch mit einem ein igerma­
ßen gesunden Menschenverstand wird mir bei­
pflichten, daß Einkünfte, die aus einem solchen 
Geschäftszweig, der viele Menschen ins Unglück 
stürzt, als unmoralisch zu bezeichnen sind. Men­
schen, d ie sich in einer schwierigen Lebenslage 
befinden, flüchten sich in d ie Welt solcher Spiele 
und machen damit ihre Sache noch schl immer. 
Die Gemeinde Wien hat aber keine Bedenken, 
Gelder aus d iesen zweifelhaften Geschäftsberei­
chen zu kassieren. Gelder , d ie aus Geschäften un­
zäh liger Menschen in schwierigen Notsituationen 
kommen, und Gelder, die eigentlich - auch 
wenn sie meinetwegen dann für humanitäre 
Zwecke verwendet werden - in keiner Weise ge­
rechtfertigt eingehoben werden dürften. 

Ich möchte an dieser Stelle an Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren Kollegen des Bun­
desrates - vor allem an jene in Wien - appellie­
ren, daß Sie sich dieser Sache einmal annehmen. 
Vielleicht besteht die Möglichkeit, h ier eine Än­
derung herbeizuführen. Für Niederösterreich ist 
es schwierig, weil ja d ie Grenzen hier bedeutungs­
los sind: Wer in Niederösterreich d iese Automa­
ten n icht vorfindet, sie aber unbedingt braucht, 
kann sich in  Wien momentan bestens bedienen. 

Geschätzte Damen und Herren ! Aber auch 
wenn die gesetzl ichen Bestimmungen zur besten 
Zufriedenheit gelöst werden könnten ,  ist es sehr  
schwierig, d ie Gefahren d ieser Branche in  den 
Griff zu bekommen. Es ist den Exekutivorganen 
fast nicht möglich, zu kontrollieren, welche Gerä­
te für den Markt zugelassen worden sind und wel­
che verboten wurden. Vor allem ist es auch des­
halb sehr schwierig, weil in den jewei ligen Bun­
desländern verschiedenste Regelungen zur An­
wendung kommen. 
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Geldspielautomaten ,  bei denen b is zu 5 S 
eingeworfen werden und Gewinne bis zu 200 S 
erzielt werden können ,  fallen in d ie Länderkom­
petenz. Geldspielautomaten, deren L imits dar­
über liegen, fallen in Bundeskompetenz. Ich glau­
be, auch h ier  wäre es günstig, wenn wir - vor 
al lem auch  im Interesse der d iszipl in ierten Auto­
matenaufstel ler - einheitliche Lösungen fänden 
und wenn - meinetwegen - die gesamten 
Glücksspielautomaten in die Bundeskompetenz 
fal len würden. Da würde ich ohneweiters einer 
zentralistischen Regelung zust immen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  
Wenn wir in  Österreich e inheitliche Lösungen 
hätten, dann kön nten wir generell  d iese Brutal­
spiele und - vielleicht damit auch in e inen Topf 
geworfen - die Brutalvideos überhaupt von der 
Einfuhr ausnehmen, sodaß d iese Dinge a lso über­
haupt nicht e ingeführt werden dürften. Wer sich 
jemals mit dieser Materie beschäftigt hat, wird 
mir bestätigen ,  daß wir dadurch unseren Mitmen­
schen nichts Wesentliches vorenthielten .  Ande­
rerseits würden wir dadurch labileren Charakte­
ren, die auf solche Beeinflussungen oft verhee­
rend reagieren,  vieles ersparen.  Vor allem würden 
wir auch ihren Famil ienangehörigen sehr, sehr  
viel Leid ersparen. 

Für jeden verantwortungsvol len Politiker müß­
te es e in Anliegen sein ,  d iese Fehlentwicklungen 
zu unterb inden . Ich hoffe im Interesse al ler Be­
troffenen, daß es uns gel ingt, bei einer k ünftigen 
Novellierung auch d iese .�berlegung�.n zu be­
rücksichtigen .  (Beifall bei O VP und SPO. )  1 6.06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e i n  Schluß­
wort gewünscht? - Das ist  ebenfalls n icht der 
Fall .  

Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m U ll g beschließt der Bun­
desrat mit S [ i m  m e n e i n h e L L  i g k e i l, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalraces k e i  -
n e  11 E i n  s p r  u c h zu erheben. 

10.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 199 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Punzierungsgesetz geändert wird (107 
und 142/NR sowie 4069/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 1 0. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 29. Mai 1 99 1  be-

treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Punzie­
rungsgesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Piehier. Ich 
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Norbert Pichler: Herr Präsi­
dent! Herr Minister !  Meine sehr geschätzten Da­
men und Herren !  Der gegenständliche Beschlu ß 
des Nationalrates trägt dem Umstand Rechnung, 
daß bei der Festsetzung kostendeckender Punzie­
rungsgebühren nunmehr auch der Edelmeta l l­
preisverfa l l  und die allgemeinen Kostensteigerun­
gen berücksichtigt werden können. 

Darüber hinaus so llen durch den vorl iegenden 
Beschluß umfassende Vereinfachungen im Ver­
fahren bei der E infuhr punzieru ngspfliehtiger 
Gegenstände herbeigeführt werden.  Di�ses Ziel 
soll dadurch erreicht werden ,  daß d ie Uberstel­
lung zol lamtlich abgefertigter Sendungen an das 
Punzierungsamt praxisgerechter gestaltet und auf 
Sicherstel lungen verziehtet wird. Von der Abfer­
tigung zum Vormerkverkehr sowie von dessen 
Beendigung durch andere Umstände als durch 
Wiederausfuhr  wird die Punzieru ngsverwaltung 
vom Zol lamt verständigt werden.  

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. J uni  199 1  in 
Verhandlung genommen und mit  Stimmenmehr­
heit besch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfeh­
len,  keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt  der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Punzierungsgesetz geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m II n g beschließt der Bun­
desrat mit S t i m  m e n m e h r  h e i t, gegen den 
GesetzesbeeschLuß des Nationalrates k e i n e n 
E i n  s p r u c h zu erheben. 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Mai 1991 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und dem Köni­
greich Marokko über die grenzüberschreitende 
BefOrderung von Personen und Gütern auf der 
Straße ( l06/NR sowie 4070/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 1 1 . Punkt der Tagesordnung: Be-
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sch luß  des Nationalrates vom 29. Mai 1991 be­
treffend e in  Abkommen zwischen der Republ ik  
Österreich und dem Königreich Marokko über 
die grenzüberschreite nde Beförderung von Perso­
nen und G ütern auf der Straße. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Prähauser. 
I ch  bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Herr Präsi­
dent !  Herr Bundesminister!  Meine Damen und 
Herren! Das gegenständl iche Abkommen wird in 
Hinkunft die Grundlage für die gegenseitig einzu­
räumenden Genehmigungskontingente sein .  Ge­
mäß den Bestimmungen des Abkommens bedür­
fen nämlich Güterbeförderungen auf der Straße 
zwischen den Vertragsparteien oder im Transit 
d u rch deren Gebiet - mit Ausnahme der im Ab­
kommen als nicht der Genehmigungspflicht be­
ziehungsweise Kontingentierung unterliegend an­
geführten - einer Genehm igung. Dabei wird von 
den zuständigen Behörden der Vertragsparteien 
u nter Berücksichtigung der beiderseitigen ver­
kehrs- und gesamtwirtschaftlichen Interessen -
aber auch der jewei ligen verkehrspolitischen Ziel­
setzungen - ein bestimmtes Höchstmaß an Ge­
nehmigungen (Kontingent) vereinbart. 

D ie gewerbsmäß ige Personenbeförderung zwi­
schen den beiden Ländern unterl iegt m it Ausnah­
me der Rundfahrten und der sogenannten "Ab­
setzfahrten" (besetzte Hinfahrt in den anderen 
Staat mit ansch ließender Leer-Rückfahrt, was in 
der Praxis wohl nur selten der Fal l  sein dürfte) 
gleichfalls e iner Genehmigung durch die jeweils 
andere Vertragspartei .  

Das Abkommen enthält ferner ein Kabotage­
verbot (Verbot der Beförderung zwischen zwei 
O rten im jeweils anderen Vertragsstaat) , '  Zoll­
und Abgabenvorschriften ,  Bestimmungen über 
die statistische Erfassung der österreichisch-ma­
rokkanische n  Straßentransporte und über d ie 
wechselse itige E inhaItung der nationalen Rechts­
vorschriften durch die Beförderungsunternehmer 
und deren Fahrpersonal. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat d ie gegenständliche Vorlage in  seiner 
S itzung vom 1 2. Juni 1 99 1  in Verhandlung ge­
nommen u nd einstimmig beschlossen ,  dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
e rheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stel lt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so­
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Gegen den Beschluß des Nat ionalrates vom 
29. Mai 1 99 1  betreffend e in Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und dem Königreich 
Marokko über die grenzüberschreitende Beförde­
rung von Personen und G ütern auf der Straße 
wird kein Einspruch erhoben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Dies ist nicht 
der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s I i m m u. n g beschließt der Bun­
desrat mit 5 l i  m m e n e i 11 h e L l  i g k e i  t, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i 11 e fl E i II -

S p r  u. c h zu erheben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Die Ta­
gesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, da ß seit der letzten bezie­
hungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
vier Anfragen, und zwar 800/J bis 80311 , einge­
bracht wurden.  

Den Selbständigen Antrag der Bundesräte Dr. 
Wabl und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem d ie Jurisdiktionsnorm geändert wird. 
habe ich dem Vorschlag der Antragsteller ent­
sprechend dem Rechtsausschuß zur weiteren ge­
schäftsordnungsmäßigen Behandlung z u g  e -
w i e  s e n. 

Die E inberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schrift l ichem Wege er­
folgen. Als Sitzungstermin  ist Mittwoch,  der 
26. Juni 1 99 1 , 9 Uhr,  in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung d ieser Sitzung kommen 
- neben der Wahl des Präsidiums des Bundesra­
tes - jene Vorlagen in Betracht, d ie der National­
rat bis dahin verabschiedet haben wird, soweit sie 
dem Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zu­
stimmungsrecht des Bundesrates unterl iegen. 

Die Ausschußvorberatu ngen sind für Dienstag, 
den 25. Juni  1 99 1 ,  ab 1 5  Uhr  vorgesehen.  

Die jetzige Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 1 6  Uhr 1 5  Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei .  91 0322 

542. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)72 von 72

www.parlament.gv.at




